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Vorwort  

Regierung von Oberbayern 

 

Die Darstellung in den Karten zur Raumstruktur des Regionalplans Südostoberbayern 
in der Urfassung aus dem Jahre 1988 endete noch an der bayerischen Landesgrenze. 
Mittlerweile ist die grenzüberschreitende Planung, nicht nur im Regionalplan Südost-
oberbayern, fortgeschritten. Grenzübergreifendes Leben und Arbeiten ist für viele Men-
schen inzwischen zu einer Selbstverständlichkeit geworden. Für große Teile der Regi-
on Südostoberbayern nimmt Salzburg oberzentrale Funktionen wahr. 

Die Abstimmung von grenzübergreifenden Planungen stellt aber nicht zuletzt durch die 
unterschiedlichen administrativen Einheiten, Gesetze und raumordnerischen Instru-
mente immer noch eine große Herausforderung dar. Erschwerend kommt hinzu, dass 
auch die Datengrundlagen für die Planung alles andere als einheitlich vorliegen. Gera-
de deshalb ist das Projekt „EuRegionale Raumpotenziale, Raumindikatoren und 
Raumszenarien als Entscheidungsgrundlage für eine innovative Raumentwicklung in 
Südostoberbayern und Salzburg“ so wichtig. 

Mit dem Themenschwerpunkt des vorliegenden Teilendberichts erfolgte erstmals in 
dieser Form eine grenzübergreifende Analyse und Bewertung von Wohnstandorten, die 
auf für beide Seiten der Landesgrenze homogenisierten Datengrundlagen aufbaut. Mit 
Blick auf den Demographischen Wandel und eine umweltfreundliche Erreichbarkeit 
(kurze Wege) von Einrichtungen der Grundversorgung sowie im Lichte des Siedlungs-
drucks um das Oberzentrum Salzburg wurde ein wichtiges und zukunftsweisendes 
Thema aufgegriffen, welches nur in einer grenzübergreifenden Betrachtungsweise um-
fassend behandelt werden kann. 

Mit den hier erarbeiteten Ergebnissen liegt jetzt eine hervorragende Grundlage für die 
zukünftige räumliche Planung auf regionaler wie lokaler Ebene vor.  

Herzlicher Dank gebührt dem Bearbeiter-Team für die gelungene Arbeit und die stets 
konstruktive Zusammenarbeit. 

 
RRin Dipl.-Ing. Katja Gloser 

Regionsbeauftragte für die Region Südostoberbayern bei der Regierung von Oberbayern 
 

ORR Dipl.-Geograph Thomas Bauer 
Regierung von Oberbayern  

Leiter des Sachgebiets Raumordnung, Landes- und Regionalplanung  
in den Regionen Oberland und Südostoberbayern  
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Vorwort  

Stadtgemeinde Salzburg 

 

Die Europaregion Salzburg entwickelt sich kontinuierlich zu einem gemeinsamen Le-
bensraum, bei dem Grenzen zunehmend an Bedeutung verlieren. Umso mehr ist auch 
die Raumplanung gefordert, nicht in starren Verwaltungsgrenzen zu denken, sondern 
die Region als einen gemeinsamen Planungsraum zu verstehen. Als Zentrum dieser 
Region kommt dabei der Stadt Salzburg eine besondere Bedeutung zu. 

Insofern ist es der Stadt ein besonderes Anliegen, dass die Forschungsarbeiten zur Er-
stellung von einheitlichen Planungsgrundlagen stetig vorangetrieben werden. Das ge-
genständliche Projekt „EuRegionale Raumpotenziale, Raumindikatoren und Raumsze-
narien als Entscheidungsgrundlage für eine innovative Raumentwicklung in Südost-
oberbayern und Salzburg“ (kurz EULE) ist ein wichtiger Baustein in der Bereitstellung 
von Planungsunterlagen in einer neuen, bisher nicht vorliegenden Qualität. 

Diese Arbeit wird vor allem in Zusammenhang mit der Umsetzung des Masterplanes für 
den Zentralraum eine bedeutende Rolle spielen. Die Analysen zur Wohnstandortquali-
tät zeigen eindeutig, dass der Wohnungsneubau nur dort Sinn macht, wo schon jetzt 
die soziale und technische Infrastruktur vorhanden ist. Die „Innenentwicklung“ sowie 
die „Stadt der kurzen Wege“ müssen das raumplanerische Handeln bestimmen. Die 
Stadt Salzburg und Freilassing sowie Oberndorf und Bad Reichenhall weisen jene 
günstigen Voraussetzungen auf, die dafür sprechen, den erforderlichen Wohnungs-
neubau konsequent auf diese Städte zu konzentrieren und damit der nach wie vor stark 
fortschreitenden Suburbanisierung mit all ihren negativen Auswirkungen im Salzburger 
Zentralraum wirkungsvoll entgegenzutreten. 

Zu danken ist besonders dem Projektteam von iSPACE unter Leitung von Mag. Dr. 
Thomas Prinz, das mit viel Engagement und Fachwissen eine hervorragende Arbeit 
vorgelegt hat. 

 
Mag. Josef Reithofer 

Mag. Brigitte Neubauer 
Stadtgemeinde Salzburg 

Amt für Stadtplanung und Verkehr 
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1. EuRegionale Raumanalyse –  
Projektbeschreibung  

Der Grenzraum Salzburg - Bayern entwickelt sich stetig zu einem gemeinsamen grenzübergreifenden 
Wirtschafts-, Arbeits- und Lebensraum, bedingt durch die Lage der Landeshauptstadt Salzburg unmittel-
bar an der Staatsgrenze zu Deutschland und den Beitritt Österreichs zur Europäischen Union im Jahre 
1995. Dadurch wird eine grenzüberschreitende Zusammenarbeit in der Raumordnung, der Verkehrs- und 
Infrastrukturplanung und anderen verschiedensten Lebensbereichen immer wichtiger, um künftige Heraus-
forderungen zu bewältigen und um gemeinsame Entwicklungspotenziale in der Europaregion Salzburg zu 
nutzen.  

Auch die Planungsinstrumente beider Länder nehmen bereits auf diese besondere Situation Rücksicht. So 
kennzeichnen sowohl das Landesentwicklungsprogramm von Salzburg (LEP Salzburg 2003: AMT DER 

SALZBURGER LANDESREGIERUNG 2003), als auch das von Bayern (LEP Bayern 2006: STMWIVT 2006) ei-
nen grenzüberschreitenden Verflechtungsraum zum gemeinsamen Oberzentrum Salzburg. Als Problem 
hat sich dabei jedoch herausgestellt, dass viele raumordnungsrelevante Planungs- und Datengrundlagen 
bisher nur für das jeweilige Land, nicht aber grenzüberschreitend bereitgestellt werden konnten. Für die 
Behördenarbeit gibt es also kaum aktuelle und fundierte, grenzübergreifend abgestimmte Planungsgrund-
lagen, Raumszenarien und konkrete Handlungsansätze auf kleinräumiger Ebene. Festzustellen ist das 
v.a. für die Bearbeitung von - für eine nachhaltige Entwicklung bedeutenden - Zukunftsthemen (z.B. Infra-
struktur, Öffentlicher Verkehr, Wohnen, Arbeiten, Versorgung). Auch Studien zur künftigen Raumentwick-
lung und zu räumlichen Trends auf europäischer und nationaler Ebene (bspw. Espon, ÖROK, BBR) be-
rücksichtigen kaum grenzübergreifende Verflechtungen und raumfunktionale Zusammenhänge, sondern 
orientieren sich an nationalen (administrativen) Raumeinheiten. Folglich können in Planungsprogrammen, 
Sachkonzepten, Teilraumgutachten und raumordnerischen Entscheidungen die existenten grenzüber-
schreitenden Strukturen sowie Verflechtungen und somit auch die gemeinsamen Entwicklungspotenziale 
nur eingeschränkt Beachtung finden. Gerade das wäre aber auch für die Schaffung eines gemeinsamen 
Raumbewusstseins und einer verstärkten regionalen Sichtweise von Bedeutung.  

Die Abstimmung raumbezogener Planungsprozesse über administrative und nationalstaatliche Grenzen 
hinweg stellt sicherlich eine der größten Herausforderungen nachhaltiger Raumentwicklung dar und ist ei-
ne wichtige Grundvoraussetzung für die Sicherstellung von Lebensqualität sowie Erfolgsbedingung für den 
Wettbewerb unter städtischen Regionen.  

Die Durchführung des gegenständlichen Projektes "EuRegionale Raumpotenziale, Raumindikatoren und 
Raumszenarien als Entscheidungsgrundlage für eine innovative Raumentwicklung in Südostoberbayern 
und Salzburg" (kurz: EuRegionale Raumanalyse - EULE) erfolgt im Rahmen des Ziel 3 Programms 
Deutschland / Österreich. In einer umfassenden Kooperation der Länder Bayern und Salzburg, der Stadt 
Salzburg, der Universität Salzburg (Z_GIS), der Landkreise Berchtesgadener Land und Traunstein, der 
Bayerischen Eisenbahngesellschaft, des Instituts für Geoinformatik PLUS e.V. im Berchtesgadener Land 
sowie des Research Studios iSPACE als Projektträger werden sachthemenbezogene Planungsgrundla-
gen in wichtigen grenzüberschreitenden Fragestellungen anwendungsorientiert entwickelt.  

Die Ergebnisse des Projektes unterstützen beispielsweise die Planung von S-Bahn Haltestellen, die Ent-
wicklung und Überarbeitung von Planungsstrategien der Länder Bayern und Salzburg oder auch - hier 
erstmalig grenzübergreifend umgesetzt - die Bewertung der infrastrukturellen Versorgung im erweiterten 
Wohnungsumfeld.  

Der vorliegende Endbericht Teil 3 stellt die gemeinsam mit den Projektpartnern und Fachbehörden erar-
beiteten Ergebnisse mit dem Themenschwerpunkt „Grenzübergreifende Wohnstandortanalyse und -
bewertung“ bereit. Die weiteren Projektergebnisse wie u.a. Entscheidungsgrundlagen für die grenzüber-
greifende ÖPNV-Planung (Endbericht Teil 2) und grenzübergreifende Bewertung und Analyse des Ver-
flechtungsraumes Salzburg (Endbericht Teil 1) wurden ebenfalls in Berichten publiziert.  
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Eine Reihe von grenzübergreifenden Herausforderungen wird sich vor allem im Bereich der Siedlungs-
entwicklung durch einen hohen Bedarf an neuen Wohnungen - bedingt durch Bevölkerungszuwächse und 
weitere Faktoren, wie beispielsweise eine Änderung der Haushaltsstruktur hin zu kleineren Haushalten - 
ergeben. Die derzeitigen Wohnungsverhältnisse in der Europaregion Salzburg führen zunehmend zu 
Wohnungsengpässen und hohen Kosten. Dies bewirkt, dass immer mehr Menschen Wohnen im erweiter-
ten Umland bevorzugen, wodurch es zu negativen Auswirkungen auf die Bereiche Verkehr, Umwelt und 
Landschaftsverbrauch kommt. 

Im vorliegenden Endbericht erfolgt eine grenzübergreifende Analyse und Bewertung von Wohnstandorten 
in der Region. Auf Basis grenzübergreifender Datensätze, die im Projekt EULE erarbeitet wurden, kann 
ein Set von räumlichen Indikatoren entwickelt und in weiterer Folge eine multithematische Bewertung von 
Wohnstandorten durchgeführt werden. Aus den durchgeführten Analysen und Bewertungen ergeben sich 
mehrere Ergebnisse in Form von Kartendarstellungen, deren Erarbeitung im Bericht beschrieben wird. Die 
Ergebnisse wurden gemeinsam mit den Aufgabenträgern und Projektpartnern erarbeitet und sollen als in-
novative Planungsgrundlagen beim Aufbau einer grenzüberschreitend und regional koordinierten, koope-
rativen Siedlungsentwicklung hilfreich sein. Sie dienen als Entscheidungshilfen, um erstmals grenzüber-
greifend mögliche Siedlungsschwerpunkte räumlich abgrenzen und Standortbereiche vor allem aufgrund 
der infrastrukturellen Ausstattung miteinander vergleichen zu können. Ziel ist es, jene Standortbereiche 
nach einer grenzübergreifend vergleichbaren Methode zu identifizieren, die sich durch eine hohe Dichte 
an infrastrukturellen Einrichtungen auszeichnen. Dies stellt eine Grundvoraussetzung dar, um der Bevöl-
kerung eine umweltfreundliche Erreichbarkeit (kurze Wege) von Einrichtungen der Grundversorgung zu 
ermöglichen und negative Umwelt-Folgewirkungen zu reduzieren.  

 
Projektpartner und Fördergeber:  

� Amt der Salzburger Landesregierung,  
Fachreferent Raumforschung und grenzüberschreitende Raumplanung  

� Bayerisches Staatsministerium für Wirtschaft, Infrastruktur, Verkehr und Technologie  

� Stadt Salzburg, Amt für Stadtplanung und Verkehr  

� Regierung von Oberbayern, Regionsbeauftragter für die Region Südostoberbayern  

� Zentrum für Geoinformatik, Universität Salzburg  

� GI Plus Institut für Geoinformatik PLUS BGL  

� Amt der Salzburger Landesregierung, Landesbaudirektion - Referat 6/23 (Schwerpunkt ÖPNV)  

� Bayerische Eisenbahngesellschaft (BEG) (Schwerpunkt ÖPNV)  

� Landkreis Berchtesgadener Land (Schwerpunkt ÖPNV)  

� Landkreis Traunstein (Schwerpunkt ÖPNV)  

� EuRegio Salzburg - Berchtesgadener Land - Traunstein  

1.1. Projektziele  
Ziel des Interreg IV A Projektes EuRegionale Raumanalyse (EULE) ist es, in einer umfassenden Koopera-
tion und Vernetzung von Behörden, Planungs- und Entscheidungsträgern zwischen Bayern und Salzburg, 
innovative und umsetzungsorientierte Entscheidungsgrundlagen mit Geographischen Informationssyste-
men (GIS) grenzübergreifend zu entwickeln. Dafür müssen die Planungsgrundlagen der räumlich-
funktionalen Integration des Grenzraumes und den seit dem EU-Beitritt Österreichs zunehmend be-
obachtbaren Raumverflechtungen besser gerecht werden. Dies erfordert auch die Ausweitung des Pro-
jektgebietes auf benachbarte Gebiete der EuRegio in Österreich und Bayern.  

Das Projekt EULE setzt einen wichtigen Impuls, um möglichst „grenzbereinigte“ und den raumfunktionalen 
Verflechtungen entsprechende innovative Planungsgrundlagen bereitzustellen.  
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Ausgewählte Projektziele zur Unterstützung der Steuerung einer nachhaltigen Raumentwicklung:  

� Erarbeitung von grenzübergreifenden Datengrundlagen und Durchführung von räumlichen Einzugs-
bereichsanalysen im Verflechtungsraum der Europaregion Salzburg  

� Entwicklung grenzüberschreitender Raumindikatoren unter Mitarbeit der Gemeinden als Grundlage für die 
Erarbeitung nachhaltiger Planungsstrategien für die Regionalentwicklung  

� Bewertung regionaler infrastruktureller Raumpotenziale (infrastrukturelle Wohnstandortanalyse und -
bewertung) für den verdichteten grenzübergreifenden Stadt-Umlandbereich  

� Erstellung von Entscheidungshilfen für eine grenzübergreifende Stadtregion der kurzen Wege durch Be-
reitstellung von Planungsgrundlagen, Erreichbarkeitspotenzialanalysen sowie durch Aufzeigen von Hand-
lungsoptionen  

� Ableitung zukünftiger Herausforderungen der Raumentwicklung und Infrastrukturplanung aus bestehenden 
Raumszenarien  

Durch die umfassende grenzübergreifende Kooperation auf verschiedenen Ebenen werden vor allem auch die 
Zusammenarbeit und der Erfahrungsaustausch der Projektpartner und regionaler Behörden unterstützt.  

Um überhaupt zukunftsorientierte Maßnahmen in einer grenzübergreifenden funktionalen Region ergreifen 
zu können, bedarf es gemeinsamer und aufeinander abgestimmter Raumindikatoren und Planungsgrund-
lagen. Die anwendungsorientierte Erarbeitung von sachthemenbezogenen Planungsgrundlagen in wichti-
gen grenzüberschreitenden Fragestellungen (z.B. S-Bahn Planung), ist Ziel des Projektes. Das Bearbei-
tungsgebiet umfasst das Land Salzburg und Südostoberbayern (Projektgebiet), wie auch schwerpunktmä-
ßig den verdichteten, grenzübergreifenden Stadt-Umlandbereich Salzburg für spezifische Fragestellungen.  

1.1.1. Inhaltliche Schwerpunkte  

Ein durchgehendes gemeinsames Projektmanagement unter Leitung des Projektträgers wird eingerichtet, 
das die Projektpartner und weitere Partner sowie regionale Behörden koordiniert und die Umsetzung aller 
Arbeitspakete begleitet. Für die Steuerung des Projektes wird vom Lead-Partner eine Steuerungsgruppe 
eingerichtet, in der alle Haupt-Fördergeber (Bayerisches Staatsministerium, Stadt und Land Salzburg) so-
wie die Regierung von Oberbayern (Regionsbeauftragter für die Region Südostoberbayern) vertreten sind. 
Alle strategischen, inhaltlichen und operativen Schwerpunkte für das gesamte Projekt werden dabei ge-
meinsam abgestimmt. Für das Modul „Entscheidungsgrundlagen für die grenzübergreifende ÖPNV Pla-
nung (S-Bahn)“ erfolgt die Einrichtung einer zusätzlichen ÖPNV-Facharbeitsgruppe mit den weiteren För-
dergebern (Land Salzburg, Landesbaudirektion - Referat 6/23, Bayerische Eisenbahngesellschaft, Land-
kreise Berchtesgadener Land und Traunstein). Das gemeinsame Projektmanagement koordiniert das ge-
genständliche Projekt, stimmt die Projektergebnisse mit den Partnern und den regionalen Behörden ab 
und koordiniert die regelmäßigen Vernetzungsworkshops.  

Zur Vermittlung von Zwischen- und Endergebnissen und zur breiten Information von Projektergebnissen 
wird eine Öffentlichkeitsarbeit projektbegleitend eingerichtet. Im Rahmen des Projektes sind verschiedene 
Maßnahmen zur Öffentlichkeitsarbeit (Poster / Projektfolder / Publikationen etc.) vorgesehen. Daneben 
werden kompakte workshopartige Veranstaltungen (Raumforum) in Abstimmung mit der projektbegleiten-
den Arbeitsgruppe 1- bis 2-mal jährlich durchgeführt. Weiters ist auch geplant, Ergebnisse aus Teilprojek-
ten zu publizieren und eine Projekthomepage mit den (Teil-)Ergebnissen einzurichten.  

Modul „Datengrundlagen und Indikatoren“  

Um die Informationsdefizite aufgrund der Staatsgrenze und dadurch bedingter behördlicher Zuständigkei-
ten und Datenstandards zu überwinden, werden innovative Ansätze zum grenzübergreifenden Datenab-
gleich entwickelt. Dabei findet eine Weiterentwicklung und räumliche Ausdehnung der Daten- und Pla-
nungsgrundlagen für das erweiterte Projektgebiet (Land Salzburg / Region 18) statt. Raumdaten und Sta-
tistiken der beiden Länder Bayern und Salzburg werden aus deren geographischen und regionalstatisti-
schen Informationssystemen elektronisch zusammengeführt.  
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Wichtige regionalstatistische Informationen aus dem bayerischen Informationssystem GENESIS und aus 
ISIS, dem Informationssystem von Statistik Austria, werden für das Projektgebiet erschlossen und zu-
sammengeführt. Hierbei wird eine grenzübergreifende Datenbasis auf Gemeindeebene schwerpunktmä-
ßig für die Themen Demographie, Wirtschaft, Tourismus und Wohnen unter besonderer Berücksichtigung 
der grenzübergreifenden Vergleichbarkeit von statistischen Merkmalen erstellt. Dabei werden wichtige Er-
fahrungen und Kooperationen für die grenzübergreifende Zusammenführung dieser Rauminformationen 
entwickelt und zukunftsweisende Konzepte erarbeitet, um die durch die Staatsgrenze bedingten Informati-
onsdefizite zwischen Bayern und Salzburg zu überwinden.  

Ein großer Bedarf besteht auch in der Erstellung von großmaßstäbigen Planungsgrundlagen zur grenz-
übergreifenden Bevölkerungsverteilung. Unter Verwendung von aktuellen Datengrundlagen aus den 
Raumordnungskataster (ROK) und von neuesten ATKIS-Daten (Amtliche Topographisch-Kartographische 
Informationssystem) werden Modelle zur Datendisaggregation weiterentwickelt. Der für die grenzübergrei-
fende Bevölkerungsverteilung entwickelte innovative Rasterzellenansatz wird weiterentwickelt und räum-
lich ausgeweitet. Diese großmaßstäbigen Planungsgrundlagen sind für eine vorausschauende grenzüber-
greifende Raumplanung (bspw. S-Bahn Planung) und Abstimmung von Handlungsstrategien von großer 
Bedeutung.  

Modul „Grenzübergreifende Bewertung / Analyse des Verflechtungsraumes Salzburg“  

Ein indikatorenbasierter Ansatz zur grenzübergreifenden Analyse und Bewertung des Verflechtungs- und 
Agglomerationsraumes mit Methoden der geographischen Informationsverarbeitung wird entwickelt. Dabei 
werden auch Datengrundlagen und räumliche Verflechtungen der angrenzenden Großräume München 
und Linz mitberücksichtigt.  

Neben der grenzübergreifenden Abgrenzung von Agglomerationsräumen, der Charakterisierung der Regi-
on anhand von Raumtypen und der Quantifizierung der Intensität der regionalen Pendlerverflechtung wird 
auch die Reichweite der Attraktivität wichtiger infrastruktureller Einrichtungen (Universität Salzburg, Fach-
hochschule Rosenheim, Freizeitinfrastruktur etc.) in der Europaregion Salzburg vergleichend untersucht. 
Die Ergebnisse dieses Moduls stellen wichtige Grundlagen für eine gemeinsame grenzübergreifend abge-
stimmte Raumentwicklung und Infrastrukturplanung sowie für die Stärkung eines gemeinsamen Raumbe-
wusstseins dar. Insbesondere für eine nachhaltige Weiterentwicklung der Europaregion Salzburg ist eine 
grenzübergreifende Planung infrastruktureller Einrichtungen und Angebote von großer Bedeutung.  

Modul „Entscheidungsgrundlagen für eine grenzübergreifende ÖPNV-Planung“  

Eine der zentralen Herausforderungen im Themenkomplex zukünftiger Raumentwicklung der Europaregi-
on Salzburg ist die Entwicklung und Realisierung von Strategien ressourcenschonender Siedlungsentwick-
lung. Dabei sollen zukünftige regionale Entwicklungen (Wohnen / Arbeiten) vermehrt auf bestehende und 
die Standort- und Lebensqualität beeinflussende infrastrukturelle Einrichtungen abgestimmt werden.  

Ziel des gegenständlichen Moduls ist, den grenzübergreifenden ÖPNV durch die Erstellung von Pla-
nungsgrundlagen und dem Aufzeigen von Handlungsoptionen zur Konkretisierung der Region der kurzen 
Wege zu unterstützen. Entscheidungsgrundlagen zur grenzübergreifenden ÖPNV Planung entlang der 
Trassen Salzburg-Straßwalchen-Mattighofen und Salzburg-Freilassing-Traunstein-Traunreut-Trostberg 
und Abstimmung mit der Siedlungsentwicklung (Stadtregion der kurzen Wege) werden kartographisch und 
in Diagrammform (Erreichbarkeitspotenziale) aufbereitet. Hierzu kommt ein räumliches Analyseverfahren 
zur Ermittlung der Erreichbarkeitspotenziale bestehender und geplanter S-Bahn Haltestellen zur Anwen-
dung. Die grenzübergreifenden, entscheidungsunterstützenden Erreichbarkeitsmodelle und Raumindikato-
ren unterstützen die nachhaltige Regionalentwicklung und stellen wichtige Grundlagen für eine grenzüber-
greifend abgestimmte Infrastruktur- und ÖPNV-Planung dar.  

Modul „Grenzübergreifende Wohnstandortanalyse und -bewertung“  

Für eine verstärkte Abstimmung der Siedlungsentwicklung mit wohnortnahen Einrichtungen der Grundver-
sorgung erfolgt die Entwicklung von grenzübergreifenden Planungsgrundlagen. Als Grundlage für die Be-



 5  

wertung der infrastrukturellen Versorgung im erweiterten Wohnungsumfeld werden erstmals grenzüber-
greifende detaillierte Datengrundlagen zur infrastrukturellen Versorgung im verdichteten Stadt-
Umlandbereich Salzburg integriert und aufbereitet.  

Es wird ein Set an räumlichen Indikatoren zur räumlichen Bewertung der infrastrukturellen Versorgung im 
erweiterten Wohnungsumfeld entwickelt. Hierzu wird basierend auf grenzübergreifend abgestimmten Da-
tengrundlagen ein GIS-gestütztes Modell zur Bewertung der regionalen, infrastrukturellen Raumpotenziale 
angewandt. Dabei wird die Nähe des Wohnstandorts zu Einrichtungen der Grundversorgung wie Schulen, 
Kindergärten, Nahversorgung oder ÖPNV integrativ analysiert. Ziel ist die Unterstützung einer verstärkten 
regionalen Abstimmung der Siedlungsentwicklung und Raumnutzung mit den grenzübergreifenden Raum-
potenzialen.  

Der gegenständliche Bericht entstand gleichzeitig mit der Masterarbeit von Dagmar Schnürch, welche im 
Rahmen des Projekts EULE zum Thema „Grenzüberschreitende Wohnstandortanalyse und -bewertung in 
der Europaregion Salzburg“ (SCHNÜRCH 2011) verfasst wurde. Aus diesem Grund entsprechen Teile die-
ses Berichts Ausschnitten der Masterarbeit, wobei auf ein ständiges Verweisen verzichtet wurde. 

Modul „Szenarienanalyse als Grundlage für die Regionalentwicklung“  

Projektziel ist auch, bestehende räumliche Szenarien und Prognosen (bspw. ESPON, ÖROK, BBR) hin-
sichtlich ihrer Aussagen für die weitere Entwicklung der Europaregion Salzburg zu analysieren, denn 
selbst Studien zur künftigen Raumentwicklung und zu räumlichen Trends auf europäischer und nationaler 
Ebene berücksichtigen kaum grenzübergreifende Verflechtungen und raumfunktionale Zusammenhänge.  

Zukünftige Herausforderungen der Raumentwicklung und Infrastrukturplanung werden für verschiedene 
Themenbereiche wie „nachhaltige Regionalentwicklung“, „Bevölkerung / Demographie“ oder „Wirtschaft / 
Tourismus“ strukturiert herausgearbeitet und eine zukunftsorientierte Regionalentwicklung dadurch unter-
stützt.  
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2. Einführung –  
Grenzübergreifende Wohnstandortanalyse und –bewertung 

Dieses Kapitel stellt eine Einführung in die Thematik und die Hintergründe einer grenzübergreifenden 
Wohnstandortanalyse und -bewertung, wie sie im vorliegenden Bericht durch ihre Ziele, Indikatoren und 
Ergebnisse präsentiert wird, dar. Ausgehend von Bevölkerungs- und Haushaltsprognosen für die Region 
und von Entwicklungen in der Vergangenheit wird auf den folgenden Seiten die Notwendig der Steuerung 
der Siedlungsentwicklung sowie der Bedarf einer grenzübergreifenden Planung auch in diesem Bereich 
erläutert. 

Bevölkerungs- und Haushaltsprognosen 

Basierend auf der Bevölkerungsprognose der Statistik Austria vom Herbst 2009 veröffentlichte die Öster-
reichische Raumordnungskonferenz gemeinsam mit der Statistik Austria 2010 eine „Kleinräumige Bevöl-
kerungsprognose für Österreich 2010-2030 mit Ausblick bis 2050“. Diese stellt das Ergebnis einer Modell-
rechnung - ausgehend von einer Basisbevölkerung entsprechend dem Bevölkerungsstand zum 1.Jänner 
2009 (Bevölkerungsregister der Statistik Austria) bis ins Jahr 2050 - dar. Demnach wird die Bevölkerung 
im Bundesland Salzburg auch in Zukunft wachsen, und zwar um 6% bis 2030 und um 8% bis 2050, aus-
gehend von 2009. Das stärkste Bevölkerungswachstum ist in Österreich rund um die großen Städte zu 
erwarten, wobei das für Salzburg prognostizierte Wachstum im Vergleich zu anderen Städten und Regio-
nen noch eher gering ist (HANIKA 2010).  

Für die beiden an Salzburg angrenzenden bayerischen Landkreise Berchtesgadener Land und Traunstein 
zeigt die „Regionalisierte Bevölkerungsvorausberechnung für Bayern bis 2029“, dass die Bevölkerungs-
zahl im Berechnungszeitraum 2009-2029 weitgehend stabil bleibt, d.h. sich 2009 gegenüber 2029  nur -
2,5 bis unter 2,5% verändern wird (BLFSD 2010). Weitere Prognosen rechnen für die nächsten 20 Jahre 
mit einem Bevölkerungswachstum von 4% für den Landkreis Berchtesgadener Land und von 1% für den 
Landkreis Traunstein (Masterplan Kernregion Salzburg 2011).  

Um dem Bevölkerungswachstum gerecht zu werden, hat das Amt der Salzburger Landesregierung aus-
gehend vom 1. Jänner 2009 den zukünftigen Wohnungsbedarf für das Land Salzburg und ausgewählte 
Teilräume in den kommenden Jahren erhoben. Der Gesamtbedarf an Wohnungen 2009 bis 2013, welcher 
sich aus dem bestehenden Wohnungsdefizit und dem zusätzlichen Wohnungsbedarf, verursacht durch 
den Bevölkerungszuwachs und die dadurch bedingte Zunahme an Haushalten in diesen Jahren, zusam-
mensetzt, beläuft sich demnach für den Bezirk Salzburg-Stadt auf etwa 4.000 Wohnungen. Für die Zent-
ralregion, welche die Stadt Salzburg und die direkt angrenzenden Gemeinden (Anif, Bergheim, Elsbethen, 
Grödig, Hallwang, Koppl und Wals-Siezenheim) umfasst, wurde ein Gesamtbedarf von 5.166 Wohnungen 
ermittelt, wovon 38% auf den Abbau des vorhandenen Wohnungsdefizits entfallen. Bei einem Ausblick in 
die fernere Zukunft, also bei der Frage nach dem Wohnungsbedarf in den Jahren 2014 bis 2028, geht 
man von einem weiteren Anstieg aus, wenn auch mit geringeren Zuwachsraten als in den Jahren davor 
(AMT DER SALZBURGER LANDESREGIERUNG 2008). Im Masterplan, dem kooperativen Raumkonzept für die 
Kernregion Salzburg, wird mit einem Wohnungsneubaubedarf von rund 28.000 in der Kernregion in den 
nächsten 20 Jahren gerechnet, was einer durchschnittlichen Wohnbauleistung von 1.400 Wohnungen pro 
Jahr entspricht (Masterplan Kernregion Salzburg 2011). 

Auch eine Grundlagenstudie zur Überarbeitung des Sachprogramms „Siedlungsentwicklung und Betriebs-
standorte im Salzburger Zentralraum“ von 1995 liefert ein ähnliches Bild der Entwicklung von Bevölke-
rungs- und Siedlungsstruktur: Mit einer etwas abnehmenden Dynamik wächst demnach der Salzburger 
Zentralraum nach wie vor merklich, wobei immer noch starke Bevölkerungszuwächse im Umland der Stadt 
und außerhalb regionaler Zentren verzeichnet werden. Aufgrund einer feststellbaren Abnahme der Haus-
haltsgrößen und der sich ändernden Lebensstile hat man aber auch bei geringer Bevölkerungszunahme 
mit beachtlichen Wohnungs- und Haushaltszuwächsen zu rechnen (WANKIEWICZ & SCHRENK 2004).  
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Bedarf einer grenzübergreifenden Planung der Siedlungsentwicklung 

Um die Siedlungsentwicklung im Salzburger Zentralraum gezielt auf geeignete Standorte zu richten, wur-
de 1995 ein Sachprogramm entworfen („Sachprogramm Siedlungsentwicklung und Betriebsstandorte“), 
welches 2009 durch das „Sachprogramm Standortentwicklung für Wohnen und Arbeiten“ neu erarbeitet 
wurde. Damals wurde ausgehend von einem Trendszenario ein Zielszenario entwickelt, welches als Pla-
nungsphilosophie für eine Lenkung der Siedlungsentwicklung dienen sollte. Die Proberegisterzählung von 
2006 ermöglicht einen Vergleich der geplanten Entwicklung mit der tatsächlichen Entwicklung in den ver-
gangenen Jahren: Bereits bis 2006 übertraf der Wohnungszuwachs im Salzburger Zentralraum die eigent-
lichen Erwartungen für das Jahr 2011. Das Ziel des Sachprogramms für die Stadtgemeinde Salzburg wur-
de deutlich „übererfüllt“, während das Ziel, die Wohnungsentwicklung stärker in sogenannte Regionalzen-
tren und Regionale Nebenzentren zu steuern, nicht erreicht werden konnte. Hingegen wuchsen alle ande-
ren Gemeinden im Zentralraum doppelt so hoch wie als Zielsetzung im Sachprogramm von 1995 festge-
legt worden war (Masterplan Kernregion Salzburg 2011, AMT DER SALZBURGER LANDESREGIERUNG 1995).  

Raumplaner Christof Schremmer ist Teil des Bearbeitungsteams des Masterplans, einem kooperativen 
Raumkonzept für die Kernregion Salzburg, welches als aktuelles Instrument zur Lenkung u.a. der Sied-
lungsentwicklung in der Region in Kapitel 4.1 einfließt. Er weist in einem Artikel der Salzburger Nachrich-
ten vom Mai 2010 auf die bereits genannten Fehlentwicklungen hin: Vor allem beim Wohnbau habe sich 
die Stadt Salzburg in den vergangenen Jahren langsamer entwickelt als die Umlandgemeinden. Zudem 
habe sich der Wohnbau in den letzten Jahren vor allem in verkehrsmäßig schlecht entwickelten Gemein-
den vollzogen. Gemäß dem Raumordnungsprogramm 1993/94 sei vorgesehen gewesen, den Wohnbau 
auf Gemeinden mit Bahnanschluss („Entlastungsgemeinden“) zu konzentrieren. Genau dort seien aber die 
Einwohnerzahlen in den letzten Jahren kaum angestiegen. Als Gründe dafür werden einerseits die indivi-
duellen Entscheidungen der einzelnen Gemeinden bezüglich Baulandausweisungen angeführt, und ande-
rerseits die Grundstückseigentümer, denen es schlussendlich  überlassen ist, ob und zu welchem Preis 
sie Bauland anbieten. Dabei gäbe es auch in der Stadt hochwertige Flächen und Standorte, die momentan 
schlecht genutzt werden. Ausbaupotenzial für Wohnungen im Umland von Salzburg sieht der Raumplaner 
beispielsweise in Freilassing. Als Gründe dafür nennt er die Nähe zu Bahn und Autobahn sowie große 
Flächenreserven nahe der Stadt Salzburg. Zudem betont er, dass eine Stadterweiterung jenseits der 
Grenze und somit eine Weitsicht über die nahe Staatsgrenze nach Bayern für Salzburg besonders wichtig 
ist (BRUCKMOSER 2010).  

Neben Freilassing stellen auch andere Orte, wie z.B. Ainring-Mitterfelden oder Laufen, attraktive Wohn- 
und Arbeitsstandorte für Salzburger dar, und auch die Stadt Traunstein gewinnt durch die kurze Reisezeit 
in die Stadt Salzburg, die mittlerweile bei 30 Minuten liegt, an Attraktivität (WANKIEWICZ 2009). Dass be-
sonders viele Menschen von Bayern nach Salzburg pendeln, verdeutlicht der Ausschnitt einer Pressemel-
dung der Salzburger Landeskorrespondenz: 

„4.000 hierhin und 2.000 dorthin! Die Rede ist von Pendlern zwischen Salzburg und Bayern. Die Zahl der 
so genannten Grenzgänger hat in den vergangenen Jahren zugenommen. Vor allem die Zahl derer, die 
zum Arbeiten nach Salzburg kommen.[...] Dass die Grenze zwischen Salzburg und Bayern in den Köpfen 
der Arbeitnehmer/innen kaum noch existiert, zeigt das rapide Ansteigen der Grenzgänger“ (LAND SALZ-

BURG 2011) 

Folgende Ausschnitte aus dem Anzeigenteil der Salzburger Nachrichten weisen darauf hin, dass sich in 
den letzten Jahren ein grenzüberschreitender Immobilienmarkt entwickelt hat, der beispielsweise versucht, 
für Kauf- und Mietobjekte im Umland auch jenseits der Grenze aufgrund ihrer Nähe zur Stadt zu werben. 
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Abb. 1 Sammlung von Immobilienanzeigen für den Grenzraum Salzburg - Bayern  

[Ausschnitte von Immobilienanzeigen der Salzburger Nachrichten zwischen Sept. 2010 und Jan. 2011] 

Es ist somit nicht zu übersehen, dass der salzburgisch-bayerische Grenzraum immer mehr zu einem ge-
meinsamen, grenzübergreifenden Wirtschafts-, Arbeits- und Lebensraum zusammenwächst. Daher wird 
auch eine Zusammenarbeit in allen Lebensbereichen, vor allem aber in Raumordnung sowie Verkehrs- 
und Infrastrukturplanung von immer größerer Bedeutung. Die Landeshauptstadt Salzburg liegt direkt an 
der Staatsgrenze zu Deutschland, was die Tatsache, dass zahlreiche Überlegungen und Planungen an 
der Grenze haltmachen, beinahe absurd erscheinen lässt. Nur durch grenzüberschreitende Zusammenar-
beit lassen sich die Entwicklungspotenziale der EuRegio Salzburg - Berchtesgadener Land - Traunstein 
optimal nutzen und künftige Herausforderungen am besten bewältigen. Zu diesem Zweck entstand inner-
halb der EuRegio eine Facharbeitsgruppe Raumplanung. Außerdem wurde ein Entwicklungskonzept für 
die EuRegio ausgearbeitet und ein gemeinsames Regionalmanagement eingerichtet. Zwar wird mittlerwei-
le auch in den Planungsinstrumenten der beiden Länder – den Landesentwicklungsprogrammen von 
Salzburg und von Bayern – auf die grenznahe Situation Rücksicht genommen, jedoch verhindern fehlende 
grenzübergreifend abgestimmte, für die Raumordnung relevante Planungs- und Datengrundlagen eine 
uneingeschränkte Betrachtung der grenzübergreifenden Strukturen, Verflechtungen und gemeinsamen 
Entwicklungspotenziale in Planungsprogrammen, (Teilraum)Konzepten, raumordnerischen Entscheidun-
gen, etc. (PRINZ et al. 2010). Verglichen mit dem hohen Verflechtungsgrad, den die Europaregion Salzburg 
mittlerweile aufweist, findet in der Raumordnung wenig grenzübergreifende Abstimmung statt (WANKIEWICZ 
2009). 

An dieser Problematik setzt das gegenständliche Interreg IV A - Projekt EULE („EuRegionale Raumanaly-
se“) an, welches aufbauend auf Vorgängerprojekten seit 2008 grenzübergreifende Datengrundlagen und 
sachthemenbezogene Planungsgrundlagen für wichtige grenzüberschreitende Fragestellungen schafft, 
räumliche Analysen im Verflechtungsraum durchführt und sich wesentlichen Themen im grenzübergrei-
fenden Raum, wie z.B. ÖPNV, beispielsweise durch Erreichbarkeitsanalysen, annähert (PRINZ et al. 2010).  

„Die Abstimmung raumbezogener Planungsprozesse über administrative und nationalstaatliche Grenzen 
hinweg stellt sicherlich eine der größten Herausforderungen nachhaltiger Raumentwicklung dar und ist ei-
ne wichtige Grundvoraussetzung für die Sicherstellung von Lebensqualität sowie gleichzeitig Erfolgsbe-
dingung für den Wettbewerb unter städtischen Regionen.“ (PRINZ et al. 2010) 

Unter diesen Aspekten scheint es sinnvoll, auch bei der Bewertung von Wohnstandorten über die Grenzen 
hinwegzusehen und neues Wohnbauland im grenzüberschreitenden Verflechtungsraum mit dem gemein-
samen Oberzentrum Salzburg dort auszuweisen bzw. dort nachzuverdichten, wo beispielsweise durch 
gemeinsame Infrastruktur bereits ein ideales Wohnumfeld gegeben ist. Diesem Zweck dient der Schwer-
punkt „Grenzübergreifende Wohnstandortanalyse und -bewertung“ des Projekts EULE, welcher die Ent-
wicklung von räumlichen Indikatoren zur Bewertung der infrastrukturellen Raumpotenziale für das Thema 
Wohnen in der Region zum Ziel hat, und im vorliegenden Endbericht aufbereitet ist.  
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3. Wohnstandortwahl 

Der Wohnort nimmt in unserem Lebensalltag eine wichtige Stellung ein, da er zugleich den Mittelpunkt un-
seres individuellen Lebens- und Aktionsraumes, ein wesentliches soziales Kontaktfeld sowie den Bezugs-
raum für die Sozialisation unserer Kinder und Jugendlichen darstellt. Das Vorhandensein von Geschäften, 
Schulen, etc. im nahen Wohnumfeld, sowie deren Qualität beeinflussen unsere Teilnahme am gesell-
schaftlichen Leben und prägen gemeinsam mit anderen Faktoren, wie z.B. nachbarschaftlichen Kontakten 
oder Konflikten, die Zufriedenheit mit dem Wohnstandort (BECKMANN et al. 2006). Unterschiedliche Le-
bensstile und Alltagsabläufe führen natürlich dazu, dass jeder einzelne von uns unterschiedliche Ansprü-
che an sein Wohnumfeld stellt. Während es für den einen besonders wichtig ist, eine Einkaufsmöglichkeit 
in der Nähe zu haben, wählt der andere seinen Wohnort vor allem nach der Durchgrünung des Wohnum-
felds aus. Ebenso können sich die Anforderungen an unseren Wohnstandort und das Wohnumfeld je nach 
Lebensabschnitt ändern (VCÖ 2010). 

Erschließungs- und Mobilitätskosten 

Vor allem die Kosten beeinflussen die Wohnstandortwahl in sehr hohem Maße, was häufig dazu führt, 
dass Wohnen im erweiterten Umland bevorzugt wird, da hier die Immobilienpreise grundsätzlich niedriger 
sind als im Zentrum. Die daraus folgenden „versteckten“ Kosten, wie jene für Autos und Zweitautos, länge-
re Fahrzeiten, etc., und die sich daraus ergebende Tatsache, dass ein Umzug ins Grüne meist keine fi-
nanziellen Einsparungen mit sich bringt, bleiben bei der Entscheidung für das Wohnen außerhalb des 
Ortskerns meist unberücksichtigt. Mit dem Umzug ins Umland wird häufig ein zusätzlicher Pkw für den 
Haushalt angeschafft, die zurückgelegten Kilometer im Individualverkehr und somit die Mobilitätskosten 
eines Haushalts steigen an (VCÖ 2007). Einen Hinweis auf die Standortabhängigkeit des Pkw-Besitzes 
gibt Abb. 2. Die Grafik lässt erkennen, dass Hauhalte in eher ländlichen Umlandgemeinden ca. doppelt 
soviel Geld für den Pkw-Betrieb ausgeben als Haushalte in der Kernstadt. Jene Tatsache, dass der Anteil 
der Autonutzung gegenüber der Nutzung des öffentlichen Verkehrs mit abnehmender Siedlungsdichte an-
steigt, verdeutlicht Abb. 3. 

Bei der Verkehrsmittelwahl spielt somit der Wohnstandort, an dem etwa 80% unserer täglichen Wege zu 
den unterschiedlichsten Zielorten beginnen oder enden, eine wichtige Rolle (VCÖ 2010). Weitere Faktoren, 
die unser Mobilitätsverhalten beeinflussen, sind neben dem Wohnstandort und somit den Entfernungen zu 
bestimmten Zielen, die Struktur des Haushaltes sowie persönliche Einstellungen und Werthaltungen. Für 
die Kosten, die durch Mobilität in einem privaten Haushalt anfallen, ist vor allem ausschlaggebend, wie 
viele Pkws im Haushalt verfügbar sind, welche Entfernungen damit zurückgelegt werden und ob und wie 
stark öffentliche Verkehrsmittel genutzt werden (ALBRECHT et al. 2008).  

 
Abb. 2 Mobilitätskosten privater Haushalte an unterschiedlichen Standorten  

[aus ALBRECHT et al. 2008] 
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Abb. 3 Anteil von Pkw- und ÖV-Nutzung bei unterschiedlicher Verbauung  

[aus VCÖ 2010] 

„Auseinanderfließende Siedlungsstrukturen abseits der Ballungsräume in Österreich gehen Hand in Hand 
mit der Entwicklung einer Verkehrsstruktur, die längere Wege erzeugt, die Abhängigkeit vom Autobesitz 
erhöht und zur Ausdünnung des Öffentlichen Verkehrs in der Region führt.“ (VCÖ 2007) 

Abb. 4 zeigt ein Ursachen-Wirkungsgefüge, welches diese Problematik, welche vor allem im struktur-
schwachen ländlichen Raum voranschreitet, erklären soll: Durch die Konzentration von Versorgungsein-
richtungen und Arbeitsplätzen vor allem in Städten, die anhaltende Zersiedlung im ländlichen Raum und 
die Änderung der Sozial- und Wirtschaftsstruktur (vor allem in der Landwirtschaft) kommt es zu immer wei-
teren Entfernungen, einer zunehmenden Motorisierung der Bevölkerung und somit zu einem Rückgang 
des öffentlichen Verkehrs in der Region. Die Nachfrage nach fußläufig erreichbaren Versorgungseinrich-
tungen sinkt, wodurch sich immer mehr Nahversorger, die an Kunden verlieren, gezwungen sehen, ihre 
Geschäfte zu schließen, d.h. auch die Nahversorgung in der Region wird immer weniger. Die Bewohner 
des ländlichen Raumes werden immer abhängiger vom Pkw und damit auch von fossilen Energieträgern, 
die Ausgaben von Haushalten mit Pkw für Mobilität steigen deutlich an, während Bevölkerungsgruppen, 
die häufig ohne Auto leben (z.B. Frauen, ältere Menschen, sozial schwache Personen) im Bezug auf Ver-
sorgung und Mobilität eine immer größere Benachteiligung erfahren müssen (SAMMER 2002).  

 
Abb. 4 Ursachen-Wirkungsgefüge von Versorgung, Arbeit und Mobilität  

[aus SAMMER 2002] 
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Dass neben den Kosten auch eventuelle Förderungen bei der Wohnortwahl ausschlaggebend sein kön-
nen, zeigt eine Motivenanalyse, die zum Thema „Einfamilienhaus und verdichtete Wohnformen“ im Auftrag 
des BMVIT durchgeführt wurde (vgl. MOSER & STOCKER 2001).  

Besonders gefördert werden vor allem energiesparende Formen des Bauens und Sanierens, wobei ver-
gessen wird, dass Wohnen nicht nur zum Verbrauch von Heizenergie führt. Energieeinsparungen sind 
auch besonders im Bereich des Verkehrs notwendig, wenn nicht die beim Heizen eingesparte Energie 
durch lange Arbeits- und Versorgungswege wieder verschwendet werden soll. Daher wäre es wichtig, bei 
allen Hauptakteuren des Themas Wohnen (Baugesellschaften, Hausverwaltungen, Privatpersonen, Ge-
meinden, etc.) Bewusstsein für den Zusammenhang von Wohnen und Mobilität zu schaffen und bei der 
Bemessung der Wohnbauförderungen auch energiesparendes Wohnen durch Reduktion des Pkw-
Verkehrs einzubeziehen, beispielsweise über die Entfernungen zu Haltestellen des öffentlichen Verkehrs 
oder zu Einrichtungen des täglichen Bedarfs (VCÖ 2007, VCÖ 2010).  

Wie gut ein Wohnstandortbereich im Bezug auf Versorgungsinfrastruktur ausgestattet ist und wie weit der 
nächste Nahversorger, die nächste Bushaltestelle oder der nächste Kindergarten entfernt liegt, hat dem-
nach starken Einfluss auf das Verkehrsverhalten und somit auf die Mobilitätskosten eines Haushalts. Im 
Projekt EULE wird dieser Zusammenhang in die Wohnstandortanalyse und -bewertung einbezogen, in-
dem mehrere Indikatoren entwickelt werden, welche die Nähe zu diversen Infrastruktureinrichtungen ab-
bilden.   
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4. Räumliche Indikatoren für die Wohnstandortbewertung 

In Anlehnung an Leitbilder und Ziele aus diversen Entwicklungskonzepten und Planungsprogrammen für 
Salzburg und Bayern wird als Teil des Projekts EULE eine grenzübergreifende Analyse und Bewertung 
von Wohnstandorten vorgenommen. In diesem Kapitel werden in einem ersten Schritt Leitbilder und Ziele 
betreffend Wohnen und Siedlungsentwicklung gesammelt (vgl. Kapitel 4.1) und im Anschluss daran eine 
Gruppierung der wesentlichen Zielvorstellungen vorgenommen (vgl. Kapitel 4.2),  auf deren Basis schließ-
lich ein Set an räumlichen Indikatoren für die Wohnstandortbewertung abgeleitet wird (vgl. Kapitel 4.3). 

4.1. Planungsleitbilder und Ziele zu den Themen Wohnen und Sied-
lungsentwicklung 
Zahlreiche Programme und Festlegungen in Salzburg und Bayern führen Leitbilder, Zielvorstellungen und 
Empfehlungen zu unterschiedlichen raumplanerisch relevanten Themen an, von denen viele in dieselbe 
Richtung tendieren. So ist auch das Ziel einer nachhaltigen und ressourcenschonenden Siedlungsentwick-
lung in vielen Entwicklungsprogrammen, Konzepten, etc. seit einiger Zeit verankert. 

Aus folgenden Programmen und Konzepten werden aus Sicht der Raumplanung relevante Leitbilder und 
Ziele zu den Themen Wohnen und Siedlungsentwicklung erarbeitet und gruppiert, um in weiterer Folge die 
Indikatoren und Themen zur Bewertung und Analyse der Wohnstandorte daran zu orientieren:  

� „MASTERPLAN – kooperatives Raumkonzept für die Kernregion Salzburg“ (Masterplan Kernregion Salz-
burg 2011) 

� Landesentwicklungsprogramm Salzburg (AMT DER SALZBURGER LANDESREGIERUNG 2003) 

� Sachprogramm „Standortentwicklung für Wohnen und Arbeiten im Salzburger Zentralraum“ (AMT DER 

SALZBURGER LANDESREGIERUNG 2009) 

� Landesentwicklungsprogramm Bayern (STMWIVT 2006)  

� Regionalplan Südostoberbayern (REGIONALER PLANUNGSVERBAND SÜDOSTOBERBAYERN 2001) 

� Räumliches Entwicklungskonzept der Stadt Salzburg (MAGISTRAT STADT SALZBURG 2009) 

� Entwicklungskonzept für die EuRegio Salzburg - Berchtesgadener Land - Traunstein (EUREGIO SALZBURG - 
BERCHTESGADENER LAND - TRAUNSTEIN 2001) 

� Österreichische Strategie zur nachhaltigen Entwicklung (BMLFUW 2002) 

� Zwischenbericht zum Österreichischen Raumentwicklungskonzept 2011 (FASSMANN 2010) 

 

Masterplan – kooperatives Raumkonzept für die Kernregion Salzburg 

Das Raumkonzept „Masterplan“ für die Kernregion Salzburg stellt ein aktuelles Projekt dar, welches erar-
beitet wurde, um  eine abgestimmte Entwicklung der Stadtregion über die Staatsgrenze hinweg in allen 
Funktionen voranzutreiben und die vorhandenen Entwicklungspotenziale optimal zu nutzen.  

Gemeinsam mit den Teilprojekten „EuRegionale Raumanalyse (EULE)“ und „Vision 2030 für die Europa-
region Salzburg (VISION 2030)“ bildet „Kooperatives Raumkonzept für die Kernregion Salzburg (MAS-
TERPLAN)“ das Gesamtkonzept „Raumentwicklung für die Europaregion Salzburg“, welches 2008 von der 
Salzburger Landesregierung als wichtiger Baustein für die zukünftige Entwicklung der EuRegio beschlos-
sen wurde. Der Masterplan für die Kernregion Salzburg stellt eine Sammlung von langfristig nachhaltigen 
Entwicklungsstrategien bis etwa 2030 für die gesamte Region dar, wobei der thematische Fokus auf den 
Bereichen Wohnen, Wirtschaft, Verkehr, Landschaft und Freiraum liegt. Ausgehend von demographischen 
Prognosen für die Region und der Annahme einer positiven wirtschaftlichen Tendenz baut der Masterplan 
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auf den Grundsätzen und Zielsetzungen aus den grenzüberschreitenden Konzepten und den landesspezi-
fischen Planungen auf (Masterplan Kernregion Salzburg 2011).  

Um zu verdeutlichen, worin die Ziele und Möglichkeiten des Masterplans liegen und welche Entwicklungen 
man damit vermeiden möchte, ist neben der Einschätzung der Entwicklung in der Vergangenheit eine Ein-
schätzung der Trendentwicklung in der Region ein wesentlicher Ausgangspunkt. In einem Trendszenario, 
welches verdeutlichen soll, wie die Entwicklung in der Kernregion Salzburg ohne Verwirklichung der im 
Masterplan vorgeschlagenen Maßnahmen aussehen würde, ergeben sich für den Bereich Wohnen fol-
gende Auswirkungen: 

� Leistbaren Wohnraum für Einheimische zu schaffen, gestaltet sich immer schwieriger. Auch können auf-
grund der hohen Bodenpreise kaum mehr Wohnungen für den geförderten (Miet)-Wohnungsbau errichtet 
werden. 

� Vor allem in der Stadt Salzburg wird Wohnen hauptsächlich für die einkommensstarke Bevölkerung noch 
leistbar sein, andere Gruppen werden durch die hohen Preise verdrängt, wodurch sich die soziale Durch-
mischung verringern wird. 

� Besonders Familien und jüngere Bewohner sind gezwungen, in die kostengünstigeren Bereiche am Rande 
und außerhalb der Kernregion abzuwandern. 

� Die selektive Abwanderung kann zur Überalterung in der Stadt führen, was mit zahlreichen Folgeproble-
men, wie z.B. Betreuungs- und Gesundheitskosten, verbunden wäre. 

� Es werden vor allem Standorte besiedelt, die nicht als besonders attraktiv oder für die Raumplanung als 
sinnvoll eingestuft werden, sondern die durch eine gewisse Abgelegenheit und ungünstige Verkehrslage 
leistbar bleiben. 

� Siedlungsentwicklung mit hohem Flächenverbrauch wird dadurch vorangetrieben und wertvolle Land-
schaftsflächen gehen verloren. 

� Die Verkehrsbelastung und der Verkehrslärm nehmen durch die starke Besiedlung von Randlagen und 
dem damit verbundenen zusätzlichen Autoverkehr zu, ebenso wie die Folgekosten durch den notwendigen 
Ausbau von Straßen, Ver- und Entsorgungsinfrastruktur, etc. (Masterplan Kernregion Salzburg 2011) 

„Insgesamt lässt das Trend-Szenario eine aufgrund innerer Organisationsmängel gebremste Entwicklung 
erwarten, die zunehmend Gefahr läuft, soziale Spannungen hervorzurufen und auch in Hinblick auf die 
Landschafts- und Verkehrsbelastung und Klimaschutz sehr problematisch ist.“ (Masterplan Kernregion 
Salzburg 2011) 

Ein Ziel des Masterplans ist es, mit Entwicklungsmaßnahmen für die Kernregion Salzburg, sowohl auf 
bayerischer, als auch auf österreichischer Seite für den Zeitraum bis 2030, einer Verschlechterung im Be-
reich Wohnen und Umwelt, wie im Trendszenario skizziert, entgegenzuwirken. Ein wesentlicher Vorschlag 
ist daher, den bisher geplanten Anteil der erwarteten Zuwächse der Region innerhalb der Stadt Salzburg 
zu erhöhen, und somit die Umlandgemeinden zu entlasten. Es kann und soll ein größerer Beitrag zur Be-
wältigung der zukünftigen Einwohner-, Flächen- und Verkehrsentwicklung von der Stadtgemeinde Salz-
burg übernommen werden. Dadurch würde man die Trendszenarien entschärfen und die Chance auf eine 
verkehrs- und umweltgerechte Entwicklung erhöhen.  

Als Grundanliegen im Bereich der Siedlungsentwicklung wird im Masterplan angeführt, den Flächenbedarf 
für die notwendigen Wohnungszuwächse möglichst gering zu halten und infrastrukturell gut ausgestattete 
und durch den ÖV gut erschlossene Standorte zu bevorzugen. Als regionale Wohnschwerpunkte der 
Kernregion Salzburg werden, wie in Abb. 5 erkennbar, die Standorte Salzburg, Freilassing, Laufen-
Oberndorf und Bad Reichenhall ausgewiesen. Da hier bereits eine gute Erreichbarkeit mit dem öffentli-
chen Verkehr und eine geeignete Infrastrukturausstattung gegeben ist und dies durch vorgesehene Aus-
baumaßnahmen im Öffentlichen Verkehr in Zukunft weiter verbessert werden soll, soll an diesen Orten der 
zahlenmäßig höchste Anteil an Wohnungen hinzukommen (Masterplan Kernregion Salzburg 2011). 



     14 

 
Abb. 5 Wohnschwerpunkte für die Kernregion Salzburg  

[aus Masterplan Kernregion Salzburg 2011] 

Mit diesem Vorschlag für die Wohnungsentwicklung in den kommenden Jahren soll die Kernregion Salz-
burg der Zielvorstellung einer nachhaltigen und auf moderne Bedürfnisse ausgerichteten Siedlungsent-
wicklung gerecht werden und kann somit einer Verschlechterung der Verkehrssituation entgegenwirken. 
Um diesen Vorschlag durchsetzen zu können, ist es vor allem wichtig, die Strategie der Bestandsentwick-
lung zu verfolgen. Besonders für die vorgesehene Wohnungsentwicklung in der Stadt Salzburg ist eine 
qualitativ hochwertige Nachverdichtung und eine Umstrukturierung größerer innerstädtischer Flächen von 
besonderer Wichtigkeit, wobei dies ohne eine enge Abstimmung von Maßnahmen der Raumordnung, der 
Wohnbauförderung und der Immobilienwirtschaft kaum möglich sein wird.  

Weitere inhaltliche Schwerpunkte für die Entwicklung von Maßnahmen im Rahmen des Masterplans lie-
gen in den Bereichen Wirtschaft, Verkehr, Landschaft und Freiraum, wobei besondere Beachtung auch 
den Wechselwirkungen zwischen den einzelnen Bereichen gilt. Dabei soll der Masterplan aber vorrangig 
eine fachliche Grundlage für die Diskussion über die weitere regionale Entwicklung darstellen. Er soll als 
informelles Leitbild ohne rechtlich verbindlichen Charakter gesehen werden, da dies vor allem durch die 
unterschiedlichen Rahmenbedingungen und Verwaltungsgliederungen auf bayerischer und salzburgischer 
Seite sehr schwer realisierbar wäre. Er soll längerfristig zur Orientierung der jeweiligen Gebietskörper-
schaften dienen und mit deren Planungs- und Entwicklungsinstrumenten auf kommunaler, regionaler und 
überregionaler Ebene umgesetzt werden (Masterplan Kernregion Salzburg 2011). 
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Landesentwicklungsprogramm Salzburg 

Betreffend Wohnen und Siedlungsentwicklung sind im Landesentwicklungsprogramm Salzburg innerhalb 
der Ziele und Maßnahmen zur Ordnung und Entwicklung der Landesstruktur folgende Zeilen zu lesen: 

„Erhaltung bzw. Schaffung kompakter Siedlungen mit klar definierten Grenzen zum Außenraum und haus-
hälterische Nutzung von Grund und Boden. 

Konzentration der Siedlungsentwicklung an geeigneten Standorten möglichst im Bereich leistungsfähiger 
ÖV-Systeme. [...] 

Schutz der Bevölkerung vor Umweltschäden, -gefährdungen und -belastungen. […] 

Freiflächen in Siedlungsbereichen zur Förderung der Wohnqualität sollen unter Bedachtnahme auf die 
Gestaltung des Wohnumfeldes [...] gesichert und aufgewertet werden. […] 

Sicherstellung einer möglichst gleichwertigen Versorgung der Bevölkerung bei möglichst geringer Abhän-
gigkeit vom motorisierten Individualverkehr. 

Sicherstellung der angestrebten zentralörtlichen Strukturen bei der Entwicklung und Veränderung der Ver-
sorgungsstrukturen. [...] 

Die Gewährleistung der Nahversorgung mit Gütern des täglichen Bedarfs, insbesondere mit Lebens- und 
Genussmitteln, soll besondere Berücksichtigung finden. […] 

Berücksichtigung der absehbaren Veränderungen der demographischen Strukturen bei Planungsmaß-
nahmen. […] 

Verringerung der Verkehrsbelastung. [...] 

Die Entwicklung der Siedlungsstruktur und die Entwicklung der Verkehrsinfrastruktur soll durch Kooperati-
on der beteiligten Behörden besser aufeinander abgestimmt werden.“ (AMT DER SALZBURGER LANDESRE-

GIERUNG 2003) 

 

Sachprogramm „Standortentwicklung für Wohnen und Arbeiten im Salzburger Zentralraum“ 

Das Sachprogramm „Standortentwicklung für Wohnen und Arbeiten im Salzburger Zentralraum“, ange-
passt an das Landesentwicklungsprogramm 2003, besteht aus fünf Leitbildern, welche sich an den Prinzi-
pien Nachhaltigkeit, Lebensqualität, Partizipation und Gender Mainstreaming orientieren. Mit folgenden 
zwei Leitbildern betreffend die Siedlungsentwicklung im Zentralraum Salzburg soll vor allem die Entste-
hung von weiteren autoabhängigen Strukturen vermieden werden: 

Leitbild „Wohnen und Arbeiten in einer Region der kurzen Wege“: 

Im Rahmen der Siedlungsentwicklung im Salzburger Zentralraum sind kurze Arbeits- und Versorgungs-
wege anzustreben. Die unterschiedlichen sozialen Rollen innerhalb der Wohnbevölkerung sind zu beach-
ten, wobei vor allem weniger mobile Bewohner keine Benachteiligung erfahren sollten.  
Um eine Umsetzung dieses Leitbildes zu ermöglichen, sollen die Gemeinden die Siedlungsentwicklung 
vorrangig in Siedlungsschwerpunkten1 vorantreiben. Mögliche Siedlungsschwerpunkte, wie sie im Sach-
programm 2009 vorgeschlagen werden, sind in der Karte in Abb. 6 markiert (AMT DER SALZBURGER LAN-

DESREGIERUNG 2009).  

 

                                                 
1  „Siedlungsschwerpunkte sind Ortsteile, die aufgrund ihrer bereits vorhandenen Funktionen, Erreichbarkeit und Verkehrsanbindung durch den 

ÖPNV die Voraussetzung für die Versorgung der Bevölkerung in zumutbarer Entfernung zu den Wohnstandorten unter Berücksichtigung 
entsprechender Entwicklungsmöglichkeiten bieten.“ (AMT DER SALZBURGER LANDESREGIERUNG 2009) 
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Abb. 6 Mögliche Siedlungsschwerpunkte im Bereich der Gemeindehauptorte im Salzburger 

Zentralraum 

[verändert nach Amt der Salzburger Landesregierung 2009] 

 

Leitbild „Konzentration und Verdichtung der Siedlungsentwicklung entlang des leistungsfähigen öffentli-
chen Verkehrs“:  

Um eine Verlagerung des Individualverkehrs auf den öffentlichen Verkehr voranzutreiben, soll bei der 
Siedlungsentwicklung verstärkt auf das Vorhandensein leistungsfähiger öffentlicher Verkehrsmittel in fuß-
läufiger Erreichbarkeit geachtet werden. Außerdem soll die leistungsfähige Schienenverkehrsinfrastruktur 
weiter ausgebaut werden (z.B. Verlängerung der S-Bahn weiter in den bayerischen Raum). Aufgrund der 
prognostizierten Überalterung der Bevölkerung werden immer mehr Menschen weniger mobil und dadurch 
auf den öffentlichen Verkehr angewiesen sein. Daher stellt dieses Leitbild eine wichtige Voraussetzung 
dar, dieser Entwicklung gerecht werden zu können (AMT DER SALZBURGER LANDESREGIERUNG 2009).  

Um diesen und anderen Leitbildern gerecht zu werden, weist das Sachprogramm daher – wie in Abb. 6 
anhand der roten Kreise zu sehen ist - mögliche Siedlungsschwerpunkte in den Gemeindehauptorten aus, 
die sich durch bereits vorhandene Funktionen, Erreichbarkeiten und ÖV-Anbindungen auszeichnen. 

 

Landesentwicklungsprogramm Bayern 

Auch das Landesentwicklungsprogramm Bayern fordert innerhalb der Ziele und Grundsätze einer nach-
haltigen Siedlungsentwicklung eine Abstimmung der Siedlungstätigkeit mit einer günstigen Verkehrser-
schließung und mit dem Vorhandensein öffentlicher Verkehrsmittel. Vor allem eine Verdichtung der Sied-
lungsentwicklung in geringer Entfernung von Haltestellen des öffentlichen Schienenverkehrs wird ange-
strebt (STMWIVT 2006).  
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Ebenfalls das Wohnumfeld betreffend gibt es einige Auszüge aus den Zielen und Grundsätzen einer 
nachhaltigen sozialen und kulturellen Infrastruktur: 

„Es ist anzustreben, Erholungseinrichtungen bedarfsgerecht in allen Landesteilen und für die Bevölkerung 
in angemessener Entfernung möglichst mit öffentlichen Verkehrsmitteln erreichbar zur Verfügung zu stel-
len. [...] 

Kindergärten sollen in allen Gemeinden, zumindest in den zentralen Orten, Siedlungsschwerpunkten und 
sonstigen Grundschulstandorten zur Verfügung stehen. [...] 

Eine bedarfsgerechte, gleichmäßige und dauerhafte ambulante Versorgung der Bevölkerung durch Prakti-
sche Ärzte, Allgemeinärzte, sonstige Gebietsärzte, Zahnärzte, Psychotherapeuten und Apotheken soll si-
chergestellt werden. [...] Praktische Ärzte, Allgemeinärzte, sonstige Gebietsärzte, Zahnärzte und Psycho-
therapeuten sollen in zentralen Orten und geeigneten Siedlungsschwerpunkten zur Verfügung stehen. [...] 

Es ist anzustreben, dass Grundschulen in allen zentralen Orten und möglichst vielen sonstigen Gemein-
den und Hauptschulen möglichst in zentralen Orten zur Verfügung stehen.“ (STMWIVT 2006) 

 

Regionalplan Südostoberbayern 

Im Regionalplan Südostoberbayern wird zum Thema Siedlungswesen folgendes Leitbild formuliert:  

„Die Siedlungsentwicklung in der Region soll sich an der Raumstruktur orientieren und unter Berücksichti-
gung der sozialen und wirtschaftlichen Bedingungen ressourcenschonend weitergeführt werden. Dabei 
sollen 

� die neuen Flächen nur im notwendigen Umfang beansprucht werden, 

� die Innenentwicklung bevorzugt werden und 

� die weitere Siedlungsentwicklung an den vorhandenen und kostengünstig zu realisierenden Infrastruktur-
einrichtungen ausgerichtet sein.“ (REGIONALER PLANUNGSVERBAND SÜDOSTOBERBAYERN 2001) 

In Hinsicht auf die Abstimmung von Siedlungsentwicklung und ÖPNV besagt ein zusätzliches Ziel des Re-
gionalplans: 

„Die Siedlungsentwicklung soll sich organisch vollziehen und sich auf die Hauptsiedlungsbereiche und die 
Bereiche an Haltepunkten des schienengebundenen öffentlichen Personennahverkehrs konzentrieren. An 
den Haltepunkten des schienengebundenen öffentlichen Personennahverkehrs sollen eine Verdichtung 
und eine umfangreichere Siedlungstätigkeit vorgesehen werden.“ (REGIONALER PLANUNGSVERBAND SÜD-

OSTOBERBAYERN 2001) 

 

Räumliches Entwicklungskonzept der Stadt Salzburg 

Eine wichtige Planungsgrundlage für die räumliche Entwicklung der Stadt Salzburg stellt das Räumliche 
Entwicklungskonzept dar. Es steht unter dem Motto „Die zukünftige Entwicklung der Stadt Salzburg“ und 
beinhaltet Ziele, Maßnahmen und Analyseergebnisse zu Themen wie regionale Positionierung, Bevölke-
rung, Wohnen, Wirtschaft, Baulandbedarf, Freiraum und Verkehr. Zahlreiche Festlegungen im Bezug auf 
Wohnen und Siedlungsentwicklung finden sich auch darin: 

„Die Infrastruktur ist bei der Stadtentwicklung in ausreichendem Maße vorzusehen, die bestehende Infra-
struktur ist vorrangig zu nutzen. [...] 

Der Bedarf für soziale Infrastruktur ist durch bessere Auslastung vorhandener Einrichtungen, konsequente 
Innenentwicklung und Nutzung des erheblichen Nachverdichtungspotenzials und in enger Koppelung an 
die Wohnfunktion abzudecken. Hierzu gehört der Bedarf für soziale Infrastruktur wie Seniorenheime, Kin-
dergärten, Pflichtschulen oder Einrichtungen der Gemeinwesenarbeit. […] 
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Die innere Stadterweiterung in Gebieten mit infrastrukturellen (Über-)Kapazitäten, insbesondere in Bezug 
auf die soziale Infrastruktur, ist anstelle der Weiterentwicklung peripherer Siedlungsbereiche zu forcieren. 
[…] 

Nach Möglichkeit Wahrung des angestrebten Durchgrünungsgrades bei künftigen Neubauten und Nach-
verdichtungsprojekten. [...] 

Sicherstellung der Erreichbarkeit von Erholungsräumen und zentralen Orten über das Grüne Netz [...] 

Sicherstellung einer optimalen Versorgung aller Stadtteile mit allgemein zugänglichen, naturnahen und 
vielfältig nutzbaren Freizeit- und Erholungsräumen in fußläufiger Erreichbarkeit (5 bis maximal 10 Minuten) 
[…] 

Kriterien für einen hohen Mindestwohnanteil im Rahmen der Bandbreite: 

� geringe Immissionsbelastung durch Lärm, Abgase, elektromagnetische Strahlungen, etc. 

� Nahversorgung u. soziale Infrastruktur vorhanden, 

� Nähe zu Grünflächen 

� Größe der Baulandreserve, 

� Historische Bauten und Ensembles, deren adäquate Nutzung eher die Wohnnutzung darstellt, 

� Bereiche mit erheblichen Wohnraumverlusten in der Vergangenheit, 

� gute Verkehrserschließung durch den ÖV. […] 

Bei neuen Wohnanlagen ist auf das Vorhandensein oder die Schaffung von Arztpraxen zu achten, um ei-
ne möglichst wohnumfeldnahe Grundversorgung zu gewährleisten. […]“ (MAGISTRAT STADT SALZBURG 

2009) 

 

EuRegio Entwicklungskonzept 

Ein umsetzungsorientiertes Planungsinstrument für die EuRegio Salzburg - Berchtesgadener Land - 
Traunstein stellt das EuRegio Entwicklungskonzept dar. Im Zuge eines grenzübergreifend umsetzbaren 
Siedlungsleitbildes werden dabei beispielsweise die folgenden Ziele formuliert: 

„Die Ziele für eine zukünftige Siedlungsentwicklung unterliegen gänzlich dem durch die EuRegio bereits 
selbst formulierten Ziel einer nachhaltigen Entwicklung. 
Für die Fachdisziplin Siedlung ergibt sich hieraus das Bestreben nach einer zukunftsfähigen, sich selbst-
tragenden, ressourcen- und umweltschonenden Siedlungsentwicklung im Gesamtraum der EuRegio in 
Folge einer ganzheitlichen Betrachtung der Belange von Ökologie, Ökonomie und soziokultureller Aspek-
te.“ (EUREGIO SALZBURG - BERCHTESGADENER LAND - TRAUNSTEIN 2001) 

Wichtige Anhaltspunkte für die Wohnstandortbewertung liefern folgende zwei Vorschläge der Siedlungs-
entwicklung: 

„Flächen- und ressourcenschonende Siedlungsentwicklung 

� ‚Integration statt Expansion’: Innenentwicklung, Reaktivierung von Brachflächen / Leerständen, Arrondie-
rungen 

� Siedlungsentwicklung innerhalb definierter Siedlungsgrenzen 

� Entwicklung verdichteter Siedlungsstrukturen 

� Weitgehende Konzentration öffentlichkeitsorientierter Nutzungen wie Einkaufsmärkte und Dienstleistungs-
zentren innerhalb der gewachsenen Stadt- und Ortsstrukturen. 

� Förderung ökologischer Siedlungs- und Bauformen 

� Berücksichtigung insbesondere ökologischer und morphologischer Belange [...] 
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Bevölkerungsorientierte Siedlungsentwicklung 

� Berücksichtigung der gesellschaftlichen Veränderungsprozesse (geändertes Freizeit- und Einkaufsverhal-
ten, erhöhte Lebenserwartung, veränderte Haushaltsgrößen etc.) 

� Besondere Berücksichtigung von unterschiedlichen Bevölkerungsgruppen mit speziellen Anforderungen, 
insbesondere junge Familien mit Kindern, ‚junge’ Senioren, Singles, Einkommensschwächere etc.“ 
(EUREGIO SALZBURG - BERCHTESGADENER LAND - TRAUNSTEIN 2001) 

 

Österreichischen Strategie zur nachhaltigen Entwicklung 

Auch in der Österreichischen Strategie zur nachhaltigen Entwicklung finden sich Leitziele mit Vorgaben 
zur nachhaltigen Siedlungsentwicklung und Infrastrukturplanung (z.B. Leitziel 13 – Verantwortungsvolle 
Raumnutzung und Regionalentwicklung, Leitziel 14 – Mobilität nachhaltig gestalten) und allgemeine For-
mulierungen, die sich mit bereits angeführten Zielvorstellungen decken: 

„Der Vielfalt der unterschiedlichen Lebensräume für Natur und Mensch kann nur durch eine starke Regio-
nalorientierung, verbunden mit besonderen Anstrengungen zur Stärkung des ländlichen Raumes, entspro-
chen werden. Dies schließt mit ein, dass durch eine ‚Raumordnung der kurzen Wege’ die Daseinsgrund-
funktionen (Wohnen, Arbeiten, Ernährung, Freizeit, Konsum, Bildung) wieder in räumlicher Nähe wahrge-
nommen werden können. Auf diese Weise sollen die Nahversorgung in Österreich flächendeckend ge-
währleistet und gleichzeitig lebensqualitätsbeeinträchtigende Mobilitätszwänge abgebaut werden. Verän-
derte Flächennutzung und Mobilitätsmuster, aber auch Produktions- und Verbrauchsstrukturen sollen 
Transportbedürfnisse reduzieren und wesentlich dazu beitragen, das Wirtschaftswachstum vom Ver-
kehrswachstum zu entkoppeln. Voraussetzung dafür bildet eine integrative Raum- und Verkehrsplanung, 
sowohl regional als auch im städtischen Bereich.“ (BMLFUW 2002) 

 

Österreichisches Raumentwicklungskonzept 

Ein aktuelles Planungsinstrument für das gesamte Land Österreich stellt das Österreichische Raument-
wicklungskonzept dar, welches in Form des OEREK 2011 neu erscheinen wird. Ein vorläufiges Dokument 
enthält bereits einige relevante Aussagen und Zielformulierungen, welche die bisher angeführten weiter 
unterstreichen: 

 „Die Siedlungs- und die Verkehrsentwicklung sind aufeinander abzustimmen, kompakte Siedlungsstruktu-
ren sind zu schaffen und deren Entwicklung möglichst in den Gebieten vorzusehen, die bereits weitge-
hend überbaut und durch den öffentlichen Verkehr gut erschlossen sind.[…] 

Energie-, klima- und umweltpolitische Anforderungen erfordern eine Reduktion der Kfz-Fahrleistungen  
(Kfz- Kraftfahrzeug) und damit eine Raumstrukturentwicklung mit kurzen Wegen, die zu Fuß, mit dem Rad 
oder dem öffentlichen Verkehr zurückgelegt werden können. […] 

Im Pflichtschulbereich ist für eine langfristige Sicherung der Versorgung im unmittelbaren Lebensbereich 
(ist zumeist gleichbedeutend mit dem Gemeindegebiet) der Kinder zu sorgen. Denn es ist den 6 bis 10-
Jährigen nur schwer zumutbar, lange Pendeldistanzen auf sich zu nehmen. […] 

 „Auch im Gesundheitsbereich ist auf eine quantitativ ausreichende, qualitativ gesicherte und räumlich 
ausgewogene medizinische Versorgung der Bevölkerung zu achten [...] 

[...] Arbeiten in der Kernstadt, Wohnen am Stadtrand – oder auch umgekehrt – kennzeichnen die Realität 
von heute. Die Entwicklung ist aus Gründen der Energieeffizienz und der Nachhaltigkeit nicht günstig. Zur 
Wahrnehmung der Grunddaseinsfunktionen sind immer längere Wegstrecken zurückzulegen, weil die 
funktionale Differenzierung weiter voranschreitet und die Funktionen räumlich auseinandergelegt werden. 
Diese Entwicklung erscheint jedoch schwer umkehrbar, aber sie sollte auf alle Fälle stärker planerisch be-
gleitet werden. […] 
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Tatsächlich ist in den letzten Jahrzehnten für einen Großteil der Bevölkerung im ländlichen Raum infolge 
der erhöhten individuellen Mobilität die ‚zumutbare Erreichbarkeit’ zu standortgebundenen Versorgungs-
einrichtungen deutlich gestiegen. Dieser Trend scheint sich fortzusetzen. Benachteiligungen entstehen 
dabei für die nichtmobilen Bevölkerungsgruppen und es bleibt bei öffentlichen Diensten eine politische Gü-
terabwägung, welche Erreichbarkeiten noch zumutbar sind und welche nicht mehr.“ (FASSMANN 2010) 

4.2. Gruppierung der Zielvorstellungen 
Im Anschluss an die Sammlung von relevanten raumplanerischen Leitbildern, Zielen und Maßnahmenvor-
schlägen aus diversen Entwicklungskonzepten und Planungsprogrammen für die Region, wie sie in Kapi-
tel 4.1 zu lesen ist, wird nun im nächsten Schritt eine Gruppierung der Zielvorstellungen vorgenommen. 
Aus der Fülle von Zielen, welche die Themen Wohnen und Siedlungsentwicklung und im weiteren Sinne 
die Lebensqualität der Bewohner betreffen, gehen viele Gemeinsamkeiten hervor, wodurch eine Zusam-
menfassung in wenige Hauptziele möglich ist.  

Die gruppierten Zielvorstellungen sind in Tab. 1 herausgearbeitet. Sie bilden die inhaltliche Basis der in 
der Folge durchgeführten Wohnstandortanalyse und -bewertung, da das Set an räumlichen Indikatoren 
bzw. Bewertungskriterien daraus abgeleitet wird (vgl. Kapitel 4.3). 

 
Tab. 1 Gruppierung ausgewählter Leitbilder, Ziele, etc. aus Planungsprogrammen und -konzepten 
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4.3. Ableitung von Indikatoren 
„Indikatoren sind Kenngrößen, die zur Abbildung eines bestimmten, nicht direkt messbaren und oftmals 
komplexen Sachverhalts (Indikandum) ausgewählt werden.“ (SRU 1998 zit. n. PRINZ 2007) 

Indikatoren stellen in gewisser Weise vereinfachte Modelle der Realität dar und machen diese messbar, 
beschreibbar und kommunizierbar. In der Raumplanung spielen Indikatoren eine wichtige Rolle, um Situa-
tionen und Entwicklungen zu analysieren und zu charakterisieren. Sie können dabei helfen, Trends zu er-
kennen und deren Auswirklungen auf räumliche Strukturen zu verstehen. Idealerweise werden in einem 
Planungsprozess Ziele nachhaltiger Raumentwicklung definiert und im Anschluss durch die Entwicklung 
von räumlichen Indikatoren messbar gemacht (PRINZ 2007).  

„Leitbild ‚Wohnen und Arbeiten in einer Region der kurzen Wege’: Ziele 

(1) Bei der Siedlungsentwicklung ist auf die unterschiedlichen sozialen Rollen der BewohnerInnen Be-
dacht zu nehmen; Benachteiligungen von weniger mobilen Bevölkerungsgruppen sind zu vermeiden. 

(2) Bei der Siedlungsentwicklung sind kurze Arbeits- und Versorgungswege anzustreben. [..]“ (AMT DER 

SALZBURGER LANDESREGIERUNG 2009).  

Wie dieses Beispiel aus dem Sachprogramm „Standortentwicklung für Wohnen und Arbeiten im Salzbur-
ger Zentralraum“ (AMT DER SALZBURGER LANDESREGIERUNG 2009) zeigt, haben Planungsleitbilder häufig ei-
nen sehr qualitativen Charakter. An dieser Stelle ist eine Entwicklung von Indikatoren sinnvoll, um Leitbil-
der zu konkretisieren und in weiterer Folge zu quantifizieren (DIETRICHS 2000). Die Entwicklung möglichst 
konkreter Indikatoren sollte angestrebt werden, um abstrakte und schwer überprüfbare Aussagen messbar 
zu machen. Grundsätzlich zielt die Raumordnung auf eine gesamtheitliche Entwicklung ab, welche eine 
dauerhafte, erstrebenswerte und  generell realisierbare räumliche Ordnung bewirkt.  Für die Umsetzung 
einer zukunftsweisenden Raumplanung sind Indikatoren wichtig, welche einer vorausschauenden und 
richtungsweisenden Raumentwicklung dienen. Diese sollen beispielsweise helfen, zukünftige Flächen-
widmungen durchzuplanen und deren Auswirkungen zu erkennen oder infrastrukturelle Maßnahmen, wie 
z.B. Standortplanungen von Kindergärten, dem Bedarf entsprechend umzusetzen (PRINZ 2007).  

 
 

Abb. 7 Modell der leitbildorientierten Indikatorenentwicklung  

(nach PRINZ 2007 und FLACKE 2004) 

In Abb. 7 wird die in diesem Kapitel angesprochene leitbildorientierte Entwicklung von Indikatoren  bezo-
gen auf das Beispiel einer nachhaltigen Siedlungsentwicklung grafisch dargestellt. Schrittweise nähert 
man sich dabei von zwei Seiten an: Zum einen wird ausgehend von Planungsleitbildern, Zielen und Maß-
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nahmen versucht, einen Katalog an möglichen Indikatoren zu erarbeiten. Zeitgleich werden die verfügba-
ren Datengrundlagen weiter verarbeitet und auf deren Basis mit Hilfe von Methoden der räumlichen Infor-
mationsverarbeitung die angestrebten Indikatoren bestmöglich umgesetzt.  

GIS-gestützte Analyse- und Bewertungsverfahren können sowohl in der Entwicklung, als auch in der kar-
tographischen Visualisierung von Indikatoren von großem Nutzen sein (DIETRICHS 2000), wie die Erarbei-
tung der Indikatoren im Zuge dieses Berichts noch zeigen wird.   

Die Indikatoren für die Wohnstandortbewertung sollen sich an den gruppierten Zielvorstellungen von Pro-
grammen, Konzepten, etc. die Region betreffend, orientieren. Aus diesem Grund wird in folgender Tabelle 
versucht, Themen bzw. Indikatoren zu finden, mit denen sich die ermittelten Ziele und Leitbilder unter-
mauern und in gewisser Weise messen lassen. Anzumerken ist, dass das abgeleitete Set an Indikatoren 
eine Auswahl darstellt, die natürlich erweiterbar ist. Bei deren Auswahl muss jedoch neben den Zielvor-
stellungen auch die Verfügbarkeit der Daten berücksichtigt werden. 

 
Tab. 2 Ableitung eines Sets an Indikatoren für die Wohnstandortbewertung 

Für die durchgeführte Bewertung von Wohnstandorten im grenzübergreifenden Raum Salzburg werde 
somit folgende sieben Indikatoren entwickelt: 

�  Nähe zu Nahversorgung - Lebensmitteleinzelhandel 

�  Nähe zu medizinischer Versorgung - Apotheken 

�  Nähe zu ÖPNV - Bahnhaltestellen (S-Bahn, Lokalbahn) 

�  Nähe zu ÖPNV - Bushaltestellen  

�  Nähe zu Bildungseinrichtungen - Kindergärten 

�  Nähe zu Bildungseinrichtungen - Volks/Grundschulen 

�  Durchgrünung im Wohnumfeld 

 Wie bereits erwähnt spielen bei der Auswahl der Indikatoren nicht zuletzt die verfügbaren Daten eine 
wichtige Rolle. Die grenzübergreifenden Datengrundlagen, welche für die Entwicklung der Indikatoren er-
forderlich waren, sind im folgenden Kapitel beschrieben. Während manche Daten bereits einsatzbereit zur 
Verfügung standen, mussten viele andere Datensätze erst bezogen, aufeinander abgestimmt, aktualisiert 
oder vollkommen neu erhoben werden. 
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5. Grenzübergreifende Datengrundlagen 

5.1. Raster als räumliche Bezugsebene 

5.1.1. Erstellen eines 50m-Rasters 

Als räumliche Bezugsebene der Wohnstandortbewertung soll das festgelegte Projektgebiet (vgl. Kapitel 
6.1) in Rasterzellen eingeteilt werden. Um eine möglichst kleinräumige Berechnung durchführen zu kön-
nen und ein kontinuierliches Bild bei der Visualisierung der Ergebnisse zu erhalten, wird der Einsatz eines 
Rasters mit der Zellgröße 50m angestrebt. Die Erstellung dieses Raster erfolgt durch Vierteln des 100m-
ETRS-LAEA-Rasters der Statistik Austria. 

ETRS-LAEA-Raster 

Statistik Austria bietet viele statistische Daten (derzeit: Daten zum Bevölkerungsstand 1.1.2009 mit den 
Attributen Geschlecht, Altersklassen, Geburtsland, Staatsbürgerschaft) in Form von Rasterzelleninformati-
on an. Diese Raster sind von Verwaltungsgrenzen unabhängig und erlauben durch unterschiedliche Auf-
lösungen (z.B. 500m, 125m) auch kleinräumige Auswertungen der Daten. Für Österreich stehen zwei 
Rastersysteme als Grundlage zur Verfügung, die in Abb. 8 übereinandergelegt dargestellt sind: ein Öster-
reich-spezifischer Raster auf Basis der Lambert-Projektion und ein europaweiter Raster auf Basis der 
ETRS-LAEA-Projektion gemäß der EU-Richtlinie INSPIRE. Dabei handelt es sich um ein einheitliches Pro-
jektionssystem für Europa, welches den Austausch von Geodaten innerhalb der EU erleichtern und auch 
grenzüberschreitende Darstellungen und Auswertungen ohne aufwendige Transformationen ermöglichen 
soll. Raster der LAEA-Projektion werden parallel zum Längengrad 10°E und zum Breitengrad 52°N aus-
gehend von dem Punkt 10°E 52°N aufgespannt. Zwar stehen derzeit die beiden Systeme parallel zur Ver-
fügung, in Zukunft werden aber alle neuen Daten nur mehr auf Basis des ETRS-LAEA-Rasters angeboten.  
Dieser Raster kann in den Auflösungen 100m, 250m, 500m, 1.000m, 2.000m, 5.000m und 10.000m bezo-
gen werden. Aus Gründen des Datenschutzes werden dabei bestimmte Datenschutzschwellen eingehal-
ten. Demnach werden Merkmale einer Rasterzelle erst dann weitergegeben, wenn diese ausreichend be-
setzt ist. Beispielsweise werden  Merkmale über die Personen mit Hauptwohnsitz in einer Rasterzelle, wie 
Familienstand oder Altersklasse, nur dann angegeben, wenn nicht weniger als 31 Personen mit Haupt-
wohnsitz in der Rasterzelle gemeldet sind. Die jeweiligen Raster stehen in Form von Rastergeometrien als 
Polygondateien zur Verfügung (STATISTIK AUSTRIA 2010).  

 
Abb. 8 Vergleich der beiden Rastersysteme für Österreich: MGI-Lambert- und ETRS-LAEA-Raster 

  [aus STATISTIK AUSTRIA 2010] 
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Vom 100m-Raster für Österreich zum grenzübergreifenden 50m-Raster 

Mit dem 100m-ETRS-LAEA-Raster steht somit bereits eine geeignete, kleinräumige Bezugsbasis zur Ver-
fügung, wobei diese in weiterer Folge auch noch geviertelt und auf das gesamte Untersuchungsgebiet, al-
so auch in den bayerischen Raum hinein, berechnet wird.  

Sowohl die Berechnung des Rasters für das gesamte Untersuchungsgebiet als auch die Viertelung des 
100m-Rasters kann innerhalb eines Bearbeitungsschrittes vollzogen werden: Es wird ein neuer Vektorras-
ter erstellt, welcher durch Angabe des Ausschnitts und des Abstandes zwischen den Gitterlinien definiert 
wird. Der Ausschnitt kann entweder durch eine andere Datenschicht oder durch die Eingabe von Koordi-
naten festgelegt werden. Um zu gewährleisten, dass der neue Raster exakt dem 100m-ETRS-LAEA-
Raster entspricht, werden die Koordinaten jener Eckpunkte gemessen, welche die linke untere Ecke und 
die rechte obere Ecke des neuen Rasters darstellen sollen und in die Eingabemaske zur Erstellung des 
neuen Rasters eingetragen. Zusätzlich wird als Abstand zwischen den Gitternetzlinien der Wert 50 einge-
geben und die Berechnung gestartet. Als Ergebnis wird ein Vektorraster aufgespannt, welcher genau eine 
Viertelung des 100m-ETRS-LAEA-Rasters darstellt. Dies hat den Vorteil, dass für etwaige zukünftige Ana-
lysen eine Verknüpfung mit dem Original und somit mit weiteren Daten der Statistik Austria problemlos 
möglich ist. 

5.2. Straßennetz 
Das für die Analysen verwendete Netzwerk, basierend auf NAVTEQ Straßendaten, weist vor allem im Be-
zug auf Straßen und Wege der untersten Kategorie (Nebenstraßen) einige Lücken auf. Da gerade diese 
für die fußläufige Erreichbarkeit, welche für die Berechnung der Indikatoren herangezogen wird, eine wich-
tige Rolle spielen, wurde der Datensatz manuell nachbearbeitet. Zum einen wurden im Stadtgebiet Stra-
ßen und Wege mit Hilfe eines Straßennetzes der Stadt Salzburg ergänzt, indem die beiden Netzwerke 
übereinandergelegt und verglichen wurden. Eine zusätzliche Hilfe boten Orthofotos von 2007, auf deren 
Basis nachdigitalisiert wurde. Für die Umlandgemeinden der Stadt Salzburg wurde dabei so vorgegangen, 
dass mit Hilfe eines Einwohnerrasters der Fokus auf dicht besiedelte Gebiete gelegt und vor allem dort die 
vorhandenen Straßendaten mit den Orthofotos verglichen und gegebenenfalls ergänzt wurden.  

Nachdigitalisiert wurde im Maßstab 1:3.000, wobei neu erstellte Straßen in einem Attributfeld gekenn-
zeichnet wurden, um diese später wieder identifizieren zu können. Von den zahlreichen Attributfeldern des 
NAVTEQ-Datensatzes wurden aufgrund des zu hohen Aufwandes nur die Felder „KAT“ und „TYP“ befüllt. 
Diese beiden numerischen Felder stellen Attribute im Bezug auf die Bedeutung der Straßen und die mög-
liche Fahrgeschwindigkeit dar.  Bei der Befüllung dieser Felder wurden die jeweiligen neuen Straßen mit 
ähnlichen Straßen im Umfeld verglichen und deren Ausprägungen im Bezug auf die beiden Felder über-
nommen. Jene Wege, die keine mit dem Pkw befahrbaren Straßen, sondern beispielsweise Feldwege 
darstellen, wurden in einer Attributspalte zusätzlich als Fußwege ausgewiesen, um Fehler bei einer zu-
künftigen Weiterverwendung des Datensatzes zu vermeiden. Abb. 9 zeigt anhand eines Beispiels, auf 
welche Art von Wegen und Verbindungsstraßen bei der Verbesserung des Straßennetzes besonders ge-
achtet wurde. Die blauen Linien stellen das vorhandene Straßennetz dar, während gelb punktiert ein 
Feldweg eingezeichnet ist, welcher nachdigitalisiert wurde, da er für die ansässige Wohnbevölkerung eine 
Wegverkürzung zu diversen Einrichtungen darstellen kann. 
Auf diese Weise wurden folgende Gemeinden im Bezug auf das fußläufige Wegenetz manuell verfeinert: 

Ainring, Anif, Anthering, Bad Reichenhall, Bayerisch Gmain, Bergheim, Elixhausen, Elsbethen, Eugendorf, 
Freilassing, Grödig, Großgmain, Hallwang, Koppl, Piding, Saaldorf-Surheim, Stadt Salzburg, Wals-
Siezenheim.  
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Abb. 9 Ergänzung des Fußwegenetzes: blau = bestehend, gelb punktiert = neu hinzugefügt 

5.3. Infrastrukturdaten 
Eine wichtige Vorarbeit für die Durchführung der Wohnstandortbewertung im Projekt EULE ist die Erstel-
lung eines grenzüberschreitenden Datenbestandes räumlicher Grundlagendaten. Zu einem großen Teil er-
folgte dies bereits im Rahmen des Moduls „Datengrundlagen“ des gegenständlichen Projekts sowie im 
Vorgängerprojekt „EuRegionale Raumindikatoren“ (Interreg IV A – Projekt, 2006-2007). Dennoch mussten 
noch einige grenzübergreifende Datensätze neu erstellt (z.B. grenzüberschreitendes 50m-Raster, vgl. Ka-
pitel 5.1.1), oder nachbearbeitet (z.B. Verbesserung des fußläufigen Straßennetzes, vgl. Kapitel 5.2) wer-
den. Im Bezug auf die Input-Datensätze für die einzelnen Indikatoren konnte teilweise auf komplette Da-
tenbestände zurückgegriffen werden (z.B. Nahversorgung, Apotheken), teils war eine Aktualisierung not-
wendig (z.B. Kinderbetreuungseinrichtungen im Berchtesgadener Land) und manches wurde für die Ana-
lyse neu erhoben (z.B. Bushaltestellen im grenzüberschreitenden Projektgebiet, Durchgrünung). Die zur 
Entwicklung der Indikatoren verwendeten Daten stammen von folgenden Quellen bzw. wurden aus diesen 
erarbeitet: SAGIS; StMWIVT; StMUK; Mag. d. Stadt Salzburg; LK Berchtesgadener Land; LK Traunstein; 
Statistik Austria; BEG; RVO; SVV; Z_GIS; Gelbe Seiten DVD. 

Bei der Erschließung und beim Einsatz grenzübergreifender räumlicher Daten ist eine Reihe von formalen 
und inhaltlichen Ungleichheiten zu berücksichtigen. Der unterschiedliche Ursprung der Daten führt häufig 
zu Differenzen bei Datenformaten, rechtlichen Definitionen, Standards und Normen. Zudem erschweren 
unterschiedliche räumliche Bezugsebenen häufig eine Zusammenführung von Datensätzen. Somit müs-
sen die länderspezifischen Daten vor einer Verschmelzung zuallererst inhaltlich abgeglichen werden. Bei-
spielsweise ist für die Differenzierung und unterschiedliche Bewertung von Teil- und Vollnahversorgern in-
nerhalb des Indikators „Nähe zur Nahversorgung - Lebensmitteleinzelhandel“ eine vergleichbare Kategori-
sierung der Daten von Bayern und Salzburg im Bezug auf die Art des Geschäfts notwendig. Ist die inhaltli-
che Vergleichbarkeit von Datensätzen zum gleichen Thema gegeben, so muss weiters darauf geachtet 
werden, dass die räumliche Lagegenauigkeit und der räumliche Detaillierungsgrad übereinstimmen. Bevor 
die Datensätze schließlich miteinander verschmolzen werden und als Grundlage für die Entwicklung der 
Indikatoren bereitstehen, müssen sie noch auf ein gemeinsames geographisches Bezugssystem trans-
formiert werden (PRINZ et al. 2007). Hierfür wurde das für ganz Europa gültige Bezugssystem ETRS89 
(European Terrestrial Reference System 1989) mit der Projektion LAEA (Lambert Azimuthal Equal Area) 
ausgewählt, da auch der Raster von Statistik Austria, welcher die Basis der räumlichen Bezugsebene der 
folgenden Analysen bildet, in dieser Form vorliegt (vgl. Kapitel 5.1). Nachdem zusammengehörige Daten-
sätze im Bezug auf das Koordinatensystem vereinheitlicht wurden, konnte die eigentliche Zusammenfüh-
rung der Datensätze durchgeführt werden.  
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5.4. Klassifikation von Grünstrukturen in der Masterplanregion 
Neben der Nähe zu Infrastruktureinrichtungen (Schulen, Nahversorger, etc.) ist der Grünanteil im Wohn-
umfeld ein entscheidendes Kriterium für die Bewertung von Wohnstandorten. Grünflächen im urbanen Be-
reich stellen für die Bevölkerung einen sehr wichtigen Faktor für die Wohnqualität dar, insbesondere wenn 
sie als Freizeit- und Erholungsraum genutzt werden können. Für die subjektive Wahrnehmung von Grün-
flächen im Hinblick auf die Lebensraumqualität spielt neben der Art von Grünfläche (Wiese, Wald, land-
wirtschaftliche Fläche, einzelnstehende Bäume etc.) auch deren Erreichbarkeit eine entscheidende Rolle 
(vgl. HÖLBLING 2006). Nach GÄLZER (2001) werden sogenannte „wohngebietsbezogene“ öffentliche Grün-
flächen von der Bevölkerung nur dann angenommen, wenn sie in fünf bis zehn Gehminuten vom Wohn-
standort erreichbar sind. Neben öffentlichen Grünflächen wird der Grüncharakter einer Stadt jedoch auch 
von privaten Gärten und halböffentlichem Grün in Wohnbereichen beeinflusst (TAMMS & WORTMANN 1973). 

Die Bewertung von Wohnstandorten hinsichtlich der umgebenden Grünflächen wurde für die Masterplan-
region in einer mehrstufigen Analyse gelöst. Die Bestimmung des Grüncharakters wurde mit Methoden 
der Fernerkundung durchgeführt. Dabei wurden die unterschiedlichen Grünstrukturen auf Basis eines 
SPOT-Satellitenbildes mittels objekt-basierter Bildanalysemethoden klassifiziert. Im Anschluss wurden die 
Ergebnisse in einen einfachen (binären) Grünindex umgerechnet, der den Anteil von Grünflächen pro Ras-
terzelle (50 x 50 m) widerspiegelt. Um auch die subjektive Wahrnehmung der Bevölkerung zu berücksich-
tigen, wurde in Anlehnung an eine Umfrage zur Bewertung von einzelnen Grüntypen, durchgeführt im Jahr 
2005 vom Institut für Integrative Stadt- und Regionalentwicklung (IISR) (HÖLBLING 2006), zusätzlich ein 
„gewichteter Grünindex“ ausgewiesen. Das Ergebnis dieser „gewichteten Durchgrünung“ wird in Kapitel X 
als Indikator aufbereitet und fließt in dieser Form in die Gesamtbewertung der Wohnstandorte (vgl. Kapitel 
8.2) ein.  

Zur Ermittlung des Grünindex in der Masterplanregion standen folgende Daten zur Verfügung: 

� SPOT-5 Satellitenbildszene, aufgenommen am 21.06.2005, 10:01 Uhr 

� Grenzübergreifendes Straßennetz 

� SRTM Digitales Höhenmodell 

5.4.1. Datenaufbereitung der SPOT-5 Satellitenbildszene 

Das Satellitenbildmaterial lag noch im Rohzustand, in Form eines panchromatischen (5x5 m Bodenauflö-
sung) sowie eines multispektralen (10x10 m Bodenauflösung) Bildes (jeweils im GeoTIFF-Format), vor. 

 
Tab. 3 Spezifikationen des SPOT-5 Sensors 

Um sowohl die hohe räumliche Auflösung des panchromatischen Bildes als auch die hohe spektrale Auf-
lösung des multispektralen Bildes nutzen zu können, wurden die Bilder im ersten Schritt synchronisiert, 
um eine exakte Lageübereinstimmung zu gewährleisten, und danach pangeschärft.  

Synchronisation der Bilder 

Das panchromatische und das multispektrale Bild lagen nicht exakt übereinander, was für ein Panschärfen 
jedoch Voraussetzung ist. Deshalb wurden beide Bilder synchronisiert. Als Referenzbild wurde das hoch-
auflösende panchromatische Bild verwendet, auf welches das multispektrale Bild synchronisiert werden 
sollte.  
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Pansharpening & Rektifikation 

Beim Pansharpening werden das Multispektralbild und das Pan-Bild fusioniert, um die Vorteile von beiden 
Bildern - hohe räumliche vs. hohe spektrale Auflösung - nutzen zu können (vgl. Abb. 10).  

 
Abb. 10 Ergebnis des Pansharpenings (Modified IHS Resolution Merge) 

Zur Eliminierung geometrischer Verzerrungen wurde abschließend das pangeschärfte Satellitenbild noch 
rektifiziert. Da das Satellitenbild Gebiete sowohl auf österreichischem als auch deutschem Staatsgebiet 
abdeckt, mussten zwei Quellen als Referenz für die Rektifizierung herangezogen werden: Für Bereiche 
innerhalb der Masterplanregion konnte das „Salzburger Geographische Informationssystem“ (SAGIS) her-
angezogen werden, das im nahen Grenzbereich für die Landkreise Berchtesgadener Land und Traunstein 
auch noch exakte Koordinatenangaben liefert. Da die SPOT-Szene eine größere Ausdehnung als die 
Masterplanregion hat, wurden für jene Gebiete, für die SAGIS keine Daten zur Verfügung stellt, Koordina-
ten von Google verwendet.  

Zu guter Letzt wurde die SPOT-Szene, u.a. um eine schnellere Prozessierung zu gewährleisten, auf den 
Kartenrahmen des Untersuchungsgebiets zurechtgeschnitten. Ein kleiner Teil im Südwesten des Untersu-
chungsgebietes konnte leider nicht durch die vorhandene SPOT-Szene abgedeckt werden (vgl. Abb. 11). 
Bei diesen Flächen handelt es sich, mit Ausnahme einiger einzelnstehender Häuser, um nicht besiedeltes 
Gebiet. Aus diesem Grund wird für die Darstellung des Indikators zur Durchgrünung (vgl. Karte 5-08) ein 
etwas kleinerer Ausschnitt gewählt. 

 
Abb. 11 Pangeschärftes, orthorektifiziertes SPOT-5 Satellitenbild (Grenze der Masterplanregion in 

orange dargestellt)  
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5.4.2. Weitere Daten für die Ermittlung des Grünindex 

Grenzübergreifendes Straßennetz 

Die Bodenauflösung von 5m im panchromatischen Kanal des SPOT-Sensors reicht für eine exakte Ab-
grenzung und Klassifikation von Straßen nicht aus. Um dieses Problem zu umgehen, wurde ein Datensatz 
mit den wichtigsten Verkehrswegen in den Klassifikationsprozess integriert. Dieser Datensatz beinhaltet 
für das grenzübergreifende Untersuchungsgebiet sämtliche Straßen, unterteilt in fünf Kategorien: Auto-
bahn, Bundesstraße, Landesstraße, Gemeindestraße und untergeordnetes Straßennetz. Letztere Klasse 
wurde aufgrund des zu hohen Detailgrades aus dem Datensatz entfernt. 

 
Abb. 12 Grenzübergreifendes Straßennetz für die Klassifikation des Satellitenbildes  

Für ein realistisches Ergebnis der Klassifikation wurde um die einzelnen Straßen im Datensatz ein Puffer 
gelegt, wobei für jede Straßenkategorie ein spezifischer Pufferradius verwendet wurde (vgl. Tab. 4). 

 
Tab. 4 Pufferradien der verschiedenen Straßenkategorien1 

Digitales Höhenmodell (SRTM) 

Als weitere zusätzliche Datenschicht wurden ein SRTM-Höhenmodell und die daraus abgeleitete Hang-
neigung in die Klassifikation einbezogen. Shuttle Radar Topography Mission (kurz SRTM) ist ein Projekt 
der NASA, welches im Februar 2000 mittels Radar auf globaler Ebene Höhenwerte aufgenommen hat. Die 
daraus abgeleiteten Höhenmodelle mit einer Bodenauflösung von 90m (am Äquator) und einer vertikalen 
Genauigkeit von ca. 10m sind frei zugänglich und können als Mosaike heruntergeladen werden. Aufgrund 
der beschränkten horizontalen Auflösung fanden das DHM sowie die Hangneigung in der Klassifikation je-
doch nur begrenzt Verwendung. 

                                                 
1  Der Datensatz enthält für die Kategorie Autobahn jeweils zwei Linien (für jede Fahrtrichtung eine), wodurch sich nach dem Puffern eine 

Gesamtbreite von 30m ergibt. 



 29  

5.4.3. Klassifikation des Satellitenbildes 

Für die Klassifikation des Satellitenbildes wurde ein objektbasierter Ansatz gewählt, bei dem nicht nur 
spektrale Informationen, sondern auch Form-, Texturmerkmale und Nachbarschaftsbeziehungen einflie-
ßen. Der erste Schritt der Klassifikation bestand in der Ausweisung von Straßen. Da ein detailliertes Stra-
ßennetz nur schwer anhand des vorliegenden Satellitenbildes abgeleitet werden konnte, wurde der aufbe-
reitete, gepufferte Straßendatensatz in die Klassifikation integriert. Dazu wurden die Straßen in den Seg-
mentierungsprozess einbezogen, um die Objektgrenzen der Straßen übernehmen zu können. Anschlie-
ßend wurden jene Objekte, die sich räumlich mit dem Straßendatensatz überlagerten, dementsprechend 
klassifiziert.  

Für die Ausweisung der weiteren Klassen waren neben den spektralen Werten der einzelnen Kanäle v. a. 
die Vegetationsindices RVI (Ratio Vegetation Index) und NDVI (Normalized Differenced Vegetation Index) 
von großer Hilfe. Beide Indices basieren auf dem Verhältnis zwischen rotem Spektralkanal und jenem des 
nahen Infrarots (vgl. Formel 1und Formel 2). Der Wellenlängenbereich des nahen Infrarots eignet sich 
sehr gut zur Bestimmung des Vegetationszustandes, wobei gesunde Vegetation ein Reflexionsmaximum 
aufweist und abgestorbene oder vegetationsfreie Oberflächen im Gegensatz dazu über sehr geringe Re-
flexionswerte verfügen. Der Wertebereich des NDVI liegt zwischen -1 und +1, wobei negative Zahlen tote 
bzw. nicht vorhandene Vegetation bedeuten und positive Werte auf intakte, vitale Pflanzen hindeuten.  

 
Formel 1 Berechnung des RVI  

 
Formel 2 Berechnung des NDVI 

Die räumliche Auflösung der SPOT-Satellitenbildszene mit 5 m reicht nicht aus, um kleinere Grünflächen 
von bebauten Flächen (z. B. Garten von Einfamilienhaus) zu unterscheiden. Um dennoch eine möglichst 
realitätsnahe Analyse der Grünstrukturen zu erreichen, und somit eine optimale Grundlage für die Wohn-
standortbewertung liefern zu können, wurden die verbauten Flächen in zwei Klassen eingeteilt: stark ver-
baute Flächen, wie sie in Gewerbegebieten oder in einer Innenstadt vorkommen, und offene Verbauung. 
In letztere Klasse fallen in erster Linie Objekte wie Wohnanlagen mit Gärten, welche teilweise versiegelt 
sind und dennoch einen gewissen Grünanteil aufweisen. Zur Klassifikation dieser Objekte wurden zu-
nächst auf einem sehr hohen Objektlevel (sehr grobe Segmentierung) Ortschaften, Flächen u. ä. als Städ-
tisches Gebiet klassifiziert. Um innerhalb dieser Klasse zwischen offener Verbauung und stark versiegel-
ten Flächen unterscheiden zu können, wurde in erster Linie der NDVI herangezogen. 

Das Digitale Höhenmodell diente in erster Linie zur Unterscheidung von versiegelten Flächen und offenen 
Felsen, da diese sehr ähnliche spektrale Werte besitzen. Letztere findet man zwar auch im Stadtgebiet 
Salzburgs (z. B. Mönchsberg, Kapuzinerberg), doch sind diese im Satellitenbild aufgrund des Aufnahme-
winkels nicht zu identifizieren. Somit wurde eine Regel erstellt, mit der die Klasse Fels auf Höhen von 
900m und darüber eingegrenzt wurde. 
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Das Höhenmodell wurde darüber hinaus auch bei der Klassifikation von Waldtypen eingesetzt, da ab einer 
Höhe von 1.300m das Vorkommen von Laubwäldern sehr unwahrscheinlich ist. In tieferen Lagen wurde 
zur Unterscheidung der Waldtypen aus allen Spektralkanälen die durchschnittliche Intensität eines Objek-
tes berechnet. Auch zur Klassifikation von Gewässern, die sehr geringe Helligkeitswerte aufweisen (vgl. 
hierzu Abb. 11), wurde so vorgegangen.  

Neben spektralen Eigenschaften (Mittelwerte, Standardabweichungen, Ratios) wurden für viele Klassen 
auch unterschiedliche Formparameter und Nachbarschaftsbeziehungen angewendet, um in erster Linie 
Fehlklassifikationen zu eliminieren. 

Die Klassifikation wurde vorwiegend mittels des Konzepts der Fuzzy-Logic durchgeführt, bei dem berück-
sichtigt wird, dass in der Natur selten scharfe Grenzen vorkommen. Die Beschreibung der einzelnen Klas-
sen erfolgt dabei über verschiedene Merkmale (spektrale Eigenschaften, Formparameter, Nachbar-
schaftsbeziehungen), für die unterschiedliche mathematische Funktionen, so genannte Membership Func-
tions (Zugehörigkeitsfunktionen, z.B. scharfe/unscharfe Grenzen, Abdeckung/Ausschluss bestimmter  
Wertebereiche) vom Anwender festgelegt werden. 

Insgesamt konnten 15 Klassen identifiziert und klassifiziert werden, davon 10 unterschiedliche Klassen 
von Grünstrukturen:  

 
Abb. 13 Klassenhierarchie der 15 ausgewiesenen Klassen 

5.4.4. Überprüfung der Klassifikationsgenauigkeit  

Klassifikationen von Fernerkundungsdaten können nie fehlerfrei sein. Daher ist eine qualitative Überprü-
fung einer Klassifikation notwendig, die die Aussagekraft des Ergebnisses evaluiert und die Verlässlichkeit 
der Klassifikation angibt (vgl. JENSEN 2005). 

Aus diesem Grund wurde eine Überprüfung der Genauigkeit der Klassifikation durchgeführt. Dazu wurde 
das Klassifikationsergebnis punktbasiert mit Referenzdaten (mittels GPS-Kamera aufgenommene sowie 
auf dem Satellitenbild zufällig verteilte und visuell interpretierte Punkte) verglichen (siehe Tab. 5). Die 
Auswertung ergab eine Gesamtgenauigkeit von 83,33 % (Kappa: 0,81). 

Interessant sind vor allem Producer’s sowie User‘s Accuracy. Ersteres gibt an, wieviel Prozent einer Klas-
se richtig klassifiziert wurden, während User’s Accuracy anzeigt, wie sehr die Klassifikation die Realität 
widerspiegelt. Am Beispiel Versiegelt bedeutet dies, dass 90 % der versiegelten Flächen richtig erfasst 
und klassifiziert wurden (Producer’s Accuracy), während 77,14 % der klassifizierten Objekte Versiegelt 
auch in Wirklichkeit versiegelt sind (User’s Accuracy).  



 31  

 
Tab. 5 Auswertung der Genauigkeitsabschätzung  

5.4.5. Berechnung der Grünindices 

Für die Ermittlung der Grünindices wurde das Klassifikationsergebnis auf ein 50x50m Raster übertragen 
und im ersten Schritt für jede Rasterzelle der relative Flächenanteil pro Klasse berechnet (binärer Grünin-
dex, GI). Aufbauend auf diesem Ergebnis wurde der gewichtete Grünindex (GIw) berechnet. 

Binärer Grünindex (GI) 

Dieser Index gibt den relativen Anteil von Grünstrukturen wider und sagt somit aus, wie „grün“ eine Ras-
terzelle ist. Hierfür wurde das Klassifikationsergebnis in ein binäres Schema überführt: Die Klassen Abge-
erntetes Feld, Feld, Fels, Gewässer (Fluss, See), Grün/Wiese, (Laub-, Misch-, Nadel-) Wald und Moor 
wurden als „grün“ eingestuft, da sie – auch wenn nicht jede von ihnen generell zu den Grünstrukturtypen 
gezählt werden würde – wesentlich zur Steigerung der Attraktivität eines Wohnstandortes beitragen. So 
werden etwa Wasserflächen von der Bevölkerung als wesentlicher Bestandteil des städtischen Grüns 
wahrgenommen, was auch im Rahmen der Umfrage bestätigt wurde (vgl. HÖLBLING 2006). Die Klassen 
Straßen und Versiegelt wurden als „nicht grün“ eingestuft. Die Klasse offene Verbauung, die sich sowohl 
aus versiegelten als auch grünen Flächen zusammensetzt, wurde speziell behandelt: Ausgehend von der 
Annahme, dass ein Objekt dieser Klasse zu einer Hälfte versiegelt, zur anderen Hälfte vegetationsbedeckt 
ist, floss der halbe Flächenanteil von offener Verbauung pro Rasterzelle in die Berechnung des Index zur 
Kategorie „grün“ mit ein. Mittels dieses Schemas wurde der relative grüne Flächenanteil pro Rasterzelle 
berechnet. Um den Effekt von Randzellen auszugleichen, wurde nicht die gesamte theoretische Flächen-
größe pro Rasterzelle (2.500 m²) in die Berechnung einbezogen, sondern immer nur die Gesamtfläche der 
pro Zelle vorkommenden Klassen. 

Aus den Ergebnissen (Abb. 14, vgl. auch Abb. 16 und Abb. 17) kann man die urbanen Zentren der Mas-
terplanregion (Salzburg, Freilassing, Bad Reichenhall, Laufen/Oberndorf, Eugendorf, Elixhausen, Berg-
heim) deutlich erkennen. In der Stadt Salzburg selbst stechen die Stadtberge als Grünoasen sowie ein 
deutlicher Unterschied zwischen dem stark verbauten Schallmoos/Neustadt und dem „grünen“ Morzg her-
vor. Ebenfalls auffällig ist, dass sich die Gebiete mit den höchsten Grünwerten meist in höhere Lagen 
(südöstlich der Stadt Salzburg, Untersberg, Hochstaufen) und entlang der Salzach befinden. 
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Abb. 14 Binärer Grünindex (GI) - relativer Flächenanteil an „grün“ pro Rasterzelle (50x50 m)  

Gewichteter Grünindex (GIw) 

Um den subjektiven Grüneindruck der Bevölkerung besser widerspiegeln zu können, wurden die einzel-
nen Klassen aus ökologischer Sicht, aber auch entsprechend deren Bedeutung als Erholungs- und Frei-
zeitflächen, gewichtet. Die Gewichtung (Wertebereich 0 bis 5) orientiert sich an einer Umfrage des Instituts 
für Integrative Stadt- und Regionalentwicklung (IISR), durchgeführt in den Monaten Juni und Juli 2005, bei 
der 128 Probanden unterschiedliche Grünstrukturtypen nach deren persönlicher Relevanz bewerteten 
(vgl. HÖLBLING 2006, siehe Tab. 4). Für die Klassen Fels, Moor und offene Verbauung, die nicht Bestand-
teil der Umfrage waren, wurden selbst gewählte Gewichte vergeben. Der Wertebereich der Gewichte von 
0 bis 5 wurde mittels linearer Interpolation auf den Wertebereich 0 bis 1 normiert (Gewichtungsfaktoren). 

 
Tab. 6 Gewichte und Gewichtungsfaktoren (Wertebereich 0-1) der einzelnen Klassen1 

 

                                                 
1  Wolken und Wolkenschatten wurden in dieser Berechnung als NoData behandelt und von der Fläche der jeweiligen Rasterzellen abgezogen.  
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Zu beachten gilt, dass der Maximalwert der Gewichte nur 4,1 beträgt, weshalb in Folge auch der Maxi-
malwert der Gewichtungsfaktoren nicht bis 1 reicht, sondern nur bis 0,82. 

Um den gewichteten Grünindex zu erhalten, wird der relative Flächenanteil jeder Klasse pro Rasterzelle 
mit dem entsprechenden transformierten Gewicht (zwischen 0 und 1) multipliziert und aufsummiert (GIw). 
Die Berechnung des binären (GI) und des gewichteten (GIw) Grünindex ist in Abb. 15 anhand einer bei-
spielhaften Rasterzelle dargestellt: Der binäre Grünindex (GI) setzt sich aus den relativen Flächenanteilen 
der Klasse Wald und Wiese zusammen und beträgt 0,75. Der gewichtete Grünindex (GIw) ergibt sich aus 
der Multiplikation der relativen Flächenanteile mit den klassenspezifischen Gewichten (Wald: Gewicht 4,1 
� Gewichtungsfaktor 0,82, Wiese: Gewicht 3,6 � Gewichtungsfaktor 0,72, vgl. Tab. 6). Als resultierender 
Wert ergibt sich in diesem Beispiel 0,57. Dieser Wert lässt im Gegensatz zum binären Grünindex keine 
Rückschlüsse auf den Flächenanteil von Grünflächen zu, sondern spiegelt die Qualität einer Rasterzelle 
im Hinblick auf den Grüneindruck wider.  

 
Abb. 15 Berechnung des binären und gewichteten Grünindex anhand eines Beispiels  

[verändert nach HÖLBLING 2006] 

 
Abb. 16 Gewichteter Grünindex je Rasterzelle (50x50 m) 

Das Ergebnis des gewichteten Grünindex (siehe Abb. 16) wurde im Anschluss noch geglättet, um großflä-
chig die Qualität der Grünflächen schneller einstufen zu können (siehe Abb. 17). Dazu wurden die Werte 
im Umkreis von 300 m pro Rasterzelle einbezogen und daraus der Mittelwert generiert. 
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Abb. 17 Gewichteter Grünindex je Rasterzelle (50x50m) unter Einbezug des Wohnumfeldes (r=300m) 

5.4.6. Ausblick: Klassifikation von Grünstrukturen mit WorldView-2 

Für die Berechnung des Durchgrünungsgrads von größeren Gebieten, wie die Masterplanregion, eignen 
sich hochauflösende Satellitenbilddaten wie SPOT-5 sehr gut, da diese ein relativ großes Gebiet auf ein-
mal abdecken können und so eine kostengünstige Lösung bieten. Eine detaillierte Analyse der Erholungs- 
und Infrastrukturflächen (Klassifikation von einzelnen Bäumen, Sportplätzen, Swimmingpools, Rasenflä-
chen etc.) ist jedoch mit einer räumlichen Auflösung von 5m nicht möglich. Um den Mehrwert einer Aus-
weisung von differenzierteren Grünstrukturtypen aufzuzeigen, wurde beschlossen, das Stadtgebiet Salz-
burg mittels höchstauflösender Satellitenbilddaten im Hinblick auf die Durchgrünung zu untersuchen. Dazu 
wurde ein Satellitenbild von WorldView-2, der im Moment wohl fortschrittlichste unter den hochauflösen-
den Fernerkundungssensoren für zivilen Gebrauch, bestellt. Verglichen mit SPOT-5 verspricht dieser 
Sensor noch genauere und qualitativ hochwertigere Analysen. 

Die Bodenauflösung beträgt 2m im multispektralen und 0,5m im panchromatischen Spektralbereich. Kom-
biniert man beide Informationen mittels Pansharpening (vgl. Kapitel 5.4.1), erhält man ein multispektrales 
Bild mit 0,5m Bodenauflösung.  

Was WorldView-2 nicht nur von SPOT-5, sondern auch von weiteren hochauflösenden Satellitensensoren 
unterscheidet, sind seine acht multispektralen Kanäle, welche den für Menschen sichtbaren Spektralbe-
reich fast komplett, sowie das nahe Infrarot großteils abdecken. Verglichen mit SPOT-5 liefert er zwar kei-
ne Information im mittleren Infrarot, besitzt jedoch fünf andere Kanäle, welche eine Landschaftsanalyse er-
leichtern. Abb. 18 verdeutlicht den Unterschied des durch den jeweiligen Sensor abgedeckten Spektralbe-
reichs zwischen WorldView-2 und SPOT-5. 
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Abb. 18 Vergleich des abgedeckten Lichtspektrums durch SPOT-5 und WorldView-2 im Bereich von 

400 bis 1100nm Wellenlänge 

Für das Stadtgebiet Salzburg liegen bereits erste Resultate einer Landbedeckungsanalyse, die sowohl 
Grünflächen als auch versiegelte Flächen umfasst, mit WorldView-2 vor. Folgende Abbildungen, welche 
klassifizierte Ausschnitte der Salzburger Innenstadt darstellen, zeigen deutlich, dass mittels WorldView-2 
im Vergleich zu SPOT-5 hinsichtlich Erholungs- und Infrastrukturflächen qualitativ hochwertigere Analysen 
zu erzielen sind. Die höhere räumliche Auflösung kombiniert mit der umfangreicheren spektralen Informa-
tion ermöglicht die Ausweisung einer größeren Anzahl von Landbedeckungsklassen und eine feinere Ab-
grenzung der Klassen, wodurch ein genaueres Klassifikationsergebnis erzielt werden kann (vgl. Abb. 19 
und Abb. 20). 

Die Vorteile von WorldView-2 wirken sich vor allem im urbanen Gebiet aus, wo versiegelte Flächen und 
Grünflächen häufig sehr kleinstrukturiert auftreten. Die Klassifikation basierend auf höchstauflösenden Sa-
tellitenbilddaten erlaubt auch kleine Strukturen wie Teiche, einzeln stehende Häuser, Gärten oder Parkflä-
chen zu extrahieren und zu klassifizieren. Mit SPOT-5 kann urbanes Gebiet in lediglich zwei Klassen un-
terscheiden: versiegelte Flächen und Offene Verbauung für weniger stark versiegelte Gebiete. WorldView-
2 ermöglicht hier eine wesentlich detailliertere Klassifikation und kann Offene Verbauung weiter unterteilen 
in versiegelte Flächen und unterschiedliche Grünklassen (z.B. Rasenflächen, Bäume, Swimmingpools, 
Parkflächen, Sportplätze, landwirtschaftliche Flächen etc.). Damit entledigt man sich einer gewissen Unsi-
cherheit in der Klassifikation, da Objekte der Klasse Offene Verbauung meist unterschiedlich zusammen-
gesetzt sind und keinen Rückschluss auf den Anteil der versiegelten Flächen und Grünflächen in dieser 
Klasse erlauben. Für die Berechnung von Grünindices bedeutet dies, dass vor allem urbane Räume hin-
sichtlich ihrer Durchgrünung wesentlich präziser analysiert werden können und so genauere Aussagen 
über die Wohnstandortqualität getroffen werden können.  

Eine detaillierte Beschreibung zur Klassifikation der Grünstrukturen basierend auf SPOT-5 und 
WorldView-2 Daten und zur Berechnung der jeweiligen Grünindices findet sich in einem technischen Be-
richt, der über die Projektwebseite zur Verfügung steht 
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Abb. 19 Klassifikation eines Ausschnitts der Stadt Salzburg mittels SPOT-5  

 
Abb. 20 Klassifikation eines Ausschnitts der Stadt Salzburg mittels Worldview-2 
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5.5. Lärm als möglicher Ungunstfaktor 
„Insgesamt fühlen sich in Österreich 2,7 Millionen Menschen durch Lärm in ihrem Wohnumfeld beeinträch-
tigt, davon geben 1,46 Millionen den Straßenverkehr als Hauptursache an. Dauerhafter Verkehrslärm 
macht krank.“ (VCÖ 2011) 

Wie auch aus zahlreichen Meinungsumfragen der letzten Jahre hervorgeht, steht Lärm an oberster Stelle 
der Umweltprobleme in Wohngebieten. Durch die Störung unserer alltäglichen Aktivitäten wie Kommuni-
zieren, Entspannen, Konzentrieren oder Schlafen kann Lärm zur Belästigung werden und wesentlich zur 
Minderung der Lebensqualität und Wohnzufriedenheit beitragen. Eine dauerhafte Belästigung durch Lärm 
kann zudem eine Reihe von gesundheitlichen Beschwerden auslösen. Somit ist es naheliegend, eine 
möglichst geringe Lärmbelästigung der Bevölkerung im Sinne einer hohen Lebensqualität anzustreben. 
Vor allem Verkehrslärm kann zu einem großen Stressfaktor für die betroffene Wohnbevölkerung werden, 
wobei sich das Empfinden der Lärmbelästigung im Tagesverlauf ändert. Für den Straßenverkehrslärm 
wurde beispielsweise festgestellt, dass sich die Menschen besonders zwischen 16 und 19 Uhr bei ver-
gleichbarem Pegel am stärksten belästigt und gestört fühlen, da sie in dieser Zeit zu Hause vorwiegend 
entspannende Tätigkeiten ausüben und zugleich der nachmittägliche Berufsverkehr auf den Straßen ab-
läuft (SCHRECKENBERG & GUSKI  2005).  

Auch die EU erkennt die Lärmbelastung als bedeutendes Umweltproblem an und verabschiedet 2002 eine 
Richtlinie zur Bewertung und Bekämpfung von Umgebungslärm, die Richtlinie 2002/49/EG. Folgende 
Maßnahmen sollen beispielsweise dazu beitragen, das Ziel des Lärmschutzes zur Gewährleistung eines 
hohen Gesundheits- und Umweltschutzniveaus als Teil der Gemeinschaftspolitik in den Mitgliedsstaaten 
zu erreichen: 

� Einheitliche Erfassung der Belastung durch Umgebungslärm in Form von Lärmkarten 

� Informationsbereitstellung über Lärmbelastungen für die breite Öffentlichkeit 

� Verpflichtende Entwicklung von Aktionsplänen auf Grundlage von Lärmkarten zur Vermeidung bzw. Ver-
minderung von Umgebungslärm  

Zunächst war im Bereich Straßenverkehr vorgeschrieben, bis 2007 strategische Lärmkarten für alle Bal-
lungsräume mit mehr als 250.000 Einwohnern sowie für sämtliche Hauptverkehrsstraßen mit einem Ver-
kehrsaufkommen von mehr als 6 Millionen Kraftfahrzeugen pro Jahr zu erstellen. In einem zweiten Schritt 
sind bis 2012 und danach alle 5 Jahre strategische Lärmkarten für alle Ballungsräume und Hauptver-
kehrsstraßen auszuarbeiten. Es wird ausdrücklich erwähnt, dass benachbarte Mitgliedsstaaten bei der 
Ausarbeitung der Karten für Grenzgebiete zusammenarbeiten müssen. 

Als gemeinsame Lärmindizes setzt die Richtlinie Lden zur Bewertung der Lärmbelästigung und Lnight zur 
Bewertung von Schlafstörungen fest, wenn angebracht können zusätzlich Lday und Levening verwendet wer-
den: 

� Tag-Abend-Nacht-Lärmindex Lden (dB): Lärmindex für die allgemeine Belästigung  

� Nachtlärmindex Lnight (dB): Lärmindex für Schlafstörungen  

� Taglärmindex Lday (dB): Lärmindex für die Belästigung während des Tages 

� Abendlärmindex Levening (dB): Lärmindex für die Belästigung am Abend 

Die EU-Mitgliedsstaaten haben selbst zu bestimmen, welche Behörden und Stellen für die Anwendung der 
Richtlinie zuständig sind, wobei die Lärmindizes Lden und Lnight und in Sonderfällen Lday und Levening zu ver-
wenden sind (RL 2002/49/EG des europäischen Parlaments und des Rates über die Bewertung und Be-
kämpfung von Umgebungslärm, ABl 189/12).  

In Österreich ist die Lärmschutzkompetenz auf Bund und Länder verteilt, weswegen die Umsetzung der 
Richtlinie beide betrifft. Auf Bundesebene setzt das Bundes-Umgebungslärmschutzgesetz die Richtlinie in 
österreichisches Recht um, verschiedene landesgesetzliche Regelungen ergänzen dieses (LEBENSMINIS-

TERIUM V/5 2009).  
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In Deutschland wurde die EG-Umgebungslärmrichtlinie durch Artikel im Immissionsschutzgesetz in deut-
sches Recht umgesetzt. Darin werden die Gemeinden oder die nach Landesrecht zuständigen Behörden 
für zuständig erklärt, wobei die Kartierung der Haupteisenbahnstrecken eine Ausnahme darstellt und 
durch das Eisenbahn-Bundesamt durchgeführt wird. Einzelheiten sind in der Verordnung über die Lärm-
kartierung (34. BImSchV) festgelegt (STMUG o.J.).  

Abb. 21 zeigt eine Zusammenführung von Daten zur Lärmbelastung (Lden) im Bundesland Salzburg und 
Landkreis Berchtesgadener Land. Zur besseren Übersicht wird zusätzlich ein Raster der Einwohner mit 
Hauptwohnsitz je 125m-Rasterzelle dargestellt. Die für diesen Ausschnitt zur Verfügung stehenden, ver-
gleichbaren Lärmdaten1 beschränken sich im Bundesland Salzburg auf den Straßenverkehr entlang von 
A1 (Westautobahn) und A10 (Tauernautobahn) und in Bayern auf den Straßenverkehr entlang der Auto-
bahn A8, der Bundesstraße B304 von Salzburg bis Freilassing und der Bundesstraße B20 von Bad Rei-
chenhall bis zur A8. Ein wichtiger Verkehrsweg, der in diesem Ausschnitt beispielsweise noch fehlt, ist der 
Abschnitt der Bundesstraße B20 zwischen der A8 und Freilassing. Dabei handelt es sich um einen Stra-
ßenabschnitt, welcher erst im Rahmen der Erfassung aller Hauptverkehrsstrecken bis 2012 vollzogen 
wird. 

 
Abb. 21 Grenzübergreifende Lärmbelastung und Einwohnerverteilung in einem Ausschnitt der 

Masterplanregion 

                                                 
1  Vgl. hierzu die Online-Kartendienste zum Thema Umgebungslärm für Österreich 

(http://gis.lebensministerium.at/eLISA/frames/index.php?&146=true&gui_id=eLISA, verfügbar am 10. Mai 2011) und Bayern 
(http://www.bis.bayern.de/bis/initParams.do, verfügbar am 10. Mai 2011) 
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Abgesehen davon, dass die Lärmbelastung nicht vollständig dargestellt werden konnte, zeigt die Karte in 
Abb. 21, dass eine Vergleichbarkeit der Daten gegeben und somit ein Blick über die Staatsgrenze hinweg 
auch für dieses Thema durchaus sinnvoll ist. 

Nach vollständiger Erfassung wäre eine Einbeziehung der Lärmbelastung als Abschlagsfaktor in die 
Wohnstandortbewertung eine sinnvolle Erweiterung des Modells. Als Teil eines im Auftrag vom Magistrat 
Stadt Salzburg durchgeführten Forschungsprojekts wurden beispielsweise Lärmdaten als ein Teilaspekt 
der Umweltqualität in ein räumliches Wohnstandortbewertungsmodell integriert (PRINZ et al. 2008), was in 
dieser Form auch für den grenzübergreifenden Raum anzustreben wäre.  
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6. Grenzübergreifende Wohnstandortanalyse und –bewertung 

6.1. Projektgebiet 

 
Abb. 22 Ausschnitt des grenzübergreifenden Projektgebiets mit Einwohnerverteilung  

Das Einflussgebiet der Stadt Salzburg reicht über den im Salzburger Landesentwicklungsprogramm 2003 
abgegrenzten Salzburger Zentralraum hinaus, naturgemäß in den oberösterreichischen, aber auch in den 
bayerischen Grenzraum hinein (AMT DER SALZBURGER LANDESREGIERUNG 2009). Die Notwendigkeit ver-
mehrter grenzüberschreitender Analysen und Planungen ist daher nicht zu übersehen, wie auch die fol-
genden Zitate verdeutlichen: 

„Pendlerverflechtungen, Siedlungsbild und Verkehrsbeziehungen sowie Standort- und Betriebsverlegun-
gen zeigen, was die BewohnerInnen schon ständig leben: der Salzburger Zentralraum ist längst ein ge-
meindegrenz-, landes- und staatsgrenzüberschreitender Funktionalraum, die Organisations- und Ent-
scheidungsstrukturen hinken dieser Entwicklung noch nach.“ (WANKIEWICZ & SCHRENK 2004) 
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„Zur Verwirklichung einer grenzüberschreitend abgestimmten nachhaltigen Raumentwicklung sind bei Be-
darf gemeinsame Lösungen bei raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen, insbesondere in der Re-
gionalplanung, anzustreben.“ (STMWIVT 2006) 

Um diesen Aussagen gerecht zu werden, fällt die Wahl des Untersuchungsgebiets auf die im Masterplan 
(Masterplan Kernregion Salzburg 2011) als Kernregion ausgewiesenen Gemeinden des Bundeslandes 
Salzburg und der Landkreise Berchtesgadener Land und Traunstein. Die Berechnung der einzelnen Indi-
katoren und der Gesamtbewertung erfolgt jeweils auf einen großen Ausschnitt, welcher die gesamte Kern-
region beinhaltet (vgl. Karten im Anhang). Für die Ergebnisdarstellung im Text wird jedoch aus Gründen 
der besseren Lesbarkeit und Übersichtlichkeit der Karten ein kleinerer Ausschnitt gewählt, welcher haupt-
sächlich die Stadt Salzburg und die westlichen Umlandgemeinden abbildet (vgl. Abb. 22). Konkret geht es 
dabei um folgende (Teile von) Gemeinden, die in der Visualisierung der Ergebnisse dargestellt werden: 

Land Salzburg: Salzburg, Anif, Anthering, Bergheim, Elixhausen, Elsbethen, Grödig, Großgmain, 
Hallwang, Koppl, Wals-Siezenheim, Seekirchen am Wallersee 

Landkreis Berchtesgadener Land: Ainring, Anger, Bad Reichenhall, Bayerisch Gmain, Freilassing, Piding, 
Saaldorf-Surheim, Teisendorf 

6.2. Modellaufbau 
Der Workflow des Modells zur Wohnstandortbewertung ist in Abb. 23 dargestellt, wobei hier die Entwick-
lung von der Datenseite ausgehend abgebildet ist. Inhaltlich wurde versucht, sich den vorhandenen Kon-
zepten und Programmen, welche sich auf das Untersuchungsgebiet beziehen, anzunähern (vgl. Kapitel 4). 

 
 

Abb. 23 Workflow zur Durchführung der grenzübergreifenden Wohnstandortbewertung  

Die Entwicklung von räumlichen Indikatoren als Kriterien für die Wohnstandortbewertung basiert somit auf 
Planungsleitbildern und -zielen für die Region sowie auf den vorhandenen grenzübergreifenden Daten und 
wird durch den Einsatz unterschiedlicher Methoden der Geographischen Informationsverarbeitung umge-
setzt.  

Im Wesentlichen läuft die Wohnstandortbewertung nach folgenden Bearbeitungsschritten ab, welche im 
nächsten Kapitel beschrieben werden. 
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6.3. Herangehensweise 

6.3.1. Methode zur Berechnung der Indikatoren 

Die in Kapitel 4.3 festgelegten Indikatoren zur Bewertung von Wohnstandorten bilden - mit Ausnahme der 
Durchgrünung im Wohnumfeld - alle die Erreichbarkeit einer bestimmten Infrastruktureinrichtung ab. Diese 
Erreichbarkeit wird über die Nähe zur nächstgelegenen Einrichtung definiert, d.h. über den Weg, den eine 
Person ausgehend von ihrem Wohnort zurücklegen muss, bis sie an ihrem Ziel (z.B. Bushaltestelle, Schu-
le, Nahversorger) ankommt. Dieser Weg kann mit unterschiedlichen Methoden modelliert werden. Eine 
Möglichkeit ist der Einsatz der euklidischen Distanz. Will man der Realität einen Schritt näher kommen, so 
ist der Einsatz der Netzwerkdistanz anstatt der euklidischen Distanz sinnvoll.  

Die Durchgrünung im Wohnumfeld stellt einen Sonderfall in der Gruppe der gewählten Indikatoren dar, für 
welchen die Netzwerkanalyse keine Rolle spielt, da sie mit Methoden der Fernerkundung und Bildverar-
beitung bestimmt wurde (vgl. Kapitel 5.4.5).  

Netzwerkanalyse 

Bei der Verwendung von Netzwerkdistanzen modelliert man die Anmarschwege über ein Verkehrswege-
netz, wodurch das Ergebnis genauer wird. Geht man vom Ziel aus, also beispielsweise einer einzelnen 
Haltestelle, so werden alle Wegepunkte berechnet, die innerhalb einer festgelegten Distanz oder Zeit über 
das Verkehrswegenetz erreicht werden können. Diese spannen eine so genannte Isozone, also eine poly-
gonale Fläche auf, welche das Potenzial der Haltestelle abbildet. Alle Einwohner, die innerhalb dieser Flä-
che wohnen, stellen beispielsweise potenzielle Nutzer einer Haltestelle dar.  

Abb. 24 zeigt einen Vergleich einer 1000m-Isozone von Netzwerkdistanz und euklidischer Distanz, wobei 
zu erkennen ist, dass eine euklidische Distanzabgrenzung ein flächenhaft größeres Ergebnis erzielt. Denkt 
man beispielsweise an einen Nahversorger nahe eines Flusses, so wird der Vorteil eines Einzugsgebiets, 
welches über ein Netzwerk ermittelt wurde, gegenüber einer durch euklidische Distanzberechnung ermit-
telten Fläche klar: Während bei der euklidischen Distanz auch das Gebiet jenseits des Flusses als Ein-
zugsgebiet gilt - egal ob eine Brücke vorhanden ist oder nicht - so werden bei der Netzwerkdistanz nur je-
ne Flächen berechnet, die über Verkehrswege tatsächlich erreichbar sind (JERMANN 2002).  

 
Abb. 24 Gegenüberstellung von euklidischer Distanz und Netzwerkdistanz  

Abb. 25 zeigt die 500m- und 1000m-Isozonen für die Kindergärten im Projektgebiet, welche über die 
Netzwerkdistanz ermittelt wurden. 
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Abb. 25 Versorgungsgebiete auf Netzwerkbasis für Volks- und Grundschulen im Projektgebiet 

 

Die Zuweisung von Gebieten zu Infrastruktureinrichtungen kann auch umgekehrt erfolgen, wie im Falle der 
gegenständlichen Wohnstandortbewertung. Dabei wird nicht wie bei der Berechnung von Isozonen aus-
gehend von jeder Einrichtung das Versorgungsgebiet ermittelt, sondern für jede bewohnte Rasterzelle die 
nächste Einrichtung herangezogen und die kürzeste Straßendistanz dorthin berechnet. Als Ausgangs-
punkt jeder Rasterzelle wird dabei immer der Zentroid, also der Mittelpunkt der jeweiligen Zelle herange-
zogen und über ein Verkehrswegenetz der kürzeste Weg zur nächsten Einrichtung automatisiert berech-
net. Da es um die fußläufigen Entfernungen geht, werden Autobahnen aus der Distanzmodellierung aus-
geschlossen.  

Der genaue Ablauf der GIS-Methode, welche für die Wohnstandortbewertung eingesetzt wird (Closest 
Facility Analysis, ArcGIS 9.3.1), ist in Abb. 26 dargestellt: Als Ausgangsdaten benötigt man ein Straßen-
netz, die Standorte der jeweiligen Einrichtungen und außerdem noch jene Standorte, von welchen ausge-
hend die Distanz zu den Einrichtungen berechnet werden soll (vgl. Abb. 26, 1-3). Auf Basis des Straßen-
netzes wird zunächst ein Closest Facility Layer erstellt und in der Folge mit so genannten Incidents und 
Facilities komplettiert. Unter Incidents versteht man hier jene Standorte, von denen ausgehend die kürzes-
ten Netzwerkdistanzen zu den jeweiligen Infrastruktureinrichtungen, den Facilities, berechnet werden sol-
len. Jene kürzesten Routen, die auf Basis des angegebenen Straßennetzwerks als Ergebnis der Analyse 
gebildet werden, sind in Abb. 26, Schritt 5 in türkiser Farbe zu erkennen.  
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Abb. 26 Ablauf einer Closest Facility Analysis am Beispiel der Kindergärten  

Als räumliche Bezugsbasis der Wohnstandortbewertung wird, wie bereits erwähnt, ein gleichmäßiges 
50m-Raster über das Untersuchungsgebiet gelegt (vgl. Kapitel 5.1). Dadurch beziehen sich die Ergebnis-
se der Bewertung immer auf Rasterzellen, nicht auf einzelne Adresspunkte. Da für die Methode der Netz-
werkanalyse aber Punktdaten erforderlich sind, werden jeweils die Rasterzellen-Mittelpunkte (Zentroide) 
herangezogen. Durch diese Bewertung von Rasterzellen wird eine gewisse Generalisierung vorgenom-
men, was bei der Interpretation der Ergebnisse zu berücksichtigen ist. Der Vorteil dieser Vorgehensweise 
ist, dass durch die Verwendung eines Rasters das gesamte Untersuchungsgebiet analysiert werden kann 
und nicht nur bereits vorhandene Adresspunkte. Da nicht alle Zentroide direkt an einem Straßensegment 
des Netzwerkes liegen, ergibt sich folgende Problematik: Wie Abb. 27 veranschaulicht, beginnt und endet 
die angewandte Netzwerkanalyse immer direkt auf dem Netzwerk. Die Berechnung einer Route von Punkt 
1 nach Punkt 2, welche nicht direkt auf einem Straßensegment liegen, startet demnach bei dem Punkt 1 
nächstgelegenen Punkt a im Netzwerk und endet bei Punkt b, welcher zum Zielpunkt 2 die kürzest mögli-
che Entfernung aufweist (ESRI 2010).  

 
Abb. 27 Berechnung einer Route zwischen 2 Punkten  

[aus ESRI 2010] 

Entfernungen zwischen Punkten und dem Netzwerk werden bei dieser Netzwerkanalyse somit nicht ein-
bezogen. Da diese Entfernungen aber durchaus hoch sein können, wie beispielsweise im Falle von wenig 
bis gar nicht erschlossenen Gebieten, sollen bei der Wohnstandortbewertung auch diese Strecken eine 
Berücksichtigung erfahren. So werden vor der eigentlichen Netzwerkanalyse die Abstände zwischen Ras-
terzellenmittelpunkten und Straßen zu ermittelt. Da es sich dabei um euklidische Distanzen handelt, und 
diese in der Realität als nutzbare Wege erst errichtet werden müssten, fließen sie mit einem Umwegfaktor 
von 1,2 (vgl. PRINZ 2001) in die Gesamtdistanzen ein. Die kürzeste Entfernung für jede Rasterzelle hin zu 
den unterschiedlichen Infrastruktureinrichtungen (Facilities) berechnet sich demnach wie folgt: 

 
Formel 3 Berechnung der Gesamtdistanz 
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Als Endergebnis der Berechnungen liegt nun für jeden Indikator ein Datensatz vor, aus dem für jeden 
Standort die kürzeste Distanz zur nächsten Einrichtung abzulesen ist. Diese Datensätze stellen die Grund-
lage für die Bewertung bzw. Gewichtung innerhalb der einzelnen Indikatoren dar, wie im nächsten Kapitel 
genauer erläutert wird. 

6.3.2. Festlegen von Schwellwerten und Indikatorenberechnung 

Das Ziel dieses Bearbeitungsschritts ist die Festlegung von Schwellwerten, welche als Grundlage für die 
Bewertung der Wohnstandorte durch die einzelnen Indikatoren dienen. Die Auswahl der Schwellwerte 
lehnt sich an Richt- und Orientierungswerten aus Verordnungen, Planungsrichtlinien, Projekt- und Grund-
lagenstudien an.  

Nach Festlegung der Schwellwerte erfolgt die Bewertung der einzelnen Indikatoren durch eine Distanzge-
wichtung, um jener Tatsache gerecht zu werden, dass unsere Bereitschaft zur Nutzung einer bestimmten 
Einrichtung (z.B. Nahversorger) neben deren Qualität bzw. Angebot stark davon abhängt, wie weit diese 
von unserem Ausgangspunkt entfernt liegt.  

Wahl der Distanzschwellwerte 

Auf den folgenden Seiten findet sich eine Sammlung von Richt- und Orientierungswerten aus diversen 
Verordnungen, Planungsrichtlinien und Studien für die Ableitung von Schwellwerten zur Entwicklung der 
einzelnen Indikatoren. Diese sind in Form von Tabellen für jeden Themenbereich organisiert, wobei vor al-
lem mit Fokus auf die bereits ausgewählten Indikatoren recherchiert wurde. In den Tabellen finden sich 
teilweise Einrichtungen und Werte in grauer Schrift, was bedeutet dass diese durchaus interessante Indi-
katoren darstellen würden, jedoch aufgrund der Datenverfügbarkeit nicht umgesetzt werden konnten. 

Im Anschluss an die Tabellen mit den gesammelten Werten (Tab. 7, Tab. 9, Tab. 12, Tab. 14, Tab. 18) 
folgt jeweils eine Darstellung der abgeleiteten Schwellwerte für die einzelnen Indikatoren (Tab. 8, Tab. 10, 
Tab. 11, Tab. 13, Tab. 15, Tab. 16). 

 
Tab. 7 Sammlung von Orientierungswerten für den Bereich Nahversorgung 
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Tab. 8 Gewählte Distanzschwellwerte zur Berechnung des Indikators „Nähe zu Nahversorgung - 

Lebensmitteleinzelhandel“ 

 
Tab. 9 Sammlung von Orientierungswerten für den Bereich Bildungseinrichtungen 

 
Tab. 10 Gewählte Distanzschwellwerte zur Berechnung des Indikators „Nähe zu 

Bildungseinrichtungen - Kindergärten“ 

 
Tab. 11 Gewählte Distanzschwellwerte zur Berechnung des Indikators „Nähe zu 

Bildungseinrichtungen - Volks- und Grundschulen“ 
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Tab. 12 Sammlung von Orientierungswerten für den Bereich Medizinische Versorgung 

 
Tab. 13 Gewählte Distanzschwellwerte zur Berechnung des Indikators „Nähe zu medizinischer 

Versorgung - Apotheken“ 
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Tab. 14 Sammlung von Orientierungswerten für den Bereich ÖPNV 

 
Tab. 15 Gewählte Distanzschwellwerte zur Berechnung des Indikators „Nähe zu ÖPNV – 

Bushaltestellen“ 
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Tab. 16 Gewählte Distanzschwellwerte zur Berechnung des Indikators „Nähe zu ÖPNV – 

Bahnhaltestellen (S-Bahn, Lokalbahn)“ 

 
Tab. 17 Gewählte Kategorisierung der Takte für Bus- und Bahnhaltestellen (S-Bahn, Lokalbahn) im 

Projektgebiet 

 
Tab. 18 Sammlung von Orientierungswerten für den Bereich Grünflächen und Naherholung 

Um auch das vor allem für viele Bewohner besonders wichtige Thema „Grünflächen und Naherholung“ in 
die Wohnstandortbewertung zu integrieren, wird die Durchgrünung in Form eines gewichteten Grünindex 
pro Rasterzelle herangezogen. Um auch das nähere Wohnumfeld einzubeziehen, wird der gewichtete 
Durchgrünungsgrad in einem Umkreis von 300m (abgeleitet aus Tab. 18) jeder Rasterzelle berechnet (vgl. 
Kapitel 5.4). 
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Distanzgewichtung 

In der heutigen Zeit ist die Erreichbarkeit zu einem wichtigen Standortfaktor und die Distanzminimierung 
vom Nachfrager zur Infrastruktureinrichtung zu einem wesentlichen Bestandteil räumlicher Optimierungs-
modelle geworden. Ein idealer Standort für beispielsweise eine neue Bushaltestelle wird heute so gewählt, 
dass sie für einen möglichst großen Teil der Wohnbevölkerung im Umkreis unter minimalem Aufwand, al-
so schnell und umweltfreundlich, erreichbar ist. Denn mit der Länge des Fußweges zu einer bestimmten 
Einrichtung ändert sich logischerweise unsere Bereitschaft, diesen zurückzulegen. Ebenso sinkt bei-
spielsweise die Motivation, eine Haltestelle regelmäßig zu benutzen, überproportional mit deren Entfer-
nung vom Wohnstandort. Mittels kontinuierlicher Distanzabnahmefunktionen kann man sich den menschli-
chen Verhaltensweisen im Bezug auf die Bereitschaft zur Zurücklegung bestimmter Wege annähern und 
entgeht somit der Problematik einer scharfen Abgrenzung (PRINZ 2001).  

Um auch als Gesamtergebnis der Wohnstandortbewertung ein kontinuierliches Ergebnis und nicht nur die 
starren Ausprägungen „geeignet“ oder „nicht geeignet“ als Bewertung der einzelnen Standorte zu erhalten, 
müssen die Bewertungskriterien (Indikatoren) dementsprechend aufbereitet werden. Dies gelingt mit so 
genannten Zielfunktionen, welche endogen oder exogen festgesetzt werden können (vgl. HOCEVAR & 

RIEDL 2003).  

Auf Basis dieser Überlegungen wird für die Berechnung der Einzelindikatoren zur Wohnstandortbewertung 
der Einsatz von kontinuierlichen Distanzabnahmefunktionen als Zielfunktionen für geeignet befunden und 
ausgewählt, wobei diese nach HOCEVAR & RIEDL (2003) exogen, d.h. durch die bereits vorgenommene 
Auswahl von Distanzschwellwerten, festgelegt werden. Eine Übersicht zu den gewählten Distanzschwell-
werten für die Distanzgewichtung innerhalb der einzelnen Indikatoren bietet Tab. 19. 

 
Tab. 19 Sammlung der gewählten Distanzschwellwerte zur Berechnung der Indikatoren 
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Als Form der Distanzabnahmefunktionen wird die Cosinusfunktion gewählt, da deren Verlauf als passend 
für die Annäherung an die menschliche Verhaltensweise im Bezug auf die Bereitschaft, eine Infrastruktur-
einrichtung zu nutzen, eingestuft wird. Anders als bei einer linearen Funktion, welche eine gleichmäßige 
Abnahme der Eignung mit der Entfernung beschreibt, gewichtet die Cosinusfunktion geringe Entfernungen 
noch ziemlich hoch und sinkt eher langsam ab, d.h. die Eignung einer Einrichtung nimmt anfangs mit der 
Entfernung weniger stark ab. Der genaue Verlauf der Distanzabnahmefunktionen für die unterschiedlichen 
Indikatoren ergibt sich durch die in diesem Kapitel festgelegten Schwellwerte, was in folgender Abbildung 
am Beispiel des Indikators „Nähe zu Bildungseinrichtungen - Kindergärten“ gezeigt wird: 

 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Abb. 28 Anpassung der Distanzabnahmefunktion an die festgelegten Schwellwerte am Beispiel  

  des Indikators „Nähe zu Bildungseinrichtungen - Kindergärten“ 

Wie zu erkennen ist, werden die Schwellwerte für die Bereiche „gut versorgt“ und „versorgt“ herangezogen 
und als fixe Punkte in die Funktion eingebunden. Der obere Grenzwert für den Bereich „gut versorgt“, also 
im Falle des Beispiels der Wert 300m bekommt den fixen Eignungswert 1 zugewiesen. Bis zu diesem 
Punkt werden alle Entfernungen mit 1 gewichtet, ab diesem Punkt erfolgt die Gewichtung anhand der 
Cosinusfunktion. Diese wird so angepasst, dass die Kurve bei 700m, also dem oberen Grenzwert des Be-
reichs „versorgt“, einen Eignungswert von 0,5 erreicht. Im gut versorgten Bereich werden somit alle Ent-
fernungen mit 1 beurteilt, während diese im versorgten Bereich von 1 bis 0,5 abnehmen. Ab 0,5 beginnt 
der „eingeschränkt versorgte“ Bereich, welcher im Beispiel ab 700m weiter in Form der Cosinusfunktion 
abfällt und bis zu dem Wert 1.100 m ausläuft. Ab dieser Entfernung wird der Gewichtungswert 0 vergeben.  

Folgende Formel bildet die Grundlage für die Gewichtung bzw. Bewertung der Entfernungen je Indikator: 

 
Formel 4 Berechnung der Distanzgewichtung innerhalb der Indikatoren 
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 „Die Größe der Anziehungskraft gibt die Attraktivität des Zentrums wieder. So besitzt eine Bahn-
Haltestelle eine höhere Anziehungskraft als eine Bus-Haltestelle, oder eine Bus-Haltestelle mit 10 Minu-
ten-Bedienung eine höhere Anziehungskraft als eine mit stündlicher Bedienung.“ (JERMANN 2002)  

Demnach hängt unsere Bereitschaft, eine infrastrukturelle Einrichtung zu nutzen, neben der Entfernung 
auch stark von deren Qualität ab. Im Falle der ÖPNV-Haltestellen kann das die Taktfrequenz sein, beim 
Lebensmitteleinzelhändler das Angebot (z.B. Vollnahversorger, Teilnahversorger). Um auch diesem As-
pekt gerecht zu werden, wird für die Indikatoren von ÖPNV und Nahversorgung das Modell zur Wohn-
standortbewertung erweitert. Wie bereits aus der Festlegung der Distanzschwellwerte in diesem Kapitel  
hervorgeht, wird bei diesen Indikatoren eine Differenzierung der Einrichtungen vorgenommen. Während 
beim Lebensmitteleinzelhandel zwischen Vollnahversorger und Teilnahversorger unterschieden wird, wird 
bei den Bus- und Bahnhaltestellen eine Taktkategorisierung vorgenommen. Je nach Taktkategorie bzw. 
Versorgungstyp wird eine andere Distanzabnahmefunktion herangezogen, sodass beispielsweise ein 
Vollnahversorger im nahen Wohnumfeld besser bewertet wird, als ein Teilnahversorger und eine Halte-
stelle mit höherer Taktfrequenz besser als eine, die nur selten angefahren wird.  

Die konkrete Umlegung der Schwellwerte auf die Funktionen zeigt Abb. 29 am Beispiel der Nahversor-
gung. Den beiden Versorgungstypen werden unterschiedliche Funktionen zugeordnet, wobei beim Teil-
nahversorger die Kurve sofort abfällt und der Eignungswert 1 nicht mehr für alle Entfernungen bis 300m 
vergeben wird.  

Das Modell zur Bewertung der einzelnen Rasterzellen ist so aufgebaut, dass sowohl die Distanz zum 
nächsten Vollnahversorger (bzw. zur Haltestelle mit besserem Takt) als auch zum nächsten Teilnahver-
sorger (bzw. zur Haltestelle mit schlechterem Takt) ermittelt und durch die betreffende Distanzabnahme-
funktion bewertet wird. Im Anschluss daran werden die beiden Bewertungen verglichen und nur die besse-
re in die Wohnstandortbewertung einbezogen. 

 

 

 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Abb. 29 Anpassung der Distanzabnahmefunktion an die festgelegten Schwellwerte am Beispiel des 
Indikators „Nähe zu Nahversorgung - Lebensmitteleinzelhandel“  
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6.3.3. Aggregation der Indikatoren zu einem Gesamtergebnis 

In diesem letzten Schritt werden die Ergebnisse für die sieben Indikatoren zu einer Gesamtbewertung für 
jede einzelne Rasterzelle aufaggregiert. Bei der Berechnung der einzelnen Indikatoren wird darauf geach-
tet, ein einheitliches, deckungsgleiches Raster zu verwenden, sodass eine Kombination der Ergebnisse 
problemlos möglich ist.  

Als Gewichtungsverfahren wird die von HOCEVAR & RIEDL (2003) beschriebene Weighted Linear 
Combination angewendet. Der Vorteil dieses Verfahrens liegt darin, dass es zu einem kontinuierlichen Er-
gebnis führt und nicht nur die Ausprägungen 0 und 1 bzw. „erfüllt“ und nicht „erfüllt“ ausgibt. Zudem ist es 
möglich, die unterschiedliche Wichtigkeit von Kriterien zu berücksichtigen. Denn je nach Sichtweise gibt es 
natürlich unterschiedliche Präferenzen im Bezug auf die Relevanz der einzelnen Kriterien. Demnach sollte 
jedes Kriterium je nach Bedeutung eine spezifische Gewichtung zugeteilt bekommen. Aus Expertensicht 
könnte eine Gewichtung von Kriterien zur Wohnstandortbewertung beispielsweise dahingehend erfolgen, 
dass jene Einrichtungen, welche regelmäßig frequentiert werden (müssen), eine besonders hohe Gewich-
tung erfahren. Um die Sicht der Bürger, also der betroffenen Wohnbevölkerung, einzubeziehen, gäbe es 
zum Beispiel die Möglichkeit, Meinungsumfragen durchzuführen und die Gewichtung auf deren Ergebnis-
se zu stützen (PRINZ & REITHOFER 2005).  

Bei der Gewichtung ist darauf zu achten, dass die Summe aller vergebenen Gewichte immer 1 bzw. 100% 
ergibt. Gemäß folgender Formel ist die Eignung bzw. im Falle dieser Arbeit die Gesamtbewertung der 
Wohnstandorte die Summe aus dem Zielerfüllungsgrad mal der Gewichtung für jedes Kriterium.  

 
Formel 5 Berechnung der Eignungswerte für die Gesamtbewertung  

Somit bewegen sich die Eignungswerte zwischen 0 und 1 bzw. zwischen 0 und 100%, wobei ein Wert um-
so besser ist, je näher er an 1 bzw. 100% liegt. Bei diesem Verfahren kann eine Fläche im Hinblick auf die 
Eignung gut abschneiden, auch wenn ein Kriterium beispielsweise gar nicht erfüllt, ein anderes dafür aber 
ziemlich gut bewertet wird und dadurch einen Ausgleich schafft (HOCEVAR & RIEDL 2003).  

Dadurch erhält man ein Endergebnis, bei dem für jede Rasterzelle ein Eignungswert zwischen 0 und 1 be-
rechnet wurde. Für das Beispiel der Wohnstandortbewertung werden unterschiedliche Gewichtungen vor-
genommen, deren Ergebnisse in Kapitel 8 abgebildet sind. 
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7. Ergebnisse: Indikatoren 

7.1. Nahversorgung 
Eine Studie des Verkehrsclub Österreich von 2007 zum Thema „Einfluss der Raumordnung auf die Ver-
kehrsentwicklung“ verdeutlicht die Problematik raumordnerischer Entwicklungen, welche den Anstieg des 
motorisierten Individualverkehrs durch fehlende Nahversorgung vorantreiben:  

„Umfahrungsstraßen werden gebaut, um Wohngebiete von diesem Verkehr1 zu entlasten. Ohne Begleit-
maßnahmen entstehen an diesen Umfahrungsstraßen Geschäfte, die Nahversorgungsbetriebe aus den 
Ortskernen abziehen. 51 Prozent der Fläche von Einkaufszentren werden in Österreich an den Ortsrän-
dern errichtet. […] Das zwingt häufig die kleineren Geschäfte in den Siedlungen und Ortskernen, die die 
Nahversorgung in unmittelbarer Wohnungsnähe sichern, zum Zusperren: 17.383 Ortschaften hat Öster-
reich. Seit dem Jahr 1980 ist die Gesamtzahl der Lebensmittelgeschäfte in Österreich von über 27.000 auf 
16.286 im Jahr 2007 zurückgegangen. Da Einkaufszentren fast ausschließlich mit dem Pkw erreichbar 
sind, kommt es auch lokal zu einem massiven Anstieg des Kfz-Verkehrs. Für Personen ohne Auto, insbe-
sondere ältere Menschen, Kinder und Jugendliche, sind sie oft nur schwer erreichbar.“ (VCÖ 2007) 

Eine Untersuchung in fünf Kleingemeinden in Österreich zeichnet folgendes Bild des menschlichen Ver-
haltens im Bezug auf Nahversorgung: Ausgangspunkt unserer Einkaufsfahrten ist entgegen der verbreite-
ten Meinung, das Einkaufen geschehe meist auf dem Nachhauseweg, vorwiegend die eigene Wohnung. 
Den Weg von zu Hause zum Nahversorger legen die meisten Menschen in den untersuchten Gemeinden 
zu Fuß zurück, wobei eine maximale Fußwegedistanz von 500m bzw. eine 2km-Fahrraddistanz bei flacher 
Topografie akzeptiert wird. Für längere Wege greift die Mehrheit auf das Auto zurück, wobei dann nicht 
mehr der Nahversorger im Ort, sondern eher der nächstgelegene Supermarkt angesteuert wird. Nahver-
sorger im ländlichen Raum haben somit in kompakten Ortskernen eine Überlebenschance, vor allem wenn 
sie zu Fuß oder mit dem Fahrrad für die ansässige Wohnbevölkerung gut erreichbar sind. In Streusiedlun-
gen hingegen sind die zurückzulegenden Einkaufswege beträchtlich länger, wodurch häufig auf das Auto 
zurückgegriffen und der nächste Supermarkt mit breitem Warenangebot bevorzugt wird, was wiederum 
viele Nahversorger zum Zusperren zwingt. Aus Sicht der Nahversorgung ist es daher wichtig, dass die 
Siedlungsentwicklung gezielt dorthin gesteuert wird, wo bereits lokale Zentren mit entsprechender Infra-
struktur vorhanden sind (SAMMER 2002).  

7.1.1. Nähe zu Lebensmitteleinzelhandel 

Für die Bewertung von Wohnstandorten hinsichtlich der Nahversorgung wird der Indikator „Nähe zu Nah-
versorgung - Lebensmitteleinzelhandel“ entwickelt. Berücksichtigt wird dabei neben der fußläufigen Ent-
fernung auch die Angebotsqualität. Als Grundlage dafür dienen 2009 aktualisierte Datensätze aller Le-
bensmitteleinzelhändler im Bundesland Salzburg, Landkreis Berchtesgadener Land und Traunstein. Zu-
sätzlich zur Aktualisierung wurde eine grenzübergreifend vergleichbare Kategorisierung der einzelnen Ge-
schäftsstandorte nach der Art von Nahversorger vorgenommen. Unterschieden wird dabei zwischen 

� Vollnahversorger (Verkaufsfläche > 200m²) 

� Teilnahversorger (Verkaufsfläche < 200m²) 

� Einzelnes Geschäft (Sortiment beschränkt sich auf einen bestimmten Bereich, z.B. Bäckerei, Getränke-
handel, Metzgerei, etc.) 

Für die weiteren Analysen werden aus allen Lebensmitteleinzelhandelsstandorten nur die Voll- und Teil-
nahversorger ausgewählt, da einzelne Geschäfte wie Bäckereien oder Metzgereien lediglich eine einge-
schränkte Versorgungsqualität aufweisen. Nur durch eine räumliche Konzentration mehrerer solcher ein-

                                                 
1  Gemeint  sind die zunehmenden Pendlerverkehrsströme im Autoverkehr als Folge der Konzentration von Unternehmen in Zentren, während 

Wohngebiete vermehrt im Umkreis von Städten zu finden sind (VCÖ 2007).  
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zelner Geschäfte könnte eine mit Voll- oder Teilversorgern vergleichbare Angebotsqualität erreicht wer-
den, was jedoch in den folgenden Analysen nicht berücksichtigt wird.  

Wie in Abb. 30 ersichtlich ist, werden für Vollnahversorger und Teilnahversorger unterschiedliche Distanz-
abnahmefunktionen eingesetzt. Für Vollnahversorger wird aufgrund ihrer hohen Angebotsqualität eine hö-
here Entfernung akzeptiert, als für Teilnahversorger. Für die Ermittlung der Eignungswerte der einzelnen 
Rasterzellen im Bezug auf die Nahversorgung werden somit sowohl die Distanz zum nächsten Teilnah-
versorger, als auch zum nächsten Vollnahversorger gemäß der jeweiligen Funktion bewertet und der bes-
sere Wert als endgültiger Eignungswert herangezogen. 

 
Abb. 30 Distanzabnahmefunktion zur Berechnung des Indikators „Nähe zu Nahversorgung - 

Lebensmitteleinzelhandel“ 

Die räumliche Darstellung des Indikators für das grenzüberschreitende Untersuchungsgebiet ist in Abb. 31 
dargestellt. Wie auch bei den folgenden fünf Indikatoren (vgl. Abb. 33, Abb. 35, Abb. 37, Abb. 39, Abb. 41) 
ist in dieser Karte der Indikator in Form der berechneten Eignungswerte abgebildet. Eingefärbt sind alle 
50m-Rasterzellen, welche einen Wert über 0 aufweisen, was einer fußläufigen Distanz von weniger als 
1.100m zum nächsten Vollnahversorger oder einer Entfernung von weniger als 600m zum nächsten Teil-
nahversorger entspricht. Je stärker der rote Farbton, umso kürzer die Distanz zum nächsten Lebensmit-
teleinzelhandel und umso höher die Eignung. Zur besseren Visualisierung wird eine Klassifizierung der 
Eignungswerte vorgenommen, wobei die niedrigste Klase (keine Farbe) für eine geringe Eignung und die 
oberste Klasse (dunkelroter Farbton) für eine hohe Eignung einer Rasterzelle im Bezug auf die Wohn-
standortbewertung durch die Nähe zur Nahversorgung steht. 
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Abb. 31 Ergebnis des Indikators „Nähe zu Nahversorgung - Lebensmitteleinzelhandel“ 

7.2. Bildung und soziale Infrastruktur 
Während die Familie als Ort der Betreuung von Kindern und älteren oder kranken Menschen an Bedeu-
tung verliert, werden Einrichtungen, die diese Aufgaben erfüllen, immer wichtiger. Der demografische 
Wandel sowie die gestiegene Erwerbstätigkeit der Frau lässt den Bedarf an familienergänzenden Versor-
gungseinrichtungen wie Kindergärten, Horte, Alten- und Pflegeheimen, etc. wachsen. Die Situation im Be-
zug auf soziale Dienste und Bildungseinrichtungen beschreibt ein starkes Stadt-Land-Gefälle. Suburbani-
sierung im Zentralraum und wirtschaftsstrukturelle Probleme im ländlichen Raum führen beispielsweise 
häufig dazu, dass die Ansiedlung von Bildungseinrichtungen hinter dem Bedarf zurückbleibt (AMT DER 

SALZBURGER LANDESREGIERUNG 2003).  

In Österreich wird die Zahl der Kinder und Jugendlichen in Stadtregionen zwar ansteigen oder zumindest 
gleichbleiben, in peripheren Regionen jedoch deutlich sinken. Während im städtischen Raum demnach ein 
Ausbau der schulischen Infrastruktur notwendig ist, muss in ländlichen Regionen, wo der Bedarf sinken 
wird, darauf geachtet werden, dass statt einem Rückbau der Erhalt der vorhandenen Einrichtungen ange-
strebt wird. Eine langfristige Sicherung der Versorgung vor allem im Pflichtschulbereich ist zu gewährleis-
ten, da einem 6- bis 10-jährigen Kind lange Pendeldistanzen zur Schule kaum zumutbar sind (FASSMANN  
2010). Auch für Familien mit Kindern im Kindergartenalter kann eine wohnstandortnahe Kinderbe-
treuungsgelegenheit eine große Erleichterung im Alltag darstellen. Aus diesem Grund ist es wichtig, dass 
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Standortentscheidungen in diesem Bereich nicht wie so oft aufgrund spezifischer Interessenslagen, son-
dern vielmehr aufgrund sachlicher Bedarfsanalysen durchgeführt werden (AMT DER SALZBURGER LANDES-

REGIERUNG 2003).  

Um den Themenbereich der sozialen Dienste und Bildungseinrichtungen in die Wohnstandortbewertungen 
zu integrieren, werden die Indikatoren „Nähe zu Bildungseinrichtungen - Kindergärten“ und „Nähe zu Bil-
dungseinrichtungen - Volks/Grundschulen“ entwickelt und in den folgenden beiden Unterkapiteln darge-
stellt. 

7.2.1. Nähe zu Kindergärten 

Für die Bewertung von Wohnstandorten hinsichtlich sozialer Infrastruktur und Bildungseinrichtungen wird 
der Indikator „Nähe zu Bildungseinrichtungen - Kindergärten“ entwickelt. Bei diesem Indikator wird die fuß-
läufige Entfernung zwischen Wohnstandort und nächster Einrichtung gemessen. Die Datengrundlage hier-
für bilden alle öffentlichen und privaten Kindergärten sowie (alterserweiterten) Kindergruppen im Projekt-
gebiet mit Stand 2009 (Salzburg) bzw. 2010 (Landkreise Berchtesgadener Land und Traunstein). Jene 
Standorte, an denen ein Hort, eine Schulkindgruppe, oder eine Krabbelstube bzw. Krippe ohne Ankoppe-
lung an einen Kindergarten betrieben wird, werden aus dem  Datenbestand  für  die  weiteren  Analysen  
ausgenommen. 
Abb. 32 zeigt die Distanzabnahmefunktion zur inneren Gewichtung des Indikators, die mit Hilfe der in Ka-
pitel 6.3.2 ermittelten Distanzschwellwerte gebildet wird. 

 
Abb. 32 Distanzabnahmefunktion zur Berechnung des Indikators „Nähe zu Bildungseinrichtungen - 

Kindergärten“  

Der durch diese Funktion für jede Rasterzelle ermittelte Eignungswert als Wohnstandort im Bezug auf die 
Nähe zu Kindergärten ist in Abb. 33 für das grenzübergreifende Untersuchungsgebiet dargestellt. Einge-
färbt sind alle 50m-Rasterzellen, welche einen Wert über 0 aufweisen, was einer fußläufigen Distanz von 
weniger als 1.100 m zum nächsten Kindergarten entspricht. Diese Karte ist nach demselben Schema wie 
jene in Abb. 31 aufgebaut und in derselben Weise zu interpretieren (vgl. Kapitel 7.1.1).  
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Abb. 33 Ergebnis des Indikators „Nähe zu Bildungseinrichtungen - Kindergärten“  

7.2.2. Nähe zu Volks- und Grundschulen 

Aus dem Bereich der Bildungseinrichtungen werden für die grenzübergreifende Wohnstandortbewertung 
neben den Kindergärten die Volks- bzw. Grundschulen im Jahr 2009 ausgewählt und als Indikator aufbe-
reitet. Auf Basis der fußläufigen Erreichbarkeiten ausgehend von den einzelnen Rasterzellenmittelpunk-
ten, welche die darin enthaltenen Wohnstandorte repräsentieren, wird hin zu den Volksschulen auf öster-
reichischer Seite und den Grundschulen auf deutscher Seite des Projektgebiets der Indikator entwickelt. 

Die Eignungswerte, welche in der Karte in Abb. 35 in Rottönen dargestellt sind, berechnen sich aus der 
Distanzabnahmefunktion in Abb. 34. Eingefärbt sind alle 50m-Rasterzellen, welche einen Wert über 0 
aufweisen, was einer fußläufigen Distanz von weniger als 1.500 m zur nächsten Volks- bzw. Grundschule 
entspricht. Diese Karte ist nach demselben Schema wie jene in Abb. 31 aufgebaut und in derselben Weise 
zu interpretieren (vgl. Kapitel 7.1.1).  
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Abb. 34 Distanzabnahmefunktion zur Berechnung des Indikators „Nähe zu Bildungseinrichtungen - 

Volks/Grundschulen“  
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Abb. 35 Ergebnis des Indikators „Nähe zu Bildungseinrichtungen - Volks/Grundschulen“  

7.3. Medizinische Versorgung 
„Auch im Gesundheitsbereich ist auf eine quantitativ ausreichende, qualitativ gesicherte und räumlich 
ausgewogene medizinische Versorgung der Bevölkerung zu achten und zwar sowohl im intramuralen Be-
reich (Versorgung innerhalb der Krankenanstalten) als auch im extramuralen Bereich (Versorgung außer-
halb der Krankenanstalten).“ (FASSMANN 2010) 

Wie aus einer vom Institut für Grundlagenforschung durchgeführten Studie zum Stimmungsbild der Salz-
burger Wohnbevölkerung von 2004 hervorgeht, hat die medizinische Versorgung im Wohnumfeld für viele 
Personen eine sehr hohe Bedeutung. Bei der Frage „Welchen Stellenwert haben folgende Einrichtungen 
bzw. Möglichkeiten für Sie persönlich?“, wurde der medizinischen Versorgung der höchste Stellwert durch 
die Befragten zuteil. 65% der Probanden gaben an, medizinische Versorgung habe für sie einen „sehr ho-
hen“, 31% vergaben einen „eher hohen“ Stellwert (DEPNER-BERGER 2004).  

Die medizinische Versorgungsqualität weist häufig große Differenzen zwischen Städten und deren Um-
land auf. Vor allem im ländlichen Raum kommt es durch rückläufige Einwohnerzahlen und fortschreitende 
Alterung der Bevölkerung immer öfter zu Problemen bei der Aufrechterhaltung der medizinischen Versor-
gung. Die Nachfrage nach medizinischen Dienstleistungen wird tendenziell steigen, während bei der me-
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dizinischen Versorgung im ländlichen Raum eher ein Rückgang festzustellen ist. Zwar scheint die Zahl der 
Ärzte im Bezug auf die Einwohnerzahl häufig eher hoch zu sein, jedoch sind in der Realität oft lange Ent-
fernungen zur nächsten Arztpraxis zurückzulegen (SCHMITZ-VELTIN 2006).  

Besonders im Gesundheitsbereich sind lange Distanzen, die zurückgelegt werden müssen, sehr erschwe-
rend, da es sich bei den Nachfragern häufig um ältere oder kranke Menschen handelt.  

Auch die Erreichbarkeit von Apotheken als Teil der medizinischen Infrastruktur spielt eine wichtige Rolle. 
Die Standortwahl im Falle von Apotheken wird sehr stark durch die gesetzlichen Auflagen gesteuert. So 
kann in Österreich beispielsweise eine Apotheke nur an einem Standort eröffnet werden, der die in § 10 
des Apothekengesetzes festgelegten Voraussetzungen erfüllt. Beispielsweise besteht demnach kein Be-
darf einer neuen öffentlichen Apotheke, wenn die Entfernung zur nächsten öffentlichen Apotheke weniger 
als 500 m beträgt (REICHSGESETZBLATT Nr. 5/1907 i.d.F. BGBl. I Nr. 135/2009).  

7.3.1. Nähe zu Apotheken 

Stellvertretend für den Themenbereich der medizinischen Versorgung werden aufgrund der Datenverfüg-
barkeit die Apotheken-Standorte im Projektgebiet (Stand 2009) zur Entwicklung eines Indikators ausge-
wählt. 
Die fußläufigen Entfernungen zu den Apotheken werden anhand der Distanzabnahmefunktion in Abb. 36 
mit Eignungswerten versehen. 

 
Abb. 36 Distanzabnahmefunktion zur Berechnung des Indikators „Nähe zu medizinischer Versorgung 

- Apotheken“ 

Die kartographische Aufbereitung des Indikators „Nähe zu medizinischer Versorgung - Apotheken“ ist in 
Abb. 37 dargestellt. Eingefärbt sind alle 50m-Rasterzellen, welche einen Wert über 0 aufweisen, was einer 
fußläufigen Distanz von weniger als 1.500 m zur nächsten Apotheke entspricht. Diese Karte ist nach dem-
selben Schema wie jene in Abb. 31 aufgebaut und in derselben Weise zu interpretieren (vgl. Kapitel 
7.1.1).  
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Abb. 37 Ergebnis des Indikators „Nähe zu medizinischer Versorgung - Apotheken“ 

7.4. ÖPNV 
In den letzten fünfzig Jahren ist die Abhängigkeit vieler Menschen vom Auto dramatisch angestiegen. Nur 
durch öffentlichen Verkehr kann eine Grundsicherung der Mobilität für die gesamte Bevölkerung, vom Kind 
bis zum älteren Menschen, erreicht werden. Durch die voranschreitende Zersiedelung und die Ausdün-
nung des öffentlichen Verkehrs in der Region kommt es immer mehr zu einer Verkehrsstruktur, die die 
Abhängigkeit vom Pkw weiter erhöht und gleichzeitig längere Wege erzeugt (VCÖ 2007). 34 % des End-
energieverbrauchs in Österreich im Jahr 2009 sind dem Sektor Verkehr zuzuschreiben. Folgende Zahlen 
belegen, dass der öffentliche Verkehr mit der besten Energiebilanz davonkommt: Mit einem CO2-Ausstoss 
von nur 16 Gramm CO2 pro Personenkilometer liegt die Bahn in Österreich klar im Vorteil gegenüber dem 
Pkw, welcher mit einem Besetzungsgrad von 1,3 Personen pro Fahrzeug etwa 125 Gramm CO2 pro Per-
sonenkilometer emittiert. Durch die Planung von siedlungsnahen Haltestellen wird eine autolose Mobilität 
unterstützt, welche nicht zuletzt aufgrund des demografischen Wandels in Zukunft eine wichtige Rolle 
spielen wird: Denn die Zahl der Menschen, die nicht mehr mit dem Pkw fahren können oder wollen und 
somit auf den öffentlichen Verkehr angewiesen sind, wird ansteigen (VCÖ 2010).  

„Die Erschließung von Einfamilienhausgebieten mit Öffentlichem Verkehr ist infolge geringer Bebauungs-
dichten unwirtschaftlich. Klassischer Öffentlicher Verkehr kann in der Peripherie nur durch Entwicklung 
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neuer Gebiete entlang bereits bestehender Verkehrsachsen mit entsprechender Dichte funktionieren.“ 
(VCÖ 2007) 

Kompakte Raumstrukturen, welche zu kürzeren Wegen für die Bewohner führen, stellen ein wesentliches 
Potenzial zur Reduktion des Verkehrsaufkommens dar. Um solche kompakten Raumstrukturen zu schaf-
fen, ist es beispielsweise wichtig, den Ansatz zu verfolgen, Bauland nur in Einzugsbereichen von leis-
tungsfähigen ÖPNV-Haltestellen neu zu widmen und somit die Siedlungsstrukturen wieder dem bestehen-
den ÖV-Netz anzunähern (VCÖ 2007).  

Um den Themenbereich des öffentlichen Personennahverkehrs in die Wohnstandortbewertungen zu integ-
rieren, werden in die Indikatoren „Nähe zu ÖPNV - Bushaltestellen“ und „Nähe zu ÖPNV - Bahnhaltestel-
len (S-Bahn, Lokalbahn)“ entwickelt und in den folgenden beiden Unterkapiteln dargestellt. 

7.4.1. Nähe zu Bushaltestellen 

Dieser Indikator misst die Erreichbarkeit und Angebotsqualität von Bushaltestellen im Projektgebiet. Wäh-
rend die Erreichbarkeit in Form der fußläufigen Distanz zur nächsten Haltestelle berechnet wird, wird für 
die Bewertung der Angebotsqualität die Taktfrequenz herangezogen. Grundlage des grenzübergreifenden 
Bushaltestellendatensatzes bilden alle Haltestellen im Projektgebiet sowie die zugehörigen Fahrplä-
ne mit Stand 2010. Für die Analyse werden zusammengehörige Haltestellen, d.h. Gegenhaltestellen mit 
dem gleichen Namen und der gleichen Nummer für die Elektronische Fahrplanauskunft, zu einer Halte-
stelle zusammengefasst. Aus meist zwei Haltestellen wird dabei der räumliche Mittelwert berechnet, wel-
cher in den folgenden Analysen als Haltestellenstandort verwendet wird. Auch für die zugehörigen Takt-
frequenzen werden im Falle einer Zusammenfassung von mehreren Haltestellen Mittelwerte kalkuliert.  

Die Taktfrequenz wird aus der Summe von Abfahrten im Zeitraum der Morgenspitze (6-9 Uhr morgens) 
ermittelt und wie folgt kategorisiert: 

� Kategorie A: bis 5 Minuten 

� Kategorie B: über 5 bis 15 Minuten 

� Kategorie C: über 15 bis 30 Minuten 

� Kategorie D: über 30 bis 60 Minuten 

� Kategorie E: über 60 Minuten 

 
Abb. 38 Distanzabnahmefunktion zur Berechnung des Indikators „Nähe zu ÖPNV - Bushaltestellen“  
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Wie aus Abb. 38 ersichtlich ist, werden für die Taktkategorien unterschiedliche Distanzabnahmefunktionen 
eingesetzt. Für die Haltestellen der Kategorie A und B wird aufgrund ihrer hohen Angebotsqualität (Takt-
frequenz bis 15 min) eine höhere Entfernung akzeptiert, als für Haltestellen der Kategorie C und D (Takt-
frequenz zwischen 15 und 60 min). Haltestellen der Kategorie E (Taktfrequenz über 60 min) werden auf-
grund ihrer zu niedrigen Angebotsqualität nicht mehr in die Bewertung einbezogen. Liegt eine Rasterzelle 
zwischen zwei Haltestellen unterschiedlicher Taktkategorien, so werden zwei Eignungswerte gemäß der 
jeweiligen Distanzabnahmefunktion berechnet, wobei im Anschluss daran nur mit dem bessere Wert als 
endgültigem Eignungswert dieser Rasterzelle weitergearbeitet wird. 

Die räumliche Darstellung des Indikators „Nähe zu ÖPNV - Bushaltestellen“ ist in Abb. 39 zu sehen. Ein-
gefärbt sind alle 50m-Rasterzellen, welche einen Wert über 0 aufweisen, was einer fußläufigen Distanz 
von weniger als 1.100 m zur nächsten Bushaltestelle der Kategorie A oder B oder einer Entfernung von 
weniger als 600 m zur nächsten Bushaltestelle der Kategorie C oder D entspricht. Diese Karte ist nach 
demselben Schema wie jene in Abb. 31 aufgebaut und in derselben Weise zu interpretieren (vgl. Kapitel 
7.1.1).  

 
Abb. 39 Ergebnis des Indikators „Nähe zu ÖPNV - Bushaltestellen“ 
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7.4.2. Nähe zu Bahnhaltestellen (S-Bahn, Lokalbahn) 

Im Fokus dieses Indikators stehen die Haltestellen von S-Bahn und Lokalbahn im Projektgebiet. Im Spezi-
ellen handelt es sich um Haltestellen der S1 (Salzburg Hauptbahnhof - Bürmoos - Lamprechtshausen, 
SLB), S2 (Salzburg Hauptbahnhof - Straßwalchen, ÖBB), S3 (Bad Reichenhall – Freilassing - Salzburg 
Hauptbahnhof - Golling-Abtenau, ÖBB) und S4 (Freilassing - Bad Reichenhall - Berchtesgaden, BLB). 

Dieser Indikator berücksichtigt, wie bereits der Indikator „Nähe zu ÖPNV - Bushaltestellen“ in Kapitel 
7.4.1, neben der fußläufigen Erreichbarkeit von Bahnhaltestellen auch die Angebotsqualität in Form der 
Taktfrequenz. Die Datengrundlage entspricht sowohl in Hinsicht auf die Haltestellenstandorte als auch auf 
die Fahrpläne, welche zur Ermittlung der Taktfrequenz herangezogen werden, dem S-Bahn- und Lokal-
bahn-Netz von 2010. Die Taktfrequenz wird aus der Summe von Abfahrten im Zeitraum der Morgenspitze 
(6-9 Uhr morgens) berechnet und wie folgt kategorisiert: 

� Kategorie A: bis 30 Minuten 

� Kategorie B: über 30 Minuten 

Wie aus der Distanzabnahmefunktion in Abb. 40 ersichtlich ist, werden für diese beiden Taktkategorien 
unterschiedliche Distanzabnahmefunktionen eingesetzt. Für die Bahnhaltestellen der Kategorie A wird 
aufgrund ihrer guten Angebotsqualität eine höhere Entfernung akzeptiert, als für Bahnhaltestellen der Ka-
tegorie B.   

 
Abb. 40 Distanzabnahmefunktion zur Berechnung des Indikators „Nähe zu ÖPNV – Bahnhaltestellen 

(S-Bahn, Lokalbahn)“  
 

Die räumliche Darstellung des Indikators „Nähe zu ÖPNV – Bahnhaltestellen (S-Bahn, Lokalbahn)“ ist in 
Abb. 41 zu sehen. Eingefärbt sind alle 50m-Rasterzellen, welche einen Wert über 0 aufweisen, was einer 
fußläufigen Distanz von weniger als 1.500m zur nächsten Bushaltestelle der Kategorie A oder einer Ent-
fernung von weniger als 1.000m zur nächsten Bahnhaltestelle der Kategorie B entspricht. Diese Karte ist 
nach demselben Schema wie jene in Abb. 31 aufgebaut und in derselben Weise zu interpretieren (vgl. 
Kapitel 7.1.1).  
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Abb. 41 Ergebnis des Indikators „Nähe zu ÖPNV - Bahnhaltestellen (S-Bahn, Lokalbahn)“  

7.5. Erholung und Durchgrünung 
Neben der Nähe zu Infrastruktureinrichtungen, welche mit den ersten sechs Indikatoren gemessen wird, 
stellt die Durchgrünung im Wohnumfeld ein weiteres wichtiges Qualitätsmerkmal von Wohnstandorten dar. 
Vor allem im städtisch geprägten Bereich sind Grünflächen, die für Freizeit und Erholung genutzt werden 
können, von besonderer Bedeutung für die Bewohner. 

Städtische Grünräume werden von der Bevölkerung im Bezug auf die Lebensqualität unterschiedlich 
wahrgenommen und bewertet. Neben der Quantität vorhandener Grünflächen beeinflusst die Berücksich-
tigung unterschiedlichster Grünstrukturtypen die individuell wahrgenommene Durchgrünung. Während der 
eine Bewohner ausschließlich ausgedehnte Wiesen und große Waldflächen am Stadtrand als Grünraum 
sieht, wirkt sich bei einer anderen Person schon ein schmaler Rasenstreifen zwischen Wohnblöcken oder 
einzelne Bäume entlang einer Straße positiv auf seine individuelle Wahrnehmung von Grünraum aus. 
Dass auch die Erreichbarkeit von Grünflächen eine entscheidende Rolle spielt, geht aus einer Umfrage in 
der Stadt Salzburg1 hervor: Die unmittelbare Erreichbarkeit des Grünraumes wurde dabei als sehr wichtig 

                                                 
1  Dabei handelt es sich um eine quantitative Befragung zur subjektiven Grünstrukturtypenbewertung mit 128 Probanden (Wohnsitz in der Stadt 

Salzburg) im Zeitraum 06-07/2005 (vgl. KLOYBER & JEKEL 2005).  
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für die Wohn- und Lebensqualität bewertet. 77% der Befragten wünschten sich Grünflächen in ihrer unmit-
telbaren Wohnumgebung und in einer maximalen Fußwegedistanz von fünf Minuten (HÖLBLING 2006).  

7.5.1. Gewichtete Durchgrünung im Wohnumfeld 

Für die Einbeziehung der Durchgrünung im Wohnumfeld in das Set der Indikatoren zur Wohnstandortbe-
wertung in der Kernregion Salzburg wurde auf Basis einer SPOT-Satellitenbildszene, aufgenommen am 
21.06.2005, eine mehrstufige Analyse durchgeführt und ein gewichteter Grünindex ermittelt. Die konkrete 
Vorgehensweise mit Methoden der Fernerkundung und Bildverarbeitung ist in Kapitel 5.4 nachzulesen. 

Die berechneten Werte des gewichteten Grünindex fließen ohne weitere Zwischenschritte als Dezimalzah-
len zwischen 0 und 1 in die Gesamtbewertung der Wohnstandorte ein. Das Ergebnis des Indikators ist in 
Abb. 42 kartographisch aufbereitet. Für die Visualisierung des gewichteten Grünindex werden die berech-
neten Werte in Prozentzahlen transformiert und so klassifiziert, dass gut erkennbar ist, wo besonders stark 
versiegelte Flächen im Projektgebiet liegen. 

 
Abb. 42 Ergebnis des Indikators „Gewichtete Durchgrünung im Wohnumfeld“ 
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8. Ergebnisse: Gesamtbewertung 

In diesem Kapitel erfolgt die in der Theorie bereits in Kapitel 6.3.3 erläuterte Verknüpfung und Gewichtung 
der einzelnen Indikatoren zu einer Gesamtbewertung sowie die Darstellung der Endergebnisse. Da die 
einzelnen Teilbewertungen mit Gewichtungsfaktoren versehen aufaggregiert werden, besteht die Möglich-
keit, diese unterschiedlich stark in die Gesamtbewertung einfließen zu lassen. Je größer der Einfluss eines 
bestimmten Themas auf die Gesamtbewertung sein soll, umso höher wählt man sein Gewicht aus. Für die 
gegenständliche Wohnstandortbewertung wird nach Abstimmung mit der Projekt-Steuerungsgruppe zum 
einen eine gleichgewichtete Gesamtbewertung hinsichtlich quartiersbezogener Versorgungseinrichtungen 
und zum anderen eine „ÖPNV-orientierte“ Gesamtbewertung, in welche alle Indikatoren einfließen, durch-
geführt. Die gewählten Gewichte und die jeweiligen Ergebnisse sind in den folgenden beiden Unterkapi-
teln tabellarisch bzw. kartographisch aufbereitet. 

8.1. Gleichgewichtete Gesamtbewertung hinsichtlich quartiersbezoge-
ner Versorgungseinrichtungen  
Um bei der Gesamtbewertung eine Trennung zwischen Themen des Öffentlichen Verkehrs und quartiers-
bezogener Versorgung der Wohnstandorte zu erreichen, wird zuerst lediglich eine Aufaggregation jener 
vier Indikatoren vorgenommen, welche die Nähe zu ausgewählten Versorgungseinrichtungen im Wohnum-
feld abbilden. Dabei handelt es sich um die Nähe zu Apotheken, zum Lebensmitteleinzelhandel, zu Kin-
dergärten und zu Volks- bzw. Grundschulen. Wie Tab. 20 zeigt, gehen diese vier Indikatoren mit gleichen 
Gewichten (jeweils 25%) in die Gesamtbewertung ein.  

 
Tab. 20 Gleichgewichtung der Eingangsindikatoren für eine Gesamtbewertung hinsichtlich 

quartiersbezogener Versorgungseinrichtungen 

Das Ergebnis der grenzübergreifenden, gleichgewichteten Gesamtbewertung hinsichtlich quartiersbezo-
gener Versorgungseinrichtungen ist in Abb. 43 kartographisch dargestellt. Die Visualisierung lehnt sich an 
jene der Teilbewertungen an. Dunkelrot sind jene Rasterzellen eingefärbt, welche eine hohe Eignung als 
Wohnstandorte aufgrund der Bewertung durch die Eingangsindikatoren aufweisen. Die Abnahme der Eig-
nung wird durch heller werdende, rötliche Farbtöne dargestellt, wobei die Rasterzellen der untersten Kate-
gorie zur besseren Lesbarkeit der Karte nicht mehr eingefärbt wurden. 

Für die Umsetzung des häufig formulierten Ziels einer Region der kurzen Wege bzw. einer Siedlungsent-
wicklung in infrastrukturell gut erschlossenen Gebieten (vgl. hierzu Kapitel 4.1 und 4.2) liefert die Karte 
wichtige Standortinformationen, welche eine vermehrte Abstimmung der zukünftigen Wohnstandortent-
wicklungen auf bestehende und die Wohnqualität beeinflussende infrastrukturelle Strukturen erleichtern. 

Jene Flächen, die aus der grenzübergreifenden Wohnstandortbewertung in Abb. 43 als Gebiete mit be-
sonders hoher Eignung hervorgehen, häufen sich naturgemäß innerhalb der Stadt Salzburg. Wie zu sehen 
ist, gibt es aber auch außerhalb des Stadtgebiets und entlang der Grenze zu Bayern einige Flächen mit 
höherer Eignung. 
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Abb. 43 Ergebnis der grenzübergreifenden, gleichgewichteten Gesamtbewertung hinsichtlich 

quartiersbezogener Versorgungseinrichtungen 

8.2. ÖPNV-orientierte Gesamtbewertung 
 

Nachdem die Gewichtung beliebig veränderbar ist, wird neben der Gleichgewichtung in Kapitel 8.1 eine 
„ÖPNV-orientierte“ Gewichtung durchgeführt. Die Indikatoren „Nähe zu ÖPNV - Bushaltestellen“ und „Nä-
he zu ÖPNV - Bahnhaltestellen (S-Bahn, Lokalbahn)“ gehen dabei mit höheren Gewichtungsfaktoren ein 
als die anderen Teilbewertungen. Die Gewichte wurden nach eigenem Ermessen und in Absprache mit 
der Projekt-Steuerungsgruppe ausgewählt und sind in Tab. 21 aufgelistet.  

Das Ergebnis dieser Gewichtung ist in Abb. 44 kartographisch aufbereitet. Wie bei einem Vergleich mit 
Abb. 43 leicht zu erkennen ist, bewirkt die Erweiterung des Sets an Eingangsindikatoren und die veränder-
te Gewichtung eine flächenmäßige Abnahme der Gebiete mit hoher Eignung. Flächen mit Eignungswerten 
über 0,6 sind vor allem dort zu finden, wo eine Bus- oder Bahnhaltestelle mit hoher Taktfrequenz gut er-
reichbar ist. Dabei handelt es sich neben dem Stadtgebiet von Salzburg beispielsweise um Flächen in den 
Gemeinden Bergheim, Freilassing, Bad Reichenhall, Bayerisch Gmain und Wals-Siezenheim. Kleinere 
zusammenhängende Rasterzellen in Rosa, welche entlang der Bundes- und Landesstraßen auffallen,  
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sind meist auf das Vorhandensein von Bushaltestellen mit einem Takt zwischen 15 und 60 Minuten zu-
rückzuführen. 

Die Flächen, welche in Abb. 43 und Abb. 44 mit einer hohen Eignung bewertet werden, entsprechen im 
Wesentlichen auch den im Masterplan für die Kernregion ausgewiesenen regionalen Wohnschwerpunkten 
für die kommenden Jahre (vgl. Abb. 5). Um innerhalb dieser Schwerpunkte tatsächlich die geeigneten Flä-
chen für die Siedlungsentwicklung im Bezug auf die festgelegten Ziele zu finden, können die Ergebnisse 
dieser Analysen und Bewertungen hilfreiche Planungs- und Entscheidungsgrundlagen darstellen. 

 
Tab. 21 Gewichtung für eine „ÖPNV-orientierte“ Gesamtbewertung 

 
Abb. 44 Ergebnis der grenzübergreifenden, „ÖPNV-orientierten“ Gesamtbewertung  
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8.3. Verschneidung der Ergebnisse mit der Flächenwidmung 
Die Berechnungen für die Einzelindikatoren und die Gesamtbewertungen in diesem Bericht wurden auf al-
le Rasterzellen im Projektgebiet angewandt. In den Ergebnisdarstellungen ist somit auch eine flächende-
ckende Wohnstandortbewertung abzulesen, wobei die unterste Kategorie (geringe Eignung) zur besseren 
Übersicht der Karten nicht eingefärbt wurden.  

Um zu veranschaulichen, welche der Rasterzellen als Wohnstandorte von besonderer Relevanz sind, wird 
in Abb. 45 das Bewertungsergebnis aus Abb. 44 mit einem Datensatz der grenzübergreifenden Flächen-
widmung- bzw. Nutzung verschnitten. Neben den Umrissen aller gewidmeten Flächen (sowohl Wohnge-
biet / Wohnbauland, als auch Gewerbegebiet / Gewerbliche Baufläche, Industriegebiet, Mischgebiet / Ge-
mischte Baufläche, Sonstige Baulandwidmung / Sonderbaufläche) im Projektgebiet ist das Ergebnis der 
„ÖPNV-orientierten“ Gesamtbewertung beschränkt auf gewidmete Flächen dargestellt. Somit werden bei-
spielsweise Flächen in Naturschutzgebieten aus der Bewertung ausgenommen, was die Ergebnisinterpre-
tation erleichtern soll. Weiters sind jene gewidmeten Bereiche, wo eine entsprechende dichtere Bauweise 
anzustreben ist, ersichtlich. Vor allem im ländlichen Raum fällt auf, dass einige gewidmete Flächen eine 
geringe infrastrukturelle Ausstattung im Wohnumfeld haben und somit in die unterste Kategorie der Wohn-
standortbewertung (geringe Eignung / kaum eingefärbt) fallen. 

 
Abb. 45 Ergebnis der grenzübergreifenden, ÖPNV-orientierten Gesamtbewertung für alle 

gewidmeten Flächen im Projektgebiet 
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9. Zusammenfassung 

Der Grenzraum Salzburg – Bayern wächst immer mehr zu einem gemeinsamen, grenzübergreifenden 
Wirtschafts-, Arbeits- und Lebensraum zusammen. Somit ist auch eine Kooperation in allen Lebensberei-
chen, vor allem aber in der Raumordnung sowie in der Verkehrs- und Infrastrukturplanung von immer grö-
ßerer Bedeutung für die Region. Nur durch grenzüberschreitende Zusammenarbeit lassen sich die Ent-
wicklungspotenziale der EuRegio Salzburg - Berchtesgadener Land - Traunstein optimal nutzen und sich 
künftig stellende Herausforderungen am besten bewältigen. 

Vor allem im Bereich der Siedlungsentwicklung wird sich durch einen hohen Bedarf an neuen Wohnungen 
- bedingt durch Bevölkerungszuwächse und weitere Faktoren, wie beispielsweise eine Änderung der 
Haushaltsstruktur hin zu kleineren Haushalten - eine Reihe von Herausforderungen ergeben. Im Master-
plan wird von einem Wohnungsneubaubedarf von rund 28.000 in der Kernregion Salzburg in den nächsten 
20 Jahren ausgegangen, was einer durchschnittlichen Wohnbauleistung von 1.400 Wohnungen pro Jahr 
entspricht (Masterplan Kernregion Salzburg 2011). Die derzeitigen Wohnungsverhältnisse in der Stadt und 
im näheren Umland der Stadt führen zunehmend zu Wohnungsengpässen und hohen Kosten, was be-
wirkt, dass immer mehr Menschen Wohnen im erweiterten Umland bevorzugen, wodurch es zu negativen 
Auswirkungen auf die Bereiche Verkehr, Umwelt und Landschaftsverbrauch kommt. 

Im vorliegenden Endbericht des Projekts „EuRegionale Raumanalyse“ erfolgt die grenzübergreifende Ana-
lyse und Bewertung von Wohnstandorten in der Region. Auf Basis grenzübergreifender Datensätze, wel-
che vor allem im Schwerpunkt „Datengrundlagen“ des Projekts erarbeitet wurden, kann ein Set von räum-
lichen Indikatoren entwickelt und in weiterer Folge eine multithematische Bewertung von Wohnstandorten 
durchgeführt werden. Jene grenzübergreifenden Datengrundlagen, wie beispielsweise ein grenzübergrei-
fendes Einwohnerraster oder ein grenzübergreifender Datensatz zu den Lebensmitteleinzelhändlern in der 
Region, ermöglichen detaillierte Analysen im Zuge des Projekts und können auch für zukünftige grenz-
übergreifende Fragestellung eine wichtige Ausgangsbasis darstellen. 

Aus den durchgeführten Analysen und Bewertungen ergeben sich mehrere Ergebnisse in Form von Kar-
tendarstellungen, deren Erarbeitung in den Kapiteln dieses Berichts beschrieben wird. Diese Ergebnisse 
sollen als „grenzbereinigte“, innovative Planungsgrundlagen die Landes- und Regionalplanung unterstüt-
zen und somit längerfristig beim Aufbau einer grenzüberschreitend und regional koordinierten, kooperati-
ven Siedlungsentwicklung hilfreich sein. Im Folgenden wird der mögliche Einsatz der Ergebnisse erläutert, 
der mit der Umsetzung zahlreicher Ziele und Maßnahmen, welche im Masterplan sowie in weiteren die 
Region betreffenden Entwicklungskonzepten und Planungsprogrammen festgelegt sind, einhergeht. Die 
Gesamtbewertungen dienen dabei als Entscheidungshilfen, um erstmals grenzübergreifend mögliche 
Siedlungsschwerpunkte räumlich abgrenzen zu können und Standortbereiche vor allem aufgrund der in-
frastrukturellen Ausstattung miteinander vergleichen zu können. Eine Auseinandersetzung mit den Dar-
stellungen der Teilbewertungen wird notwendig sein, um einzelnen Bewertungen auf den Grund zu gehen 
und die positiven und negativen Einflüsse an einem Standort zu konkretisieren. Die Ergebnisse können 
vor allem Raum- und Verkehrsplaner in ihrer Arbeit unterstützen, längerfristig aber durchaus auch als hilf-
reiche Information von Bürgern bei der Standortsuche genutzt werden. 

Teilbewertungen: 

� Karte 5-02 

 Grenzübergreifende Wohnstandortbewertung – Nähe zu Nahversorgung (Lebensmitteleinzelhandel) 

� Karte 5-03 

 Grenzübergreifende Wohnstandortbewertung – Nähe zu Bildungseinrichtungen (Kindergärten) 

� Karte 5-04 

 Grenzübergreifende Wohnstandortbewertung – Nähe zu Bildungseinrichtungen (Volks/Grundschulen) 
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� Karte 5-05 

 Grenzübergreifende Wohnstandortbewertung – Nähe zu medizinischer Versorgung (Apotheken) 

� Karte 5-06 

 Grenzübergreifende Wohnstandortbewertung – Nähe zum ÖPNV (Bushaltestellen) 

� Karte 5-07 

 Grenzübergreifende Wohnstandortbewertung – Nähe zum ÖPNV (Bahnhaltestellen) 

� Karte 5-08 

 Grenzübergreifende Wohnstandortbewertung – Gewichtete Durchgrünung im Wohnumfeld 

Die Teilbewertungen in den Karten 5-02 bis 5-07 bilden allesamt die Nähe zu unterschiedlichen Infrastruk-
tureinrichtungen ab. Dies geschieht in Form von Eignungswerten je Rasterzelle, welche sich aus der Ent-
fernung zur nächsten Einrichtung errechnen.  

Mit der grenzübergreifenden, gewichteten Durchgrünung im Wohnumfeld als Einzelbewertung (Karte 5-08) 
wird visualisiert, wo im Grenzraum Salzburg – Bayern der Anteil an Grünraum besonders hoch bzw. nied-
rig ist, welche Wohnbereiche bereits eine sehr starke Bebauung und damit vielleicht einen Mangel an 
wohnungsnahen Grünflächen aufweisen. Da die Nähe zu Grünflächen mitentscheidend für die Wohnquali-
tät ist und eine Versorgung mit allgemein zugänglichen, naturnahen und vielfältig nutzbaren Freizeit- und 
Erholungsräumen in fußläufiger Erreichbarkeit häufig angestrebt wird, fließt sie in Form der gewichteten 
Durchgrünung im Wohnumfeld die Gesamtbewertungen mit ein. 

Aggregierte Gesamtbewertungen: 

� Karte 5-09 

Grenzübergreifende, gleichgewichtete Wohnstandortbewertung hinsichtlich quartiersbezogener Ver-
sorgungseinrichtungen (Aggregation der Indikatoren Nahversorgung, medizinische Versorgung, Bil-
dungseinrichtungen, Durchgrünung) 

Eine Region der kurzen (Versorgungs)Wege ist mittlerweile als Ziel in vielen Planungsprogrammen veran-
kert. Um dies umzusetzen, ist es notwendig, bei der Siedlungsentwicklung infrastrukturell gut erschlosse-
ne Gebiete zu bevorzugen. Die Teilbewertungen im Bezug auf die Nähe zu unterschiedlichen Versor-
gungseinrichtungen sowie die aggregierte Gesamtbewertung dieser Indikatoren können für ein solches 
Vorhaben wichtige Standortinformationen liefern und somit eine vermehrte Abstimmung der zukünftigen 
Wohnstandortentwicklungen auf bestehende und die Wohnqualität beeinflussende infrastrukturelle Struk-
turen erleichtern. Diese Kartendarstellungen können einerseits eingesetzt werden, um eine optimale Nut-
zung der vorhandenen Infrastruktur zu gewährleisten und andererseits helfen, um Versorgungsdefizite in 
(geplanten) Wohngebieten zu erkennen. 

�  Karte 5-10, 5-11 

Grenzübergreifende, ÖPNV-orientierte Wohnstandortbewertung (Aggregation aller Teilbewertungen 
mit besonderer Gewichtung der beiden ÖPNV-Indikatoren) 

Vor allem im Salzburger Zentralraum ist eine starke  Bevölkerungs- und Arbeitsplatzkonzentration verbun-
den mit hohem Verkehrsaufkommen und Umweltbelastungen, Zersiedelung und Flächenverbrauch festzu-
stellen. Zukünftig ist daher neben einer Abstimmung der Siedlungsentwicklung auf die vorhandene Ver-
sorgungsinfrastruktur eine Abstimmung auf den ÖPNV besonders wichtig. Die Siedlungsentwicklung sollte 
an Achsen leistungsfähiger öffentlicher Verkehrsmittel vorangetrieben werden, um einer Verschlechterung 
in den Bereichen Umwelt und Verkehr entgegenzuwirken. Die Teilbewertungen im Bezug auf die Nähe zu 
Haltestellen des ÖPNV stellen hier wesentliche Orientierungshilfen dar und heben jene Standorte hervor, 
die aufgrund vorhandener Bus- und/oder Bahnhaltestellen mit entsprechendem Angebot im Wohnumfeld 
eine besonders positive Bewertung erfahren. Zusätzlich bietet eine Aggregation aller Teilbewertungen mit 
starker Gewichtung der ÖPNV-Indikatoren eine „ÖPNV-orientierte“ Gesamtbewertung der Wohnstandorte. 
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9.1. Wechselwirkungen mit dem Masterplan für Salzburg 
Das Raumkonzept „Masterplan“ für die Kernregion Salzburg, welches in Kapitel 4.1 näher erläutert wird, 
stellt neben dem gegenständlichen Projekt „EuRegionale Raumanalyse (EULE)“ einen weiteren Teil des 
Arbeitsschwerpunktes „Raumentwicklung für die Europaregion Salzburg“ dar, in welchem vor allem Hand-
lungsempfehlungen für die Region gegeben werden. 

Um Analyseergebnisse und Planungsgrundlagen für die Umsetzung der Masterplan-Strategie bereitstellen 
zu können, wurden beispielsweise die Kartendarstellungen an die Masterplan-Region angepasst. Außer-
dem erfolgte die Auswahl und Entwicklung der Indikatoren zur Wohnstandortbewertung in Anlehnung an 
Maßnahmen und Ziele des Masterplans sowie anderer, die Region betreffender Planungskonzepte und 
Entwicklungsprogramme. 

Zur möglichen Realisierung von Masterplan-Strategien im Bereich Wohnen wurden einige Maßnahmen 
vorgeschlagen, die mithilfe der Analysen und Ergebnisse des Projekts EULE in ihrer Umsetzung unter-
stützt werden können, wie Tab. 22 verdeutlicht. 

 
Tab. 22 Unterstützende Ergebnisse aus dem Projekt EULE für eine Auswahl an vorgeschlagenen 

Maßnahmen im Masterplan zum Themenbereich Wohnen  

  [vgl. Masterplan Kernregion Salzburg 2011] 
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Des Weiteren sind im Masterplan zwei Leitprojekte als Teil der Maßnahmen im Themenbereich Wohnen 
angeführt, für deren Durchführung das im Zuge von EULE entstandene Kartenmaterial von Nutzen sein 
kann. Zum einen handelt es sich dabei um „Urbanes Wohnen und Arbeiten in der Stadt Salzburg und Frei-
lassing“ und zum anderen um „Flächenmonitoring in den regionalen Schwerpunkten der Wohnentwick-
lung“. In Leitprojekt 1 wird eine Modellwohnsiedlung geschaffen, die den beispielhaften Umbau eines Ge-
bietes in der Stadt Salzburg und in Freilassing darstellen soll. Dabei soll vor allem durch Nachverdichtung 
und Gebäudeaufstockung neuer Wohnraum in Kombination mit Büros, Dienstleistungen und Einzelhandel 
entstehen. Weiters soll das Wohnumfeld aufgewertet und die Energieeffizienz gesteigert werden. Leitpro-
jekt 2 führt ein Monitoring von Flächen regionaler Siedlungsschwerpunkte durch. Unter Analyse von Flä-
chen für Wohneinheiten, Einzelhandel, Dienstleistungen oder Büronutzungen und weiterer Faktoren wie 
beispielsweise Qualität des Wohnumfeldes oder Erschließung durch öffentlichen Verkehr, sollen Potenzia-
le zur Innenentwicklung erfasst und somit neuer Wohnraum geschaffen werden (Masterplan Kernregion 
Salzburg 2011).  

9.2. Ausblick 
Zusammenfassend betrachtet sollen die Darstellungen als transparente Planungs- und Entscheidungs-
grundlagen herangezogen werden, um eine Entwicklung von flächen- und umweltschonenden, funktions-
gemischten Siedlungsstrukturen zu verwirklichen und die Steuerung einer nachhaltigen Raumentwicklung 
zu unterstützen. Räumliche Nähe von Wohnen, Versorgung, Bildung etc. erhöht die Wahrscheinlichkeit, 
dass umweltfreundliche Formen des Verkehrs in Anspruch genommen werden. Daher sind bei der Sied-
lungsentwicklung kurze Arbeits- und Versorgungswege anzustreben und vorrangig Siedlungsschwerpunk-
te weiterzuentwickeln, um langfristig auch für die Erreichung von Zielen des Klimaschutzes einen Beitrag 
zu leisten. Auch für die Bearbeitung und Weiterentwicklung von Sachthemen und Teilraumgutachten, wel-
che für die Regionalentwicklung bedeutend sind, stehen hiermit weitere grenzübergreifende räumliche Da-
ten- und Planungsgrundlagen zur Verfügung.  

Die räumlichen Indikatoren, welche in die Wohnstandortbewertung eingehen, stellen natürlich keinen voll-
ständigen Indikatorenkatalog dar, der eine lückenlose Bewertung des Wohnumfeldes ermöglicht. Eine Er-
weiterung des Indikatorensets wäre in viele Richtungen denkbar, wobei es auch wichtig ist, dass die An-
zahl an Indikatoren nicht zu groß wird. Für den Zweck einer ersten grenzübergreifenden Analyse und Be-
wertung von Wohnstandorten als Planungs- und Entscheidungsgrundlage ist die Auswahl durchaus reprä-
sentativ und ausreichend. Wünschenswert, aber aufgrund der Datenverfügbarkeit nicht mehr realisierbar, 
ist eine Erweiterung des Indikators „Nähe zu medizinischer Versorgung - Apotheken“. Um die Aussage-
kraft des Indikators zu erhöhen, wäre es sinnvoll, neben den Apotheken beispielsweise die Nähe zu All-
gemein- und/oder Fachärzten hinzuzunehmen und einen „kombinierten“ Indikator für das Thema der me-
dizinischen Versorgung zu entwickeln. Zudem wäre eine Erweiterung des Modells durch die Integration 
von Ungunstfaktoren denkbar. Vor allem der Umgebungslärm als Abschlagsfaktor sollte nach flächende-
ckender Verfügbarkeit Eingang in das Modell finden.  

Die Erarbeitung der Ergebnisse wurde wesentlich durch die hervorragende grenzübergreifende Zusam-
menarbeit sowie die Mitwirkung und Unterstützung zahlreicher Behörden und Institutionen unterstützt. In 
regelmäßigen EULE Workshops wurden die Projektergebnisse laufend mit den Fachbehörden und weite-
ren Aufgabenträgern im Öffentlichen Verkehr diskutiert und weiterentwickelt.  

Im Rahmen dieses dritten Teilendberichtes werden die gemeinsam mit den Projektpartnern und Fachbe-
hörden erarbeiteten Ergebnisse zum Themenschwerpunkt „Grenzübergreifende Wohnstandortanalyse und 
-bewertung“ dargestellt. Weitere Projektergebnisse sind unter anderem in den Endberichten „Grenzüber-
greifende Bewertung und Analyse des Verflechtungsraumes Salzburg“ und „Entscheidungsgrundlagen für 
eine grenzübergreifende ÖPNV-Planung“ nachzulesen.  
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11. Anhang  

        Ergebniskarten  

Karte 5-01  Wohnstandortbewertung: Grenzübergreifendes Projektgebiet 

Karte 5-02 Wohnstandortbewertung: Nähe zu Nahversorgung - Lebensmitteleinzelhandel 

Karte 5-03 Wohnstandortbewertung: Nähe zu Bildungseinrichtungen - Kindergärten 

Karte 5-04 Wohnstandortbewertung: Nähe zu Bildungseinrichtungen - Volks/Grundschulen 

Karte 5-05 Wohnstandortbewertung: Nähe zu medizinischer Versorgung - Apotheken 

Karte 5-06 Wohnstandortbewertung: Nähe zu ÖPNV - Bushaltestellen 

Karte 5-07 Wohnstandortbewertung: Nähe zu ÖPNV - Bahnhaltestellen (S-Bahn, Lokalbahn) 

Karte 5-08 Wohnstandortbewertung: Gewichtete Durchgrünung im Wohnumfeld 

Karte 5-09 Wohnstandortbewertung: Gleichgewichtete Gesamtbewertung hinsichtlich quartiersbez. Versorgungseinrichtungen 

Karte 5-10 Wohnstandortbewertung: ÖPNV-orientierte Gesamtbewertung 

Karte 5-11 Wohnstandortbewertung: ÖPNV-orientierte Gesamtbewertung der gewidmeten Flächen 
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